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Vorwort

»DasSchwierigeist nicht, Dingezu ändern,sonderndie Bedingungen
zu schaffen,unter denenman auf die Dinge verzichtenkann.«(Frei
nach dem rumänisch-französischen Bildhauer ConstantinBrancusi,
1876 – 1957)

Taugen ManagementkonzepteausderWirtschaft für die Hochschulen?Um dieseFrage
wurdeschonviel gestritten.Konsens scheintesnun bei einemder zahlreichenvieldis-
kutiertenKonzeptezugeben:»Managementby Objectives«,übersetztals»Zielvereinba-
rungen«,stammtausderMitarbeiterführungderWirtschaft undzähltmittlerweilezuden
Instrumentenim Werkzeugkasten des»NewPublicManagement«(NPM). In diesemZu-
sammenhangwurdenZielvereinbarungenausderPersonalentwicklungvon Mitarbeitern
auf Organisationseinheitenübertragen.NachseinererfolgreichenAnwendungalsneuar-
tige Form der Führungin der öffentlichenVerwaltung währendder zweitenHälfte der
80erJahre hatNPM nunin den90erndieReformüberlegungenderHochschulenerreicht.
     Kerngedankedesgarnichtmehrsoneuen»NewPublicManagement«ist eineVerän-
derungderRahmenbedingungenvon Verwaltungsführung in Richtungauf eineVerstär-
kung der Autonomie bislang untergeordneterEinrichtungen.Nicht zuletzt unter dem
Druck finanziellerEngpässesollenstaatlicheoderöffentlicheAufgaben dadurcheffekti-
ver undeffizienter, daßsieausderstaatlichenDetailsteuerungin dezentraleVerantwor-
tungenübergebenwerden.Diesstärktzugleichdie SelbständigkeitdieserEinheitenund
schafft Anreize für einen wirtschaftlichen und erfolgsorientierten Einsatz der Mittel.
     Gleichessoll für denHochschulbereichgelten.Um jedochdie Autonomie derHoch-
schulenzu stärkenund derenEffizienz zu steigern,muß politischesNeulandbetreten
unddasVerhältnis zwischenStaatundHochschulenneugeordnetwerden.Anstellede-
taillierter Vorgaben soll die Steuerungzukünftig überdie Vereinbarung globalerZiele
und die Bewertungder erreichtenErgebnisseerfolgen.In Verbindung damit ist dann
auch die staatlicheFinanzierungder Universitätenan leistungsbezogeneKriterien zu
koppeln.
     NurwennStaatund Hochschulenals gleichberechtigteVerhandlungspartner auftre-
ten, werden wieder Freiräumefür eigenverantwortlichesHandeln geschaffen.Diese
Transparenz auf der Grundlagevon Zielvereinbarungenist auchhochschulinterndrin-
genderforderlich.Klare Vereinbarungen zwischenHochschulleitungenund Fachberei-
chen werdendas vorherrschendeEinzelkämpfertumkanalisieren,die Autonomie der
dezentralenEinheitenstärkenunddie Profilbildungfördern.Zielvereinbarungenstärken
die strategischeEntscheidungsfähigkeitvon Hochschulenundsinddaherauchim Kon-
text neuer Leitungsstrukturen zu sehen.
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     Modellevon ZielvereinbarungenzwischenStaatund Hochschulenim In- und Aus-
land sowiezwischenHochschulleitungenund Fachbereichen sowieBeispielefür fach-
bereichsinterneZielvereinbarungenwurden auf dem CHE-Symposium»Hochschulen
und Zielvereinbarungen– neuePerspektivender Autonomie« im November1998 in
Mannheimvorgestelltunddiskutiert.Vertrauen stattmißtrauen,verhandelnstattanord-
nen,vereinbarenstatt beschließen:Im Vordergrund aller BeiträgestandenProzeßwir-
kung und positive Dynamik des Instrumentes »Zielvereinbarungen«.
     Als ErgebnisdesSymposiumsläßt sich die Erkenntnisfesthalten,daßüberZielver-
einbarungenalsgeeignetesManagementinstrumentfür HochschulenüberwiegendKon-
sensbesteht– einebeachtenswerteAusnahme in deraktuellenhochschulpolitischenDis-
kussion.DasCHE ist daherzuversichtlich,daßfür die auchnachdemSymposiumnoch
offenenFragenzur praktischenUmsetzungvielerortsLösungengefundenwerden,die
die künftigenEntwicklungenunsererHochschulenvoranbringen.Der vorliegendeBand
liefert Beispiele dafür.
     DenReferentenderTagung sowiedenAutoren dieserSchrift dankenwir für ihr En-
gagementund dafür, daßsie übereinenteilweiseschwierigenProzeßder Veränderung
berichtethaben.Dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst desLandes
Baden-Württembergverdankenwir eine finanzielle Unterstützungder Veranstaltung.
FrauKlaudiaKricks im CHE dankenwir für dasManuskript-Management.Der Verlag
BertelsmannStiftung hat uns wie immer mit Brigitte Neuparthund ChristianeRaffel
kompetent und zuverlässig betreut.

Dr. Jutta Fedrowitz
Mag. Erhard J. Krasny
Dr. Frank Ziegele

8



Hochschulmanagement durch Zielvereinbarungen –
Perspektiven eines neuen Steuerungsinstruments

Detlef Müller-Böling, Ulri ch Schreiterer

1  Zielvereinbarung – neues Schlagwort in der Hochschulentwicklung?

Als einerderAutoren diesesBeitrags1994in einemKreis von RektorenundOrganisa-
tionswissenschaftlern– damalsnochin derEigenschaftalsRektorderUniversitätDort-

1mund – erstmalsvon der Möglichkeit von Zielvereinbarungensprachund ein Papier
dazuvorlegte, beschiedmanihn mit denWorten: »Ein ganzinteressantesKonzept, aber
für Hochschulennicht geeignet,zumindestnicht für die deutschenHochschulenin den
nächsten 15 Jahren.«
     DieseGeschichtebelegtzweierlei:DeutscheRektorenebensowie Organisationswis-
senschaftlerkönnenirren. Und die Hochschulentwicklunggewinntauchin Deutschland
an Beschleunigung.
     Die gewaltigen Herausforderungenan das Hochschulsystem,vom quantitativen
Wachstum über neue, vielfältig differenzierteLeistungsanforderungenbis hin zu den
stagnierendenodersinkendenHaushalten,habenGrenzenund Unzulänglichkeitender
herkömmlichenSteuerungsmechanismenund Organisationsstrukturenim staatlichen
deutschenHochschulwesenimmerdeutlicherwerdenlassen.SowohldiestaatlichenOrd-
nungsvorgabenalsauchdie hochschulinternenSteuerungsmechanismenund-strukturen
könnennicht längersicherstellen,daßdieHochschulenihrevielfältigenAufgaben in der
GenerierungundVermittlung wissenschaftlicherErkentnisseangesichtsdiesesmassiven,
auchinternationalzu beobachtendenVeränderungsdruckes möglichsteffektiv, effizient
undzudemauchnochinnovativerfüllenkönnen.DieseEinsichtgehörtheutefastschon
zu denhochschulpolitischenGemeinplätzen.Gefragtsind dahersowohlneueGrundla-
genundRegelnfür dieBeziehungenzwischenStaatundHochschulen,in gleichemMaße
aberauchneueWillensbildungs- und Entscheidungsmechanismeninnerhalbder Hoch-
schulen.
     In der Grundtendenzder hochschulpolitischenDebattebestehtmittlerweile weitge-
hendeÜbereinstimmungdarüber, daßeinzig der Verzicht auf eineprozeduraleund in-
haltliche Detailsteuerungder Hochschularbeitdurch staatlicheVorgaben weiterhelfen
kann.Deregulierung, dezentraleErgebnisverantwortungund output-bzw. outcome-ori-

2entierteSteuerungsverfahrensollenan ihre Stelletreten, und die Hochschulenmüssen

               
1 Späterveröffentlichtunter:D. Müller-Böling, Zur Organisationsstrukturvon Universitäten,in: Die Betriebswirt-

schaft, Heft 5 / 1997, S. 603 – 614.
2 Vgl. u. a. K. Alewell, Autonomie mit Augenmaß. Göttingen,1993;D. Müller-Böling und T. Küchler: Elemente

einesneuenSteuerungsmodellsim Hochschulbereich,in: BetriebswirtschaftlicheForschung und Praxis 6 / 1997,
S. 653 – 670.
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ausdemKorsett engmaschigerstaatlicherHaushalts-undOrganisationsauflagenentlas-
senwerden.Die Wegmarken dernotwendigenReformensindidentischmit Themen der

3früherenSymposiendesCHE: umfassendeVerfahren zur Qualitätssicherung, Neurege-
4 5lung desHochschulzugangs, Budgetierungund neueWege der Mittelverteilung, ef-

6fektive Leitungsstrukturen.
     ZielvereinbarungenoderKontraktmanagement sind ein weitererwichtiger Baustein
eines neuen Steuerungsmodells im Hochschulbereich:
– Einerseitstragensie dem UmstandRechnung, daßdie einzelnenHochschulenund

Fakultäten / Fachbereiche in einem zunehmendwettbewerblichenUmfeld ein Leit-
bild, Profil undeigeneZiele entwickelnmüssen,andenensie ihre Arbeit undStruk-
turen ausrichten.

– AndererseitsverknüpfensiesolcheZiele undAufgabenbeschreibungen mit derFrage
der dafür erforderlichen Mittel.

– Und drittensersetzensieAufträge undVorgaben durchVereinbarungen, worin kon-
kreteVerantwortlichkeiten für dasErreichenundVerfolgen derZiele nachdemPrin-
zip von Leistung und Gegenleistung(Ressourcenfür die Aufgabenwahrnehmung)
niedergelegt werden.

Zu fragenist nun,welchenBeitragZielvereinbarungenin derEntscheidungsfindungund
für die SteuerungzwischenStaatund Hochschuleneinerseitsund innerhalbder Hoch-
schulen andererseits spielen können.

2  Der hochschulpolitische Hintergrund von Zielvereinbarungen

Auf allen EbenendesHochschulsystemsstellt sichstetswiederdasselbeProblem:Wie
könnenEntscheidungenautonomerWissenschaftler, autonomerFachbereiche, autono-
merHochschuleneingebunden,koordiniertoderzumindestabgestimmtwerdenmit eben-
soautonomenEntscheidungenvonKollegen, anderenFachbereichen, anderenHochschu-
len oder des Staates?
     Die Frage wird verschärft unter den Bedingungen
– knapperRessourcenmit derNotwendigkeit,PrioritäteninnerhalbderKorporation zu

setzen,
– organisatorischerEntscheidungsschwächein derGruppenhochschule, verbundenmit

7mangelnder Selbstkontrollfähigkeit der Gremien.
               
3 D. Müller-Böling (Hrsg.), Qualitätssicherung in Hochschulen: Forschung – Lehre – Management, Gütersloh, 1995.
4 H. J. Meyer und D. Müller-Böling (Hrsg.): Hochschulzugangin Deutschland– Statusquo und Perspektiven,

Gütersloh, 1996.
5 CHE Centrumfür Hochschulentwicklungund HIS Hochschul-Informations-System(Hrsg.), Symposium:Staat-

liche Finanzierungder Hochschulen– neueModelle und ErfahrungenausdemIn- und Ausland, 29. / 30. April
1997,HIS-Kurzinformation A 9 / 97, Teil 1: Modelle Ausland, HIS-Kurzinformation A 10 / 97, Teil 2: Modelle
Deutschland, S. 57 – 59.

6 D. Müller-Böling undJ. Fedrowitz(Hrsg.), Leitungsstrukturenfür autonomeHochschulen:Verantwortung – Re-
chenschaft – Entscheidungsfähigkeit, Gütersloh, 1998.

7 Vgl. u. a. D. Müller-Böling, Zur Organisationsstrukturvon Universitäten,in: Die Betriebswirtschaft,Heft 5/
1997,S. 607; D. Müller-Böling und E. Krasny, StrategischePlanungan deutschenHochschulen,in: D. Müller-
Böling, L. Zechlinu. a. (Hrsg.), StrategieentwicklunganHochschulen.Konzepte– Prozesse– Akteure. Gütersloh,
1998,S. 38f.; D. Leuze, Mitwirkungsrechteder Mitglieder, in: Chr. Flämig u. a. (Hrsg.), HandbuchdesWissen-
schaftsrechts, Zweite Auflage, Berlin, 1996,Bd. 1, S. 866; HessischesMinisterium für Wissenschaft und Kunst
(Hrsg.), Autonomie und Verantwortung – HochschulreformunterschwierigenBedingungen.Bericht der Hoch-
schulstrukturkommission des Landes Hessen, Frankfurt a. M., 1995, S. 309 – 314.
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Individuelle Interessenübergreifende, d. h. korporativeZiele der Hochschuleund ihrer
Untereinheiten,sind abergleichermaßenVoraussetzung wie Ausdruck verantworteter
Autonomie. Planungs-,Entscheidungs-und Kontrollinstrumente der Hochschulensind
folglich sozu gestalten,daßstrategischeundoperationaleZiele generiert,eineeffektive
ZielverfolgunggesichertundLeistungenin Zielerreichungund -verfolgungsowohldo-
kumentiertalsauch(positiv wie negativ)sanktioniertwerdenkönnen.Zielvereinbarun-
gensollenhier weiterhelfen.Daßsiemittlerweileauchfür denHochschulbereichin die
Diskussiongekommensind,hatzwei Ursprünge:Erstensstehensie im Zusammenhang
des»New Public Management«-Ansatzes, und zweitenszählensie zu den Koordina-
tionsinstrumentender betriebswirtschaftlichenbzw. sozialwissenschaftlichenOrganisa-
tionslehre.

2.1  »New Public Management«

Konzepte der ziel- und ergebnisorientiertenVerwaltungsführung sind Bestandteilevon
Verwaltungsreformen, dieseitetwaAnfangder80erJahreunterdemBegriff »NewPub-
lic Management«zusammengefaßtwerden.Er bezeichneteinenAnsatzzur Reorganisa-
tion derSteuerungsabläufein deröffentlichenVerwaltung mit demZiel, daßdieseihre

8Aufgaben zugleicheffektiver und effizientererfüllen kann. SeinewichtigstenLeitge-
9danken sind :

– Stärkung der Marktorientierung sowie des Wettbewerbsdenkens,
– anPrivatunternehmenorientierteManagementkonzepte(z. B. Produkt-undLeistungs-

beschreibungen, Kundenorientierung),
– Trennung von strategischer(politischer)undoperativer(administrativer)Verantwor-

tung,
– dezentrale, teilautonomeStrukturenmit demZiel größererHandlungsspielräumefür

operative Einheiten und Mitarbeiter,
– Ergebnismessung und -bewertung.
Ausgangspunkt des»New Public Management«ist somit die Überzeugung, daßsich
staatlich-öffentlicheAufgaben undTätigkeitenin fastsämtlichenBereicheneffektiv und
effizienterwahrnehmenlassenalsbisher, wennstrategischeundoperativeEntscheidun-
genweitestgehendentkoppeltwerden.Zuständigkeitenfür dieDefinition vonLeistungs-
zielen einerseitsund für derenoperativeUmsetzungund Erfüllung andererseitssind
möglichstklar voneinanderzu trennen.Die ErgebnissteuerungteilautonomerFunktions-
einheitenrückt globaleLeistungsaufträgeder Aufsichtsgremien, die gleichzeitigKon-
trollfunktionenwahrnehmen,an die Stellevon detailliertenAnweisungen,aufgabenbe-
zogeneBudgetsan die von kameralistischerHaushaltführungund Rechnungslegung.
Komplementär dazuersetztdie wirkungsorientierteRechenschaftspflichtderoperativen
Einheiten die ex-ante-Programmierung ihrer Arbeitsweise.
     Für den Hochschulbereichbedeutetdies zunächsteine Substitutiontraditioneller
Steuerungs-undFinanzierungsverfahrendurchneuartigeVertragsbeziehungen zwischen
StaatundHochschulen,in derenGefolgedannaberauchim Binnenverhältniszwischen

               
8 Vgl. R. Dubs, Schule, Schulentwicklung und New Public Management, St. Gallen, 1996.
9 Vgl. Ch.Reichard,NeueAnsätzederFührungundLeitung, in: KlausKönig, HeinrichSiedentopf(Hrsg.), Öffent-

liche Verwaltung in Deutschland, Baden-Baden, 1996 / 97, S. 646.
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Hochschulleitungund Fakultäten. Die neueGeschäftsgrundlagebestehtin einerFinan-
zierungmöglichstklar definierterAufgaben undLeistungen,in einerRückführungstaat-
licher Weisungs- und Regelungsrechteauf Rahmenkompetenzensowie in einer dazu
komplementärengrößerenVerwaltungs- undFinanzautonomiederHochschulen:Selbst
verantwortlichfür die Art und Weise der Aufgabenerfüllung, müssensie die erzielten
Leistungen,ihre Aktivitäten und Profile in einemwettbewerblichenUmfeld öffentlich
vertreten.Auch derzunehmendeinter- undintrahochschulischeWettbewerb (umStudie-
rende, PersonalundMittel ebensowie um LeistungenundReputationin LehreundFor-
schung)verlangtnacheinerstärkerenTransparenz vonAufgaben undLeistungen,Struk-
turen und Potentialen der einzelnenHochschulenund ihrer Untereinheiten.Sie sehen
sich damit vor die Fragegestellt,wofür sie welcheMittel einsetzenund welcheErgeb-

10nissesie dabeierzielen,d. h., ob der Mitteleinsatzeffektiv und effizient ist. Global-
haushaltefür die Hochschulenunddie BudgetierungeinzelnerEinheitenundAufgaben-
bereicheschaffeneinen zusätzlichenBedarf, komplementärdazuLeistungszieleoder
»Produkte«zu definierenundzu überprüfen.Die Einführungvon Globalhaushaltenver-
langtdaherim Prinzipnachflankierenden»Leistungsvereinbarungen«,diedenCharakter
eines »Lastenheftes« besitzen, und »Produktinformationen«.

2.2  Hochschulen als »spezifische« Organisationen

Organisationist Arbeitsteilung, sprichSpezialisierungaufdereinenSeiteundKoordina-
11tion, d. h. Zusammenführungder spezialisiertenAufgabenerfüllung auf der anderen.

DieseCharakteristikateilenHochschulenselbstverständlichmit allenanderenOrganisa-
tionen.Andererseitssindsie jedochvon Spezifikageprägt,die siesehrdeutlichsowohl
von staatlichenVerwaltungen als auchvon privatwirtschaftlichorganisierten,gewinn-

12orientierten Unternehmen unterscheiden:
– HochschulenzeichnensichdurchloseinterneKoordinationsstrukturen, geringeInte-

grationskraft und schwache Kontrollmechanismen aus.
– Ziele der Hochschulensind meistvagedefiniert und häufig ambivalentbzw. multi-

dimensional.Sowohlbei Hochschulangehörigenselbstals auchin bezugauf gesell-
schaftlicheErwartungengegenüberdenHochschulenresultierendarausUnsicherhei-
ten und potentielle Zielkonflikte.

– SolcheheterogeneErwartungenandieHochschulenwerdenverstärktdurcheinenicht
eindeutigbestimmbareAnzahl von »stakeholders«undAnspruchsgruppeninnerhalb
derHochschulen.DazugehörenStudierende, Absolventen,ProfessorenundMitarbei-
ter, Eltern,Arbeitgeber, Regierung, Kollegen andererHochschulen,außeruniversitäre
und industrielle Forschungseinrichtungen.

– Leistungender Hochschulenzu messenund in Produkteoder Produktgruppenzu
klassifizieren,ist sehr schwierig. Hochschulenmangeltes an einer einzigen,klar
beschreibbarenProduktionsfunktion.Damit könnenaberdie vom NPM geforderten

               
10 Vgl. R. ReichwaldundH. Koller, Zur Organisationder Universitätder Zukunft. Eine ökonomischeBetrachtung

aus Sicht der Principal-Agent-Theorie, in: Wissenschaftsmanagement 1 / 1998, S. 39 – 49 (hier S. 40).
11 Vgl. E. Grochla, Einführung in die Organisationstheorie, Stuttgart, 1978, S. 31 ff.
12 Vgl. D.: Müller-Böling, Zur Organisationsstrukturvon Universitäten,in: Die Betriebswirtschaft,Heft 5/1997,

S. 603 – 614, BarbaraSporn, Adaptive University Structures, HabilitationsschriftWirtschaftsuniversität Wien,
1999.
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Leistungs-undWirkungskontrollen dortnurbeschränktundmit häufigkaumakzepta-
blenTransaktionskosten zurAnwendungkommen,dennsieerfordernmöglichstkon-

13krete Produktbeschreibungen zur Kostenermittlung.
– Die Organisationskulturvon Hochschulenzeichnetsichdurchdiemitgliedschaftliche

EinbindungeinergroßenAnzahlvonExperten(Professoren)mit jeweilseigenenEnt-
scheidungsbefugnissenaus. Typisch für die Professorenschaftsindein starkesAuto-
nomiestrebenundlediglich begrenzteLoyalitätengegenüberdemInstitut,demFach-
bereichund der Universität.Ihre primäreOrientierunggilt der jeweiligenDisziplin

14und den Fachkollegen, d. h. der scientific community.
InsgesamtstellenHochschulendahernotorischunterdeterminierteOrganisationendar.
UnterschiedlicheRelevanzhorizonteverschiedenerGruppenundwissenschaftlicherDis-
ziplinenals institutionsprägendeKerne, heterogene, teilweisesogarkonfligierendeAuf-
gabenundganzunterschiedlicheArbeitsweisendereinzelnenFächerundUntereinheiten
werdendort untereinemgemeinsamenDachversammelt.In diesendurchinnereBande
undgemeinsameInteressennur sehrlockerverknüpftenGebildenstellt derAufbau ziel-
führenderundeffektiverWillensbildungsprozesse eineschwierigeHerausforderungdar.
Andererseitssindnicht-hierarchischeEntscheidungsprozesseundweitgehendeEigenver-
anwortlichkeitdereinzelnenOrganisationseinheitenundauchMitgliederderHochschule
aberseit jeherunerläßlicheVoraussetzungen undkonstitutiv für eineproduktiveWahr-

15nehmung ihrer primären Aufgaben in Forschung und Lehre.

2.3  Koordinationsinstrumente für Hochschulen

Koordinations- und Steuerungsinstrumenteim HochschulbereichkönnendiesesSpan-
nungsverhältnisnicht ignorieren.Vielmehr müssensie in derLagesein,die Handlungs-
fähigkeitderKorporation zu sichern,ohnedie eigentümlichenSpielregelnder»Organi-
sation Hochschule« zu verletzen.
     BetriebswirtschaftlicheOrganisationslehreund Organisationssoziologiekennendie

16folgenden Koordinationsinstrumente :
– persönliche Weisung,
– schriftliche Regelungen (Gesetze, Erlasse, Vorschriften),
– interne Märkte,
– Standardisierung von Rollen (Professionalisierung),
– Organisationskultur (Ethos),
– Selbstabstimmung (Kollegialitätsprinzip),
– Zielvereinbarungen (management by objectives).
Die Voraussetzungen diesereinzelnenKoordinationsinstrumente und – darausabgelei-
tet – ihre Eignungfür die Hochschulenlassensich,grobvereinfacht,etwafolgenderma-
ßen klassifizieren:
               
13 D. Kopp, New University Management.Aktuelle Hochschulreformenam Beispielder UniversitätBasel,Basel,

1998, S. 16 f. (WWZ Forschungsbericht 1 / 98).
14 M. Henkel, Academic Values and the University as CorporateEnterprise, in: Higher EducationQuarterly

51. 1997, S. 134 – 143.
15 E. Hödl, StrategischesManagementauf der Grundlagevon Fachbereichsprogrammen, in: DasHochschulwesen

1 / 1998, S. 19 – 24.
16 Siehestellvertretendfür die organisationswissenschaftlicheLiteratur A. Kieser und H. Kubicek, Organisation,

3. Auflage, Berlin-New York, 1992.
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Koordinationsinstrument Voraussetzung Eignung für die Universität

persönliche Weisung Hierarchie sehr bedingt, z. B. auf Lehrstuhlebene,
  in Werkstätten etc.

schriftliche Regelungen standardisierte Aufgaben begrenzt geeignet

interne Märkte Vergleichbarkeit und bedingt, z. B. Kapazitätsverordnung,
 »Preise« von Leistungen Lehrverflechtung etc.

Standardisierung repetitive Aufgaben ungeeignet
 von Rollen

Organisationskultur gemeinsame Werte, sehr gut geeignet, z. B. Hausberufungs-
 Identifikation verbot, Profilpflege etc.

Selbstabstimmung Hierarchiefreiheit, prinzipiell geeignet, sofern gleichzeitig
 Überschaubarkeit Fremdkontrolle gesichert ist

Zielvereinbarung große Autonomie sehr gut geeignet

2.4  Zielvereinbarungen

DasInstrumentderZielvereinbarungberuhtdarauf, daßsichprinzipiell gleichberechtig-
te, jedochmit unterschiedlichenAufgaben oder FunktionenausgestattetePartnerüber
Ziele verständigen,derenErfüllung zu einemfestgelegtenspäterenZeitpunktüberprüft
wird. Die Resultatemündendann in einenerneutenZielvereinbarungsprozeß.Dieses
InstrumentsetztaufgroßeSelbständigkeitdezentralerEinheitenbeiderBearbeitungver-
einbarterAufgaben einerseitsund derenRechenschaftspflichtbzw. Kontrolle über die
erbrachtenLeistungenandererseits. Es markierteinegrundlegendeVeränderung in der
PhilosophiestaatlichenHandelns:An die Stelle der traditionellenInput-Orientierung,
bei der die eigentlichenAufgaben und vor allem die damit zusammenhängendenLei-
stungserstellungsprozesseeineeheruntergeordneteRolle spielen,tritt nun einea priori
wirkungsorientierteSteuerungstaatlicherAufgabenbereiche und öffentlich finanzierter
Aktivitäten. Sie wird zu einemfunktionalenÄquivalentder Input-Steuerungund einer
notwendigenErgänzungvon Globalbudgetsfür die Hochschulen.Die politischen(d. h.
staatlichen)Entscheidungsträgerkönnenüber Art und Umfang der Aufgaben und er-
wünschtenLeistungender Hochschulenmitbestimmen,indem sie derenFinanzierung
entsprechend den vereinbarten Zielen gewährleisten.
     Zielvereinbarungensollendazubeitragen,daskünftige Handelnder Akteure in der
Hochschulean solchenWirkungen und Anliegenauszurichten,an derenAuswahl und

17Gestaltungsieselbstmitgewirkt haben. EineVerständigung überkorporativeZiele der
Hochschuleund ihrer einzelnenUnter-Einheiten ist deshalbeinenotwendigeersteVor-
aussetzungfür derenergebnisorientierteSteuerung. Damitwird dieseArt derSelbststeu-
erungzu einemvielversprechendenInstrument,um die performanceder Hochschulen

               
17 Siehehierzuz. B. HessischesMinisterium für Wissenschaft und Kunst (Hrsg.), Autonomie und Verantwortung,

S. 328 ff.; D. Müller-Böling, Qualitätssicherungin Hochschulen– GrundlageeinerwissenschaftsbasiertenGesell-
schaft,in: Wissenschaftsmanagement 2 / 1995,S. 65 – 70; W. OechslerundR. Reichwald,Managementstrukturen
an deutschen Universitäten, in: Forschung und Lehre 6 / 1997, S. 282 – 285.
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in einemsich dynamischveränderndenUmfeld im Rahmeneiner»kontrolliertenAuto-
18nomie« zu optimieren , das derenSteuerungsfähigkeitfordert und fördert. Auf der

BasiseinerkritischenAnalysevon Erfolgspotentialen,Stärkenund Schwächenin den
einzelnenAufgabenbereichen eineStrategiezu erarbeitenundzu implementieren,stellt
eine der wichtigstenHerausforderungenfür die FührungautonomerHochschulenund

19zugleich eine Voraussetzung für deren erfolgreiche Arbeit dar.
     Grundsätzlichkönnen Zielvereinbarungeneiner ganzenPalette unterschiedlicher
Zwecke dienen: Über die »klassische«Funktion einer Rahmensteuerungautonomer
HandlungsträgerhinauslassensiesichzurKoordination undzur Initiierung»konzertier-
ter Aktionen«verschiedenerHandlungseinheitenin derHochschuleunddankder ihnen
eigentümlichenVerfahrensarchitektur ebenauchzu derenstrategischerSelbstreflexion
oderStandortbestimmungnutzen.SiestellensowohleineAlternativezurbürokratischen
FührungdurchRechtsvorschriftenund Detailanweisungendar als aucheineWeiterent-
wicklung der klassischenForm der mehr oder wenigerungesteuerten»akademischen
Selbstabstimmung«.Indem sie Planungs-und Ressourcenentscheidungenmit Fragen
verknüpfen, wie
– Was wollen wir?
– Wofür setzen wir welche Mittel ein?
– Welche Aufgaben sollenbesondersbetontundgefördert,welcheLeistungenbelohnt

werden?
– Welche Maßnahmensind für eine Verbesserung der Leistungen,Attraktivität und

Erfolgspotentiale der Hochschule notwendig?,
schaffenZielvereinbarungenkeine»absolute«Leistungstransparenzumdererselbstwil-
len.Vielmehr setzensieLeistungen,StrukturenundProzessein Beziehungzuerwünsch-
tenZielen,PrioritätenundMaßnahmenundmachensieaufdieseWeiseeinerBewertung
anhandnachvollziehbarerKriterien zugänglich.ZugleichschafftdieseTransparenz ein
hohesMaß an Verbindlichkeit und soll Entscheidungsträgerwie sämtlicheHochschul-
mitgliederzu zielführendemHandelnstimulieren.Dafür ist esfreilich unbedingterfor-
derlich,ihnenbeiderZielverfolgungundin derkonkretenArt undWeisederAufgaben-
erfüllung hinreichend große Gestaltungsspielräume zu belassen.
     DerbesondereCharmevon Zielvereinbarungenliegt somit in demVersuch, zeitlich
terminierte, wechselseitigeVerbindlichkeiten zwischenverschiedenenEntscheidungs-
ebenenin derHochschulezu sichern.DennkooperativeZielfindung, die Definition kla-
rer Verantwortlichkeiten für die BearbeitungausgewählterZiele sowiedie Verknüpfung
von Aufgaben und darauf bezogenenLeistungenmit Ressourcenzuweisungenunter-
scheidenZielvereinbarungenvon einseitigen,hoheitlichen Zielvorgaben oder Lei-
stungsaufträgeneiner übergeordnetenOrganisationsebenean die einzelnenoperativen
Einheiten (Staat → Hochschulen, Hochschulleitung → Fachbereiche).
     Beider Vereinbarung von Zielen, zielführendenMaßnahmenund erwünschtenLei-
stungenmußallerdingsstetsklar sein,welcheWirkungen angestrebtwerdenundwelche
Erfolgskriteriendafürgeltensollen.Nur dannist esnämlichmöglich,ErfolgeoderMiß-
erfolge im RahmeneinesentsprechendausgestaltetenBerichtswesenssichtbarzu ma-

               
18 D. Kopp, New University Management;D. Müller-Böling, Zur Organisationsstrukturvon Universitäten,in: Die

Betriebswirtschaft, Heft 5 / 1997, S. 603 – 614.
19 Vgl. M. Shattock,HigherEducationCuts, ResearchSelectivityandtheManagementChallenge, in: E. Frackmann

und P. Maassen(Hrsg.), Towards Excellencein EuropeanHigher Educationin the 90s, Utrecht,1992,S. 257;
B. R. Clark, Creating Entrepreneurial Universities: Organizational Pathways of Transformation, Oxford, 1998.

15



chen.Ebensounerläßlichist die zeitlicheBefristungvon Zielvereinbarungen,damitsich
klare Wegmarken für die Überprüfungsowohl der Zielerreichungsgradeals auchder
Ziele selbst ergeben.

3  Ebenen der Zielvereinbarung – oder: Was soll vereinbart werden?

Die ersteFrage, die sich im Zusammenhangmit Ziel- und Leistungsvereinbarungen
stellt, ist die, wasgenauzwischenStaatundHochschulenoderzwischenHochschullei-
tung und Fachbereichen vereinbartwerdensoll. Von vornhereinlassensich hier unter-
schiedliche Gestaltungsebenen anzielen, und zwar
– angestrebte Wirkungen,
– Formalziele im Sinne von generellen Ausrichtungskriterien,
– Sachziele im Sinne von output bzw. Produkten,
– Maßnahmen im Sinne von Handlungsprogrammen.
An denBeispielender Ziele »Internationalisierung«und »Gleichberechtigung«sind in
der folgenden Tabelle mögliche Konkretisierungen aufgelistet.

Gestaltungsebene Internationalisierung Gleichberechtigung

angestrebte – Absolventen deutscher Hoch- – Frauen und Männer sollen in
Wirkungen  schulen sollen sich auf einem  Politik, Wissenschaft und
  zunehmend globalisierten  Gesellschaft gleich stark in
  Arbeitsmarkt behaupten  Entscheidungspositionen
  können.  vertreten sein.

Formalziele – Absolventen sollen Kenntnisse – Bei allen Entscheidungen der
  der Wirtschaft und Kultur  Hochschule (Personalstruktur,
  anderer Länder vorweisen  Curricula ...) soll die gezielte
  können.  Förderung von Frauen
    berücksichtigt werden.

Sachziele – integrierte Auslandssemester – 50 Prozent aller Positionen
  auslandsorientierte Studien-  sollen von Frauen besetzt
  gänge, z. B. »Wirtschaft  werden.
  Ostasien« – Einrichtung einer Professur für
 – 15 Prozent der Studierenden  Frauenforschung
  sollen im Ausland studieren.
 – international kompatible
  Studienabschlüsse

Maßnahmen – Abschluß von Partnerschafts- – Wahl von Frauenbeauftragten
  abkommen – Mittelverteilung nach Indikatoren
 – Beratungsangebote  Frauenförderung
 – Anerkennung von Prüfungs- – Richtlinien zu Berufungs-
  leistungen  verfahren
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3.1  Wirkungen /Outcome

Die angestrebtenWirkungen beschreibenin derRegelin sehrallgemeinerForm das, was
bewirkt werdensoll. Wirtschafts- und Bildungspolitikerwollen beispielsweisemit der
InternationalisierungderHochschulendie internationaleWettbewerbsfähigkeit derdeut-
schenWirtschaft stärkenbzw. sichern.AllerdingssindsolcheWirkungen häufignursehr
schlechtzu überprüfen– etwawegenderLangfristigkeit,mit dersieeintreten– undnur
schwereinzelnenAktivitätsfeldernzuzuordnen.Im vorliegendenFall kanndie interna-
tionaleWettbewerbsfähigkeit derdeutschenWirtschaft z. B. auchdurchdasbetriebliche
Ausbildungssystem, die Wirtschaftspolitik, ja sogardurchdie FehlerandererVolkswirt-
schaften u. v. a. m. positiv beeinflußt werden.

3.2  Formalziele

Formalziele sind Ziele bzw. Kriterien, an denensichEntscheidungeninnerhalbderOr-
ganisationausrichten.Bezogenauf ökonomischeAspekte, werdenin diesemZusam-
menhangstetsRentabilitätoderGewinngenannt.In bezugauf dasZielbündel»Interna-
tionalität«könntendiesKenntnisse derAbsolventenüberandereKulturen sein,bezogen
auf dasGleichberechtigungszieldie Ausrichtung sämtlicherEntscheidungsverfahrenin
der Hochschule auf Anliegen und Aspekte der Frauenförderung.

3.3  Sachziele

Sachzielebezeichnenkonkrete Produkteder Organisation,die auch den Inhalt von
Soll-Größenangebenkönnen:Was soll in welchenMengenund in welcherQualität in
welchemZeitraumproduziertwerden?In derHochschulekönntendies, bezogenauf die
erwähntenOberziele, etwa internationaleStudiengängeund internationalkompatible
Studienabschlüssesein oder die Einrichtungvon Studiengängenund Professuren,die
sich explizit der Behandlung geschlechtsspezifischer Themen widmen.

3.4  Maßnahmen im Sinne von Handlungsprogramme

Den höchstenKonkretisierungsgrad weisenZielvereinbarungenüber Maßnahmenauf.
Im vorliegendenFall könnenderartigeMaßnahmenderAbschlußvon Partnerschaftsab-
kommen,Beratungsangebotefür Auslandsaufenthalte oder die Anerkennungvon Prü-
fungsleistungen sein.

Die Gliederungebensowie die BeispielederZielformulierungsollenzeigen,daßesvon
außerordentlicherBedeutungist, auf welcherEbeneZiele undLeistungendefiniertund
vereinbartwerden.Die erhofftenmotivierendenundsteuerndenFunktionenvonZielver-
einbarungenverlangeneinerseitseinenhinreichendenDetaillierungsgrad,verbietenan-
dererseitsaberallzu kleinteilige Bündel von im einzelnenvorgeschriebenenMaßnah-
men. Auf der Wirkungsebene bestehtdie großeGefahr, daßnicht überprüfbareoder
nicht zurechenbareZiele undLeistungenvereinbartwerden.Auf derMaßnahmenebene
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kannesumgekehrtzu einerdetailliertenFestlegungvon Handlungenkommen,die die
angestrebtenFreiräumenegiertund eineFortsetzung der detailliertenProzeßsteuerung
unteranderemNamendarstellt.Zielvereinbarungenauf dieserEbenesolltendaherso-
wohl zwischenStaatund Hochschulenals auchinnerhalbder Hochschulenin Ausnah-

20mefällen getroffen werden und allenfalls ein Übergangsphänomen darstellen.

4 Zielvereinbarungsprozesse – oder:
Wie kommt man zu Zielvereinbarungen?

Wie lassensich nun Zielvereinbarungsprozessein der Hochschulegestalten,damit die
erwünschtenSteuerungsleistungenerreicht und gleichzeitig die dem Instrumentarium
eigentümlicheVerbindlichkeit gesichertwerdenkönnen?DieseFrageist allesandereals
trivial. Denngegenüberdervertrautenundliebgewonnenenweitgehendunstrukturierten
Selbstkoordinationsowohlder operativenals auchder strategischenAufgabenplanung
implizierenZielvereinbarungenzwischenHochschulleitungundFachbereichen (alsden
Grundeinheitenvon Forschung und Lehre) für letztereeinentendenziellenVerlust an
Autonomie und Gestaltungsmacht.

21     DieVereinbarung von Zielen ist ein kommunikativerProzeß , derverschiedeneOr-
ganisationsebenenverbindet.Dafür kommenprinzipiell zwei Vorgehensweisen in Be-
tracht:
1. Ein bottom-upgerichteterProzeßder Formulierung, aufsteigendenBündelungund

Abstimmungvon Zielen über die verschiedenenHandlungsebenenbzw. Organisa-
tionseinheitenohnevorangehendenInput zentralerInstanzenoderder Hochschullei-
tung.

2. Zielvereinbarungenals programmatischesResultat top-down induzierter Abstim-
mungsprozesse über prioritäre Handlungserfordernisse und Anliegen.

BeideVorgehensweisen besitzencharakteristischeVorzüge undSchwächen.Siestellen
keinealternativenOptionendar, die sichwechselseitigausschließen,sondernmarkieren
als Idealtypenlediglich die Extremeeiner möglichenBandbreite. In der Realitätsind
vielfältigeMischformennichtnurdenkbar, sonderndurchaussinnvoll.Welcher Weg der
besteist, hängtzum einenvon Art und Gegenstandder angestrebtenZielvereinbarung
ab, d. h. insbesonderevonZielen,ZielwertenundHandlungsorientierungen,zumanderen
aberauchvon der in dereinzelnenHochschulejeweils vorherrschendenOrganisations-
kultur. BeispielsweisekanndiestrategischeGrundausrichtungundProfilierungeinerFa-
kultätnicht top-down verordnet,sondernnur in einerengenVerknüpfung fachlicherInte-
ressenundMöglichkeitenmit übergeordnetenLeitlinien undPrioritätenderHochschule
erarbeitetwerden.Eine besondersattraktive Mischform stellt dabei das weiter unten
skizzierte»Gegenstrommodell«dar, dasvor allemfür dieVereinbarung operativerSach-
ziele pragmatische Vorteile verspricht.

               
20 Vgl. E. Künzel, S. Nickel und L. Zechlin, Verbindliche Maßstäbefixieren. ZielvereinbarungenzwischenStaat

und Hochschule, in: Wissenschaftsmanagement 6 / 1998, S. 24 – 27.
21 W. Pippke, Zielvereinbarungen, in: Verwaltung und Management 3 / 1997, S. 290 – 294.
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4.1  Zielbildung bottom-up

Der Zielbildungsprozeßbottom-upscheintauf denerstenBlick derOrganisationskultur
22von HochschulenambestenRechnungzu tragen. In derTat könnendie vor demHin-

tergrundsich raschverändernderUmweltfaktoren(in denwissenschaftlichenDiszipli-
nen,in derStudiennachfrage, auf demArbeitsmarkt,in denverfügbarenRessourcen,im
Hochschulwettbewerbusw.) notwendigenEntscheidungenüberstrategischeLeistungs-
ziele und prioritäre Handlungserfordernissenicht ausschließlichder Hochschulleitung
überlassenwerden.Jedenfalls bliebedannfraglich, wie ein damit kongruentes, zielbe-
zogenesHandelnvon Fachbereichen und Hochschulmitgliederngewährleistetwerden
kann.Der funktionaleMehrwertvon Zielvereinbarungensoll ja geradedarinliegen,die-
senBrückenschlagdurch motivationsstiftendeund legitimationssicherndeTransparenz
zu versuchen.DarüberhinausstehtaußerZweifel, daßPortfolio-Analysen derAktivitä-
tenundStrukturenin Lehre, Forschung undDienstleistungenwie auchstrategischePla-
nungen,die an einerkritischenÜberprüfungvon Zielen und Erfolgspotentialenausge-
richtetsind,für die OrganisationsentwicklungdereinzelnenFakultäten genausowichtig

23sindwie für die gesamteHochschule. Was lägedeshalbnäher, alsProzessederZielbe-
stimmung und Zielvereinbarungen von diesen Grundeinheiten her aufzubauen?
     DieserAnsatzhat allerdingsgegenzwei Problemezu kämpfen:Zwar kann er auf
hoheAkzeptanzinnerhalbderHochschulerechnen,weil Teilhabe anEntscheidungsfin-
dungsprozesseneinHöchstmaßanLegitimationfür Entscheidungenverspricht.Dochdas
wird mit einemgroßenAufwand erkauft:Konsequent durchgeführt,müssendie Akteure
auf jederHandlungsebene(Lehrstuhl / Institut,Fakultät, Hochschulleitung, zentraleGre-
mien ...)nachihren Urteilen und Vorschlägen zu maßgeblichenZielen und Leitbildern
ihrer Arbeit vor Ort und der Hochschuleinsgesamtbefragt,die Ergebnissezuersthori-
zontal und anschließendvertikal abgestimmtund dannwieder zurückgespieltwerden
usw. Einen solchenrekursiv angelegtenProzeßergebnisorientiertzu organisieren,ist
alsoüberausvoraussetzungsvollund langwierig. Esbedarfdafürnicht nur einerprofes-
sionellenBegleitungundProzeßsteuerung, sondernvor allemaucheinergroßenBereit-
schaft sämtlicherBeteiligter zu Offenheit und Einigung. Sind dieseVoraussetzungen
nicht gegeben,bestehtein erheblichesRisiko, daßdie Abstimmungsprozesseim Ge-
strüpp unterschiedlicherInteressen,Ebenenund Strömungenversandenund der Ab-
schluß von Zielvereinbarungen in weite Ferne rückt.
     Dasführt zum zweitenRisiko diesesAnsatzes:Es gibt keine Rezepte, geschweige
denneineGarantiedafür, wie dieprimärfachbezogenenLeistungszieleundAnliegender
organisatorischenGrundeinheiten(Fachbereiche und Einrichtungen)allmählich zu in
sichkonsistenten,übergreifendenZielbündelnverdichtetwerdenkönnen.Idealitersoll-
ten freilich Leitbild, aufgabenbezogeneOberzieleund Einzelziele, ausdenenkonkrete
Maßnahmenabgeleitetwerdenkönnen,ein in sichstimmigesSystemin Form einerPy-
ramidebilden.Wenn aberamEndedesProzesses»kontraktfähige«Ziele undVereinba-
rungenmit denin Abschnitt5 beschriebenenAnforderungenundMerkmalenstehensol-

               
22 Soz. B. D. Müller-Böling mit seinemam»Schalenmodell«ausgerichtetenVorschlag zur Organisationuniversitä-

rer Zielbildungsprozesse, in: ders., Zur Organisationsstrukturvon Universitäten,in : Die Betriebswirtschaft,Heft
5 / 1997, S. 607 ff.

23 Vgl. dazu D. Müller-Böling und E. Krasny, StrategischePlanungan deutschenHochschulen– theoretisches
Konstrukt und ersteAnsätzeeiner Methodologie, in: D. Müller-Böling, Zechlin u. a. (Hrsg.), Strategieentwick-
lung an Hochschulen: Konzepte – Prozesse – Akteure, Gütersloh 1998.
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len, wird dasProzeßmanagementum so schwieriger, weil nicht anzunehmenist, daß
davonein starkerEinigungszwangausgeht.OhnejedeArt von top-down-Koordination
bestehtdeshalbdie Gefahr, daßdie bottom-upverlaufendeZielbildung der Hochschule
folgenlosundunverbindlichbleibt.Stellt sicheineEinigungauf realistischeundeindeu-
tig operationalisierbareZiele als schwierigoder schließlichgar unmöglichdar, dürfte
schließlichdie Versuchung großwerden,sich auf demkleinstengemeinsamenNenner
banaler Ziele zu treffen, um den schwierigen Prozeß mit einem Ergebnis abzuschließen.

4.2  Zielbildung top-down

Auf denerstenBlick sprichtüberhauptnichtsfür einentop-down-Ansatzfür die Verein-
barungvonZieleninnerhalbderHochschule, dennesist schierunvorstellbar, daßHoch-
schulleitungenForschungs- oderLehrzielevorgeben.Andererseitsstellt sichunterdem
GesichtspunktderallseitsgefordertenProfilbildungvon Hochschulendurchausdie Fra-
ge, obsolcheProfilenichtmaßgeblichvonderHochschulleitungentschiedenundgestal-
tetwerdenmüssen.Nur siescheintnämlichdazuin derLagezusein,einGesamtinteres-
se, einekorporativeZielsetzungderHochschulevor denPartikularinteressenund-zielen
derheterogenenWissenschaftsgemeindeundeinzelnenOrganisationseinheitenzuvertre-
ten.Insbesonderedann,wennesum neueSchwerpunktsetzungen,um Innovationenund
neueWeichenstellungen geht,die auchzu LastenbisherigerSchwerpunkteundbestehen-
derArbeitseinheitenumgesetztwerdenmüssen,erscheintein top-down-AnsatzderStruk-
turierung des Entscheidungs- und Zielfindungsprozesses als geradezu unvermeidlich.

4.3  Zielvereinbarungen im »Gegenstromverfahren«

Esist sicherlichsinnvoll, bottom-upund top-down nicht alsalternativeKonzepte zu be-
greifen, sondernals Endpunkteeines Kontinuums. Je nach Entscheidungskulturder
Hochschule, beteiligten Persönlichkeitenoder Aufgabenstellungen bzw. Ebenender
Zielvereinbarungkann und muß der Zielvereinbarungsprozeßstärkerbottom-upoder
top-down orientiertverlaufen.bottom-upangelegteWillensbildungsprozesse habenvor
allemdort ihrenPlatz,wo esum die Entwicklungvon korporativenLeitbildernundqua-

24litativenLeistungszielengeht. SollenZielvereinbarungenprimärderBeförderungeiner
proaktivenstrategischenPlanungder Hochschuledienen,kannhingegenauf eineauch
»von oben« stark beeinflußte Zielentwicklung nicht verzichtet werden.
     DieMischungvonbottom-upundtop-down-Elementenwird gelegentlichals»Gegen-
stromverfahren«bezeichnet.Mit einerleichtenTendenz zur top-down-Orientierung, die
wir hierbeispielhaftgegendieausführlicheDarstellungdesbottom-up-AnsatzesausAb-
schnitt 4.1. stellen wollen, könnte ein solcher Prozeß etwa folgendermaßen aussehen:
     Der Abstimmungs-und Verhandlungsprozeß beginnt mit einem Angebot strategi-
scheroderbereitsauchoperativerZiele der Hochschulleitung(top-down). Diesedoku-
mentierenmittel- bis längerfristigePrioritätenfür die Aufgaben und Leistungender

               
24 DiesesAnliegenverfolgenbeispielsweisezwei derzeitunterModerationdesCHE stehendePilotprojektean der

HochschuleBremenundanzwei Fachbereichen derUniversitätKaiserslautern.Vgl. dazuDUZ-Spezial:»Hoch-
schulen machen Reform«, Beilage zur DUZ 3 / 98, S. 6 u. 11 – 13.
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Hochschule, soweitsieGegenstandvon ZielvereinbarungenzwischenderHochschullei-
tungunddeneinzelnenorganisatorischenUntereinheitenderHochschulewerdenkönnen
und sollen.Dabeidarf essich abernicht um einenOktroi programmatischerLeitlinien
handeln,derenVerfolgungsanktionsbewehrtwird.WechselseitigeVerbindlichkeit,dienach
eineraktivenMitwirkung derausführendenAkteurebereitsbeiderErarbeitungvonZie-
lenverlangt,soll in diesemVerfahrensmodell stattdessendurchAbstimmungenundRück-
kopplungsschleifen auf der Grundlage des ersten inhaltlichen Input hergestellt werden.
     Fachbereiche undandereorganisatorischeUntereinheitensollendie Zielangeboteder
Hochschulleitungalsonicht nur passiventgegennehmen,sondernwerdenvielmehrauf-
gefordert,sie innerhalbeinerfestgelegtenFrist zu bewertenundmöglichedaraufbezo-
geneBeiträge(im Sinnevon Offerten)zu erörtern.Alternativen,Zuspitzungenund Er-
gänzungen,die sich aus der fachinternenZieldiskussionund -bildung ergeben,sind
durchauserbeten.Die ZusammenführungderBeratungsergebnisseunddie daraufberu-
hendeEntscheidungüber ein Zielvereinbarungsangebotsind letztlich Aufgaben der
Hochschulleitungals Prozeß-Promotor. An die Stelleeinesprinzipiell ergebnisoffenen
»basisdemokratischen«Verfahrens der »aufsteigenden«Zielbildung tritt hier demnach
die hochschulinterneMeinungsbildungüberein vorselektiertesZielpaketmit klar defi-
nierten Rollen-Zuständigkeiten und Zeitvorgaben.
     ZielangebotederHochschulleitungkönnensowohlaggregierteZiele für die gesamte
HochschulealsauchspezifischeZiele für einzelneBereicheoderAufgabenfelder enthal-
ten. Als möglicheBeispieleseienhier genannt:Aufbau einesfachübergreifendenFor-
schungverbundesin einemzukunftsträchtigen,»profilfähigen«Gebiet;Entwicklungneuer
StudienangeboteundStudienstrukturen,Lehr- undBetreuungsformen;Rekrutierungaus-
ländischerStudierenderund Gastwissenschaftler;Verkürzung der Studienzeiten;Redu-
zierungderAbbrecherquoten;verstärkteZusammenarbeitmit derWirtschaft in Forschung
undEntwicklung;SteigerungdeseingeworbenenDrittmittelvolumens;verbesserteNach-
wuchsförderung;FörderungvonFrauen;ProgrammezurQualitätssicherung(z. B. Evalua-
tionen);Aktivitäten zur ProfilierungundLeistungsverbesserungeinzelnerAktivitätsfel-
der; Veränderungen in der Rekrutierung und Zusammensetzung der Studierenden usw.
     Bereitszu Beginn der hochschulinternenAbstimmungmüssensolcheZielangebote
allerdingsVorschlägefür dieoperationaleUmsetzungenthalten,d. h. ZielwerteundIndi-
katorenderZielerreichungangeben,weil diesegenausowie AnreizeundSanktionenin-
tegraleBestandteileder späterenZielvereinbarungenbilden.Von vornhereinsollte klar
sein,daßder Abschlußvon Zielvereinbarungenin dendavontangiertenBereichenund
Aufgabenfeldern unmittelbareWirkungen für die Ressourcenausstattungder Vertrags-
partner haben soll.
     Auf welcheWeise derInput-Katalogvon derHochschulleitungim einzelnenerarbei-
tet (in Klausur, mit oderohneexterneMitwirkung) undwie dersichdarananschließende
Beratungsprozeßin der Hochschuleorganisiertwird (Projektgruppen,ständigeAus-
schüsse, Workshops ...), ist von sekundärerBedeutung, solangedieseAnforderungen
beachtetwerden.Jedoch sollte der Abschlußvon Vereinbarungen möglichstbald nach
Beginn der Zieldebatteerfolgen.Da eine bedingungsloseZustimmungaller Entschei-
dungsträger, GruppenundGremienzu denvorgeschlagenenAngebotspaketenkaumzu
erwartenist, wird eseinePrärogativederHochschulleitungsein,überderenUmsetzung
in Zielvereinbarungenzu entscheiden.Dafür ist esaberunbedingterforderlich,daßdie
Annahmenund Leitvorstellungen,die den vorgeschlagenenZielpaketenzugrundelie-
gen,transparent,begründetund nachvollziehbarsind.Dennnur die begründeteBewer-
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tungrelevanterinternerundexterner Entwicklungstrends, ungeschminkteAnalysenvon
StärkenundSchwächendereigenenHochschuleunddesPortfolios ihrer Einheitenlas-
sendenGesamtkontext deutlichwerdenund setzendamit zugleichReferenzpunktefür
die Diskussion und Entscheidung über die einzelnen Ziele.
     Auswahl und Ausgestaltung der Anreizeund Sanktionen,mit denendie Zielverfol-
gungstimuliertwerdensoll, richtensichzumeinennachUmfangundArt dervereinbar-
tenZieleundzumanderennachderenjeweiligerTragweite. DasSpektrumderMöglich-
keiten ist prinzipiell sehrgroß: Kann ein hochschulweiterKonsens über bestimmte
Leistungzieleerreichtwerden,magdasunmittelbarEingangin formelgebundeneMittel-
verteilungssystemefinden.Zur Beförderungvon Zielvereinbarungenmit einzelnenFa-
kultätenkönnenaberauchgesonderteRessourcen-Fonds für die proaktiveStrukturent-
wicklung eingerichtetwerden. Zur Verfolgung ausgewählterStrukturzielekann die
HochschulleitungKontrakteausloben,in einerhochschulinternen»Ausschreibung« Bei-
trägeder Fakultäten und Untereinheitendazuerbittenund diesedannim Rahmenvon
Zielvereinbarungenfür einenfestgelegtenZeitraumunterklar definiertenKonditionen
materiell fördern.
     »Gegenstromverfahren«erscheinendamit nicht nur als vielversprechender, ja sogar
besterWeg, umhochschulinterneZielvereinbarungsprozessehandhabbarzumachenund
dasZusammenspielunterschiedlicherEntscheidungs-bzw. Führungsebenenzu regeln,
ohnedie dafürnotwendigeVertrauensbasis zu vernachlässigen.Vielmehr trägtdasKon-
zept auch dem wichtigsten Grundsatzfür die angemesseneOrganisationautonomer
HochschulenRechnung:»DezentraleVerantwortung bei zentralerKonzeption mit orga-

25nisierter Absprache.«

5  Anforderungen an Zielvereinbarungen – oder: Was ist zu beachten?

Abschließendwollenwir vor demHintergrundbisherigerErfahrungeneinigeallgemeine
Regelnzusammentragen,die bei derErarbeitungund für denAbschlußvon Zielverein-
barungen beachtet werden sollten:

1. Anforderung: überprüfbare Ziele auswählen

Wasfür ZieleoderZielartensindüberhaupt»kontraktfähig«?Grundsätzlichkommenso-
wohl quantitative, ergebnisbezogeneZiele (Mengen / Fallzahlen, Leistungen / Produkte,
Ressourcenusw.) alsauchqualitative, verfahrensbezogeneZiele (Exzellenz,Innovatio-

26nen,Nachwuchsförderung, MaßnahmenzurQualitätssicherungusw.) in Frage. Essoll-
ten aberimmer nur solcheZiele ausgewähltwerden,die eine Überprüfungder darauf
bezogenenHandlungen,d. h. derZielerreichungundderZielverfolgung, erlauben.Denn
wenn es nicht möglich ist zu überprüfen,ob und in welchemMaßedie ausgewählten
Ziele erfüllt oderbearbeitetwordensind,bleibenZielvereinbarungenunvollständigund
ihr Steuerungspotential bleibt unausgeschöpft.

               
25 D. Müller-Böling, Qualitätssicherung in Hochschulen: Forschung – Lehre – Management, Gütersloh, 1995, S. 67 f.
26 Vgl. G. Wewer, Zieldefinition in der Verwaltung, in: B. Blankeu. a. (Hrsg.), Handbuchzur Verwaltungsreform.

Opladen, 1998, S. 223 – 229.
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     Auswahl und Definition von Zielinhaltenmüssendahervon möglichsteindeutigen
Kriterien für die Überprüfungund Messungder Zielerreichungund -verfolgungdurch
die jeweilsverantwortlichenAkteureabgerundetwerden.Bei Mengenzielenkannessich
um relativ einfachequantitativeZielwerteoderKennzahlen handeln.Weil mit Hilfe von
ZielvereinbarungenaberauchProzessegesteuert,Aktivitäten stimuliert und Bemühun-
gen honoriertwerdensollen, sind solcheKennzahlen um qualitative Indikatorenzu
ergänzen,die zielorientierteAktivitäten abbildenkönnen– z. B. im Bereichder Quali-
tätssicherungin der Lehre oder in der besserenstrategischenPositionierung von For-
schungskapazitäten.Als Erfolg bei der Zielverfolgung würde in solchenFällen bei-
spielsweise– entsprechendden Werkzeugen des »Total Quality Managements«in
Unternehmen– dieImplementationzielorientierterVerfahren gelten.Ein Indikatorenmix
ausKennziffern undqualitativen,prozeßorientiertenElementenempfiehltsichauchdes-
halb, weil unerwünschtenegativeSteuerungeffekteinfolge falschakzentuierterAnreiz-
systemetunlichstvermiedenwerdensollten.ZugleichkanndamitderGefahrvorgebeugt
werden,daßsichausopportunistischenKalkülennur dannVertragspartner für Ziele und
Zielwerte finden lassen, wenn diese als sicher erreichbar gelten.

2. Anforderung: realistische Ziele auswählen

Die Adressatenbzw. verantwortlichenHandlungseinheitenmüssendie vereinbarten
Ziele oderAufgaben innerhalbihresHandlungsrahmensmit denihnenverfügbarenMit-
teln tatsächlicherreichen,beeinflussenoderdurchführenkönnen.Dasbedeutet,daßdie
Ziele im Sinnevon objectivesrealistischseinmüssen.Zu anspruchsvolleZiele schaffen
keineHandlungsmotivation,sondernverleiteneherdazu,sie zu ignorieren.Umgekehrt
bietenbanaleZiele keineHerausforderung, besondereAnstrengungenzu unternehmen,
um sie zu erreichen.

3. Anforderung: Konsistenz verschiedener Ziele beachten

EineAbstimmungsämtlicherZielfindungs-und-vereinbarungsprozesseaufzentralePro-
filelementeund strategischeEntwicklungspläneim Sinne einer Hierarchisierungvon
goalsundobjectivesder jeweiligenHochschuleist zwargrundsätzlichsehrwünschens-
wert. Eine zwingendeVoraussetzung für die Einführungund Erprobungvon Zielver-
einbarungssystemenist sieabernicht. Dennochsolltedaraufgeachtetwerden,eklatante
Widersprüche zwischenden verschiedenenElementeneineszur selbenZeit geltenden
ZielbündelsoderzwischendeneinzelnenEbeneneiner»Zielpyramide«zu vermeiden,
weil sichsonstdieverschiedenenVerhaltenssignaleundwünschenswerteHandlungswei-
sen gegenseitig konterkarieren würden.

4. Anforderung: Partizipation und Transparenz
bei der Erarbeitung von Zielen und Zielwerten

Bereits in der für Hochschulencharakteristischenbottom-up-Orientierungder Zielbil-
dung kommt eine starkepartizipativeGrundhaltungzum Ausdruck. Allerdings ist es
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auchim Rahmendes»Gegenstromverfahrens«zweckmäßig, alle für die Umsetzungder
Ziele verantwortlichenGremienund Akteurean der Auswahl und Definition nicht nur
der Ziele, sondernauchder Zielwerte, Meßkriterienund Überprüfungsverfahrenzu be-
teiligen. Partizipationund Transparenz verbessernAkzeptanzund Umsetzungschancen
vonZielvereinbarungen.OhnedieBereitschaftundMotivationderverantwortlichenAk-
teure, die vereinbartenZiele tatsächlichzu erreichen,bestehtdie Gefahr, daßderenVer-
bindlichkeit nachträglich wieder in Frage gestellt wird.

5. Anforderung: Verantwortlichkeiten definieren

Kerngedanke einerwirkungsorientiertenSteuerungstaatlicherVerwaltungen undHoch-
schulenist die Verknüpfung von Zielenmit Ressourcenzuweisungeneinerseitsundeine
klareBestimmungvonVerantwortlichkeiten für dieZielverfolgungbzw. -erreichungan-
dererseits. In dervertragsähnlichenForm von Zielvereinbarungen,diedurchpersönliche
Unterschriftenbesiegeltwerdensollten,kommtdiessinnfällig zumAusdruck. Verbind-
lichkeit erhaltensie nur dannund nur insoweit,wie die Verantwortung für die Erbrin-
gung der vereinbarten Ziele oder Aufgaben eindeutig definiert ist.

6. Anforderung: Verknüpfung mit Anreizen und Sanktionen

ZielvereinbarungenstellenkonditionaleRegelnfür Ressourcenentscheidungendar. Sie
müssendaherdurch eine entsprechendeAusgestaltung der hochschulinternenAlloka-
tionsverfahren»instrumentiert«unddurchmaterielle– ggf. auchimmaterielle– Anreize
und Sanktionenflankiert werden.Im Kontext einer Budgetierungvon Aufgaben oder
Organisationseinheitenbedeutetdaseine Budgetbindungderart,daßglobaleRessour-
cenzuweisungenanvorabdefinierteLeistungszieleundZielwertegekoppeltwerden.In
diesemSinnesindZielvereinbarungenwichtigeBestandteileeinerstrategischenundope-
rativenHochschulplanung. DennPlanungbesitztüberdie wichtigeGestaltungsfunktion
von ZielenundHandlungsspielräumenhinauseinezentraleStrukturierungs-und Koor-
dinationsfunktion,die die OrganisationseinheitenundAkteurederHochschulenim Inte-
resseeinerSicherungundOptimierungvon derenLiquidität, Erfolg undErfolgspotenti-

27alen auf gemeinsame Ziele und Handlungsprogramme ausrichten soll.
     Ausmaß oderGrade, in denenvereinbarteZiele durchdie Verantwortlichen erreicht,
verfolgt oder verfehlt wordensind, müssendahernicht nur manifestwerden,sondern
auchspürbareFolgen haben.Durch die Einhaltungvon Zielvereinbarungenmußihnen
ein erkennbarer»Zusatznutzen«in Aussicht stehen.Umgekehrtmußauchdeutlichsein,
daßZielverfehlungennegativeSanktionen(z. B. Mittelkürzungen)zur Folge habenwer-
den,soweitsie jedenfallsauf unterlasseneAnstrengungenderVerantwortlichen zurück-
gehen.

               
27 Vgl. D. Müller-Böling undE. Krasny, StrategischePlanungandeutschenHochschulen– theoretischesKonstrukt

understeAnsätzeeinerMethodologie, in: D. Müller-Böling, Zechlinu. a. (Hrsg.), StrategieentwicklunganHoch-
schulen: Konzepte – Prozesse – Akteure, Gütersloh 1998, S. 15 ff.
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7. Anforderung: zielbezogenes Berichtswesen und strategisches
Controlling als ergänzende Steuerungsinstrumente

Sowohl die Zielerreichungdurch die verantwortlichenAkteureals auchdie Ziele und
ZielwerteselbstbedürfeneinerkontinuierlichenÜberprüfung. Währendesim erstenFall
umdieErfassungvonAusmaßundArt derZielerreichungbzw. der»Zielerreichungslük-
ke«geht,stehtim zweitenFall im Sinneeinesmonitoringdie FragenachderAngemes-
senheitund ggf. notwendigenReformulierungvon Zielen und Zielwerten im Mittel-
punkt.Ein leistungsfähigesBerichtswesen,ein Kontrakt-controlling, dasdurchlaufende
Soll / Ist-Vergleiche denGradder jeweiligenZielerreichungund Faktoren für mögliche
Mißerfolge offenlegensowie die EinhaltungvereinbarterMaßnahmendokumentieren
kann,undeinstrategischesakademischesControllingbildensomitunverzichtbareKom-
plementäreeinerganzheitlichen,anZielenundZielvereinbarungenausgerichtetenhoch-
schulinternenSelbststeuerung. Dabei darf der Konkretisierungsgrad des controlling
nicht über den Konkretisierungsgrad der Zieldefinition hinausgehen.

6  Perspektiven

Die Redeüber Zielvereinbarungenim Hochschulbereichhat derzeitHochkonjunktur.
Allerdings steht die sich allmählich ausbreitendeÜberzeugung, daß sie ein probates
Steuerungsinstrumentsowohl im Verhältnis zwischenStaatund Hochschulenals auch
für dieHochschulenselbstdarstellen,im deutlichenGegensatzzurnochimmersehrklei-
nen Zahl präsentablerpraktischerBeispiele. Im vorliegendenBand habenwir einige
davonzusammengetragen.Ein Königswegfür den Abschlußvon Zielvereinbarungen
und ein verbindlichesModell für derenoptimalenZuschnitt sind aber noch nicht in
Sicht,undwahrscheinlichwird essoetwasauchniemalsgeben.Um sonotwendigerist
es, praktischeErfahrungenzu sammelnund darauszu lernen,stattauf theoretischein-
wandfreie Lösungen zu warten. Nachbessern kann und muß man in beiden Fällen.
     AuspragmatischenGründenempfiehltessich,in denPraxis-Test mit vergleichsweise
einfachen,überschaubarenZielen einzusteigenund sich erst in einemzweitenSchritt
komplexeren Sachzielenzu nähern.Daß es von größterWichtigkeit ist, zunächstdie
Zielebenerichtig zu bestimmen,hattenwir ja bereitsdargelegt.Von ebensogroßerBe-
deutungist die richtigeDimensionierungderZieleunddieEinbettungvonZielvereinba-
rungenin komplexe SteuerungskreisläufegemäßdenobenskizziertenAnforderungen.
Zum gutenSchlußmüssendiesefreilich um einenweiterenHinweis ergänztwerden:
Alle bisherigenErfahrungenzeigen,daßdie Verständigung überkorporativeZiele der
Hochschulenundein Abschlußvon ZielvereinbarungenhoheAnforderungenandie Or-
ganisationundModerationderWillensbildungsprozessestellen.OhneProzeßverantwort-
liche, die das energisch zu ihrer Sache machen, geht es einfach nicht.
     Im Jahr 2004,zehnJahre nachder eingangserwähntenVeranstaltung, wird eshof-
fentlich möglich sein,eine ersteBilanz ausvielen praktischenErfahrungenzu ziehen
undzu prüfen,ob und in welchemMaßedasSteuerungsinstrument»Zielvereinbarung«
die darin gesetzten Erwartungen erfüllen kann.
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Solidarpakt und Hochschulstrukturkommission –
Erfahrungen mit Konsensprozessen in Baden-Württemberg

Peter Guntermann

DasThema desReferatessuggeriert,esgäbein Baden-WürttembergbereitsreicheEr-
fahrungenmit Zielvereinbarungen,überdie zu berichtensichlohne. Bei derEinordnung
in denThemenbereich Zielvereinbarungwill ich aberVorsicht waltenlassen.Dennder
Begriff »Zielvereinbarung«ist schillerndund unausgereift,insbesonderewenn es um
seine Anwendung auf die Finanzbeziehungen zwischen Staat und Hochschulen geht.
     Auch die Akzeptanzvon Zielvereinbarungen– wasimmer die Handelndenund Be-
troffenen darunter verstehen – war und ist zumindest gegenwärtig noch gering.
     EinSchlaglichthierfürmagdiefolgendeÄußerungeinerFrauenbeauftragtenauseiner
LandtagsanhörungAnfangNovemberdiesesJahres sein.Siesagtesinngemäß:»Das›plan-
wirtschaftliche‹InstrumentderZielvereinbarungwird überbewertet;esläuftaufdenErsatz
der bisherigen ›Fremdsteuerung‹ durch eine ›hochschulnähere Fremdsteuerung‹ hinaus.«
     Nachallen Stimmen,die ich aus den Hochschulenin Baden-Württemberggehört
habe, scheint diese Auffassung verbreitet zu sein.
     Um einer ideologisierendenund damit eherfruchtlosenAuseinandersetzung vorzu-
beugen,werdeich michdemThemadaherwenigerdogmatischundwertendalsvielmehr
beschreibend nähern.
     Solidarpaktund Hochschulstrukturkommissionsind eingebettetin eine umfassende
Hochschulstrukturreformin Baden-Württemberg. Bei ihnensind zum einendie Ergeb-
nisse von Bedeutung; zum zweiten verdient aber auch das Verfahren Beachtung.

Solidarpakt

Im »Solidarpakt«erkennendie Universitätendie Aufgabe desLandesBaden-Württem-
bergan,denHaushaltzu konsolidierenund erklärensich bereit,ihren Teil durcheinen
kontinuierlichen Stellenabbau beizutragen.
     Die Landesregierunganerkenntdie Notwendigkeitder Planungssicherheitfür die
Universitäten,um weitereReformensowieQualität,Leistung, Effizienz undWirtschaft-
lichkeit zu sichern.
     Der am 18.3.1997abgeschlosseneSolidarpaktgewährleistetden Universitätenbis
zum Jahr 2001 Planungssicherheitauf der Basisder Haushaltsansätzevon 1997.Eine
Verlängerung desSolidarpaktesumweiterefünf JahrebiszumJahr 2006ist festgeplant.
Die Universitätenerhaltendarüberhinauszur Abmilderungder vorangegangenenKür-
zungen in den Jahren 1997 bis 2001 jeweils 30 Mio. DM.
     DieUniversitätenhabensich im Gegenzugverpflichtet,in denJahren 1997bis 2001
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jeweils 150 Stellen, insgesamtalso 750 Stellen,nicht zu besetzen.Für den weiteren
Fünfjahreszeitraumbis zum Jahr 2006sollenweitere750 Personalstellenbei denUni-
versitäten nicht besetzt werden.
– Von denbiszumJahr 2006insgesamt1500einzusparendenPersonalstellenfallennur

ein Drittel (500) endgültig zur Entlastung des Landeshaushaltes weg.
– Weitere 500Stellenbzw. derenGegenwertverbleibendenUniversitätenals Investi-

tions- und Sachmittel zur Verbesserung ihrer Ausstattung.
– Die restlichen500frei werdendenStellenwerdenschließlichfür neueSchwerpunkt-

setzungenim Hochschulbereichumgeschichtet,wobeieingroßerTeil für denAusbau
derFachhochschulen undBerufsakademienverwendetwerdensoll. Danebenwerden
aus diesemUmschichtungspotentialin begrenztemUmfang auch weitere Ausbau-
maßnahmen der Universitäten ermöglicht.

Kritiker werdensofort warnenddenZeigefingerhebenund sagen:»Habenwir esdoch
gewußt; da hat das Land doch lediglich seine Sparziele verwirklicht!«
     Mit einersolcheinseitigenSichtlägemanbeimSolidarpaktallerdingsganzfalsch.Ich
räumeein,daßdie Einsparratebei denStellenzwarnicht wegzudiskutierenist; wir wissen
auch, welche Schwierigkeiten es den Universitäten bereitet, die Einsparziele zu erfüllen.
     EsstehenihnenaberwesentlicheVorteile gegenüber, die insbesonderein finanziell
schwierigen Zeiten geradezu als Glücksfall angesehen werden müssen:
– Der Solidarpaktträgtzumeinenwesentlichzur GesundungderFinanzenderUniver-

sitätenbei. Die Sparmaßnahmender vorangegangenenJahre hattenzu erheblichen
Abschmelzungender Haushaltsansätzebei denSachmitteln,insbesonderedenInve-
stitionen,geführt.Ein wesentlichesAnliegenderUniversitäten,einvernünftigesVer-
hältnis von wissenschaftlichemPersonalzur Sachausstattungwiederherzustellen,
wurde realisiert.

– UndzweitenswurdenunvorhergeseheneweitereKürzungen,globaleMinderausgaben
undHaushaltssperrenvermieden.Als besonderswirkungsvollerwiessichdie Aufhe-
bung der Stellenbesetzungssperre, die, verbundenmit der Möglichkeit der Mittel-
schöpfungausfreien Stellen,denUniversitätenim Jahr 1997eineSummevon über
90 Mio. DM in die Kassen spülte.

Der Solidarpaktmachtdeutlich,daßesauchbei höchstgegensätzlicherInteressen-und
Ausgangslage und bei einergroßenZahl von Beteiligtenzu einemsachgerechtenKon-
sens kommen kann.
     Statt– wie zu befürchten– angeordneterStellenkürzungenkonnteeineStrukturver-
besserungerreichtunddieGrundlagefür weitereVerhandlungen undKonsense überdie
strukturelleEntwicklungderUniversitätenim Landegeschaffenwerden.Denndie 1 500
Stellenwaren– umgerechnetauf3 000Studienanfängerplätze– diequantitativeVorgabe
für die Arbeit der Hochschulstrukturkommission.

Hochschulstrukturkommission

Nicht nur inhaltlich,sondernauchfür die ImplementierungvonZielvereinbarungenzwi-
schenStaatundHochschulenin Baden-WürttembergkönntenvomSolidarpakt,aberins-
besondereauchvon denEmpfehlungender HochschulstrukturkommissiondesLandes
starke Impulse ausgehen.
     Die Hochschulstrukturkommissionwurde von der Landesregierungeingesetzt,um
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Wege aufzuzeigen,wie dasHochschulsystemdesLandesim Rahmenbegrenzterfinan-
ziellerRessourcendurchstrukturelleVeränderungen nochleistungsfähigerwerdenkann.
     Bezogenauf dasThema Zielvereinbarungenkann man sagen,daßes darumging,
einen hochschulübergreifenden Zielvereinbarungsprozeß einzuleiten, um
1. Transparenz hinsichtlichder gegenwärtigenSituationdesHochschulsystemsherzu-

stellen,
2. Aussagen zu den für das künftige Lehrangebot relevanten Entwicklungen zu treffen
3. und auf dieser Basis Hinweise für ein strategisches Entwicklungskonzept zu geben.
Zu BeginnderArbeit derHochschulstrukturkommissionwaresnichtsicher, obesgelin-
genwürde, die ÜberlegungenundEmpfehlungenderKommission zur Grundlageeines
Konsenses zwischen Staat und Hochschulen zu machen.
     Die Universitäten,auf die sich die Untersuchungender Kommission fokussierten,
standendem ganzenUnternehmenzunächstsehrreserviertgegenüber. Sie empfanden
die Hochschulstrukturkommissionnicht primär als Partner, sondernals Instrumentder
Landesregierungzu einereinseitigenSteuerungdesHochschulsystemsund zur Durch-
setzung von Einsparungen.
     Im Laufe der knapp1½ Jahre währendenTätigkeit der Kommission trat jedochein
grundlegenderWandel ein,derdie Arbeit derHochschulstrukturkommissionzumDreh-
und Angelpunkt einesfortlaufendenhochschulübergreifendenAbstimmungsprozesses
machte. Dies hatte vor allem drei Gründe:
– Die quantitativenVorgaben des Solidarpakteswaren eine akzeptiertequantitative

Grundlage.
– Mit dem Solidarpaktwar mittelfristig finanzielle Planungssicherheitgewährleistet.

Damit wurdedemVerdacht, die HochschulstrukturkommissionseieineEinsparkom-
mission, der Boden entzogen.

– Das Verfahren der Hochschulstrukturkommission wurde transparent ausgestaltet.
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Die EmpfehlungenderHochschulstrukturkommissionbetreffenzweigroßeThemenfelder:
– Die quantitativ-strukturelleEntwicklung des baden-württembergischenHochschul-

systems, insbesondere der neun Landesuniversitäten;
– die Flexibil isierung der Rahmenbedingungenfür dasHochschulsystemdurch Stär-

kung der Hochschulautonomie, insbesonderein denBereichender Hochschulfinan-
zierung, der Organisationsstruktur und der Personalstruktur.

AnhanddesThemenfeldes »quantitativ-strukturelleEntwicklung«möchteich auf die
Fragestellungeingehen,inwieweit die ÜberlegungenundEmpfehlungenderHochschul-
strukturkommissionzur Entwicklung gemeinsamer, übereinstimmenderZielsetzungen
von Staat und Hochschulen geführt haben.

Zu den Inhalten

Die HochschulstrukturkommissionhateinhochschulübergreifendesProfil für diemittel-
fristige Entwicklung der Studienanfängerkapazitätenin elf Fächernfür dasLand Ba-
den-Württemberg vorgelegt,
– wobeiteilweise– in Mathematik,Chemie, Physik,Geowissenschaften,Rechtswissen-

schaften,VWL – deutlicheEinschnittezwischen20und30ProzentdesLehrangebots
vorgeschlagen werden,

– währendin anderenBereichen,derenAngebotfür die ErhaltungderWettbewerbsfä-
higkeit derWissenschafts- undWirtschaftsregion Baden-Württembergbesondersbe-
deutsamerscheint– Biologie, Elektrotechnik / Maschinenbau,Informatik – der Ge-
sichtspunktdesinternenUmbauszugunstenneuer, interdisziplinärorientierterStu-
diengänge und Forschungsschwerpunkte im Vordergrund steht.

DieseEmpfehlungenzurallgemeinenEntwicklungderLehrkapazitätenim Landwerden
durchdifferenzierteVorschläge für die künftigeGestaltungdesStudienangebotsanden
neun Landesuniversitäten ergänzt.
     NebendasquantitativeTableau tretennochdie Empfehlungenzur Reformder Stu-
dienstruktur im Bereich der Geisteswissenschaftenund der rechtswissenschaftlichen
Staatsexamensstudiengänge. Hervorzuhebenist in diesemZusammenhanginsbesondere
derVorschlag, diegeisteswissenschaftlichenMagisterstudiengänge, diebesonderestruk-
turelleDefizite aufweisen,durchgestufteAusbildungsgänge nachdemVorbild desang-
lo-amerikanischen Bachelor- / Master-Modells zu ersetzen.
     Was habennundiesequantitativ-strukturellenEmpfehlungenderHochschulstruktur-
kommission mit dem Thema »Zielvereinbarungen« zu tun?
     MankannbereitsdasVerfahren zur Vorbereitung derquantitativ-strukturellenEmp-
fehlungender Hochschulstrukturkommissionals einen Prozeßbegreifen,der auf das
Entwickeln übereinstimmender, gemeinsamer Ergebnisse angelegt war.
     Die Vorschläge der Hochschulstrukturkommissionwurdenauf der Grundlageeines
Dialogsmit derHochschulseiteentwickelt.In diesen– zunächstschriftlichgeführtenund
dannin Einzelgesprächemündenden– DiskursbrachtenbeideSeitenihre strukturellen
Vorstellungen und Konzepte wie folgt ein:
– Die Hochschulstrukturkommissionerarbeitetein einemerstenArbeitsschrittvomDe-

zember1996 bis zum Juni 1997 zunächstdashochschulübergreifendeFächerprofil
und auf diesenquantitativenplanerischenParameternsukzessivekonkretefächerbe-
zogene Überlegungen, die sie den Universitäten zuleitete.
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– Die Universitätenlegtenbis EndeSeptember1997 ihre umfassendenStruktur- und
Entwicklungsplänefür die Jahre 1997bis 2006vor, zu derenErstellungsie sich im
Solidarpakt mit der Landesregierung vom März 1997 verpflichtet hatten.

DiesehochschulübergreifendenundhochschulbezogenenstrukturellenKonzepte wiesen
bereitsein erheblichesAusmaß an Übereinstimmungauf, wasdadurchzu erklärenist,
daßden Universitätendie vorläufigenfächerbezogenenÜberlegungender Hochschul-
strukturkommission bei ihren eigenen Strukturüberlegungen bekannt waren.
     EineweitereAnnäherungderStandpunktekonnteaufgrunddermündlichenEinzelge-
sprächezwischender Kommission und den Rektorenund Präsidentenerzielt werden.
Alle »Konsens-Bereiche« wurden– um mich einmaldesjuristischenJargons zu bedie-
nen– »unstreitiggestellt«,d. h. von der Hochschulstrukturkommissionnicht weiterver-
folgt.
     Mankannalsodavonreden,daßaufgrunddesbeschriebenenVerhandlungsprozesses,
in demhochschulübergreifendeundhochschulbezogeneAspekteschrittweisemiteinan-
der abgeglichen wurden, übereinstimmende Zielsetzungen entwickelt werden konnten.
     Hinsichtlichder Fragestellungen,in denenzwischenKommission und Hochschulen
keineEinigkeit erzieltwerdenkonnte, wird derVerhandlungsprozeßmit denUniversitä-
tennachdemAbschlußderArbeit derHochschulstrukturkommissiondurchdasWissen-
schaftsministeriumin bilateralenVerhandlungen mit den Rektorenund Präsidenten
weitergeführt.Eszeichnetsichab, daßauchin diesemProzeßderUmsetzungderquan-
titativ-strukturellenEmpfehlungenderHochschulstrukturkommissionvieleProblemeim
Konsens gelöst werden können.
     Die Arbeit der Hochschulstrukturkommissionund die Umsetzungihrer Empfehlun-
genkanninsgesamtalsein großesPilotprojektfür die EntwicklungunddenEinsatzdes
neuenKoordinierungs- undSteuerungsinstrumentariumsderZielvereinbarungangesehen
werden.
     DieHochschulstrukturkommissionhatdiesebensogesehen.Diesergibtsichausden
weiterenEmpfehlungenzur Flexibil isierung der Rahmenbedingungenfür das Hoch-
schulsystem, insbesondere aus der Empfehlung 12, in der es heißt:
     »DieHochschulstrukturkommissionempfiehlt dasInstrumentder Zielvereinbarung
als Führungs-und Koordinationsinstrument in und zwischendenHochschulenund im
Verhältnis zwischen Staat und Hochschulen anzuwenden.«
     AlsBeispielfür einemöglicheZielvereinbarungzwischenStaatundHochschulewird
die Zahl der angebotenenStudienplätzegenannt,die zwischenStaatund Hochschulen
aufgrundvon BedarfundMöglichkeitenausgehandeltwerden.Auch die im Solidarpakt
zwischender Landesregierungund den UniversitätenenthaltenenRegelungenhaben
nachAuffassung der Hochschulstrukturkommissionden Charaktereiner solchenZiel-
vereinbarung.
     Mit SolidarpaktunddenEmpfehlungenderHochschulstrukturkommissionsindzwar
wichtige Schritteder Hochschulreformin Baden-Württembergbereitsgetan.Weitere –
die u. a.auchvon derHochschulstrukturkommissionin ihrenEmpfehlungenzur Flexibi-
lisierung genannt werden – stehen aber noch aus. Dies gilt insbesondere für
– die GlobalisierungderHaushalteunddie EinführungeinerleistungsorientiertenMit-

telverteilung sowie eines Controllingsystems,
– dieNeuordnungderLeitungsstrukturenalsKonsequenz einerweitreichendenFinanz-,

Personal- und Organisationsautonomie sowie
– dieWeiterentwicklung derPersonalstrukturundderHochschullehrerqualifikation,die
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sichanneuenakademischenKarrierenbewegenundauchbei derBezahlunganLei-
stungskriterien orientieren soll.

Als ErfahrungenausdenVerhandlungen undErgebnissenüberdenSolidarpaktunddie
Arbeit derHochschulstrukturkommissionlassensichunterdemGesichtspunktderZiel-
vereinbarung folgende übergreifenden Überlegungen festhalten:
1. Auch in einemsich weitgehendselbststeuerndenHochschulsystemwird der Staat

sich nicht auf die reine Geldgeberrollezurückziehenkönnen.Als Hochschulträger
und Hüter der gesellschaftlichenInteressenwird dem Staatauchkünftig die poli-
tisch-strategischeFührungobliegen;erbleibt letztlichverantwortlichfür diequalitati-
venundquantitativenZielvorgabenunddie rechtlichenRegelungen,die denRahmen
des Wettbewerbs zwischen den Hochschulen bilden.
     Trotzdem verlangenschondiesehochschulübergreifendenFestlegungen– vgl.
Hochschulstrukturkommission– Abstimmungenund einengrundlegendenKonsens
mit den Betroffenen.

2. Die auf die HochschulenbezogenenZielsetzungen– auf deroperativenEbene– sind
imHinblickaufWettbewerbundProfilbildungprimärvonihnenselbstzudefinieren.     
     Der anschließendeAbstimmungsprozeßzwischenHochschulenund Staatsollte
sich im wesentlichenauf denAbgleich mit denübergeordnetenstrategischenZielen
und Interessen des Landes beschränken.

3. Die Hochschulstrukturkommissionhatbei derEntwicklungeinerhochschulübergrei-
fendenFächerstruktureinebeachtlicheRollealsModeratorzwischenStaatundHoch-
schulenwahrgenommen.DiesesVerfahren könntewegweisendseinundAnlaßgeben,
in wichtigen Abstimmungsfragen eine vergleichbare Moderation vorzusehen.

In welchenFällenwir in Baden-Württembergnunkünftig Zielvereinbarungenvorsehen,
will  ich heute offenlassen; wir werden dies mit den Hochschulen abstimmen.
     Nichtstehenlassenmöchteich aberdenVorwurf, daßZielvereinbarungenüberzoge-
ne Planungen veranlassen werden.
     ZumeinensindsolcheAbstimmungsverfahrenauf die wirklich wesentlichenZielbe-
reiche, die eineumfassendeBetrachtungund Abstimmungerforderlichmachen,zu be-
schränken,zumzweitenverlangenGlobalhaushaltundneueSteuerungsinstrumenteeine
Kosten-Leistungs-Rechnung, ausder internwie extern ausreichendeDatenfür die Ziel-
steuerungzur Verfügung stehen.Hier gilt es, sich auf die zielorientiertenDatenzu be-
schränken.
     Abschließendauchnoch ein Wort zur Befürchtungder Fremdsteuerungder Hoch-
schulendurchdenStaat:Ichhabefestgestellt,daßesunserenHochschulenin Baden-Würt-
tembergnichtanSelbstbewußtseinmangelt.DieseswirddurchwachsendeZuständigkeiten
und größerer Autonomie eher noch zunehmen.
     Esist im Gegenteilzubefürchten,daßderStaatnachAbgabevonKompetenzenviel von
seinerdamit verbundenenFachkompetenz und damit auchan Legitimation für inhalt-
liche Einwirkungenverlieren wird. Die wenigenKriterien einer leistungsorientierten
Mittelverteilungsind hierfür kein Ersatz,dennsie werdenjedenfallskeineerschöpfen-
denAussagen für eineindividuell zutreffendeund gerechteLeistungsbeschreibungund
Leistungsvereinbarungvermitteln.Um sowichtigerwird alsErgänzungzu denZielver-
einbarungen– quasials Zwilling – ein aussagekräftiges, zielorientiertesInstrumenta-
rium desControlling im Hinblick auf die Zielerreichungsein.Im Sinnunsererheutigen
ThemenstellungkönntedieseinweitererBereichsein,dereinerZielvereinbarungzugäng-
lich ist.
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Beispiel Hamburg: Ziel- und Leistungsvereinbarungen
zwischen Land und Hochschulen

Krista Sager

1  Das Verhältnis zwischen Staat und Hochschulen im Wandel

Esist bundesweitbildungspolitischerKonsens, daßdie HochschulenmehrEigenverant-
wortungerhaltensollen.Trotz unterschiedlicherpolitischerAusrichtung der einzelnen
Ländergibt esüberallSchrittein dieseRichtung, wennauchin unterschiedlichemAus-
maß.
     Hamburgverfolgt dasZiel, eineStärkungderAutonomie derHochschulenundeine
SteigerungderEffizienz ihrerArbeit dadurchzuerreichen,daßdieProblemlösungskom-
petenzjeweils auf die Ebeneverlagertwird, auf der dasmeisteWissen überdie zu be-
wältigendenAufgaben vorhandenist. Deshalbwird im HochschulbereichauchderWeg
von der Detailsteuerunghin zur Globalsteuerungund von der Input-Orientierungzur
Output-Orientierung beschritten.
     DieRahmenbedingungenfür die Veränderung desVerhältnisses zwischenStaatund
Hochschulensindin Hamburggünstig. Soist dieEinführungdes»NeuenSteuerungsmo-
dells«mit demZiel, Aufgabe, Kompetenz undRessourcenverantwortungstärkerzu de-
zentralisierenundgleichzeitigzusammenzuführen,in Hamburgressortübergreifendnicht
nur Konsens, sondern wird seit 1993 auch zügig vorangetrieben.
     MeilensteinediesesVeränderungsprozesses sind die Definition von »Produkten«
als ErgebnissedesHochschulhandelns, die schrittweiseEinführungeiner Kosten- und
Leistungsrechnung, die Schaffungeinesauf Kennzahlen basierendenzentralenund de-
zentralenControlling, die Zusammenführungvon Fach- und Ressourcenverantwortung
und schließlich der Abschluß von Ziel- und Leistungsvereinbarungen.
     ImRahmendieserVeränderungen verfügenalle HamburgerHochschulenbereitsseit
1996überGlobalhaushalte. Der Globalhaushalterlaubteineflexible unterjährigeHaus-
haltsbewirtschaftung. DurcheinesehrweitgehendegegenseitigeDeckungsfähigkeitzwi-
schendemPersonal-unddemSachhaushaltkönnenHaushaltsmittelzur Aufgabenerfül-
lunggezieltumgeschichtetwerden.Zur Vermeidung dessog. »Dezemberfiebers«dürfen
Rücklagen gebildet werden, ebenso sind jetzt auch Verlustvorträge möglich.
     Seitdrei Jahren wird der HamburgerWissenschaftsbereich flächendeckendin Pro-
duktinformationenbeschrieben.In ihnen werdendie Leistungenund die Kosten der
Hochschulenabgebildet.Quantitativeund qualitativeKennzahlen gebenu. a. Auskunft
über Auslastungsgrade, über die Entwicklung desStudienplatzangebots, über die For-
schungsqualität und über die Verwirklichung der Frauenförderung.
     Anknüpfendan diesebereitsvorhandenenInstrumentekonntenweitere Fortschritte
in bezugauf einenmittelfristigenPlanungshorizonterreichtwerden.Im ZugedesHaus-
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haltsverfahrens1999erhaltendie HochschuleneinedreijährigefinanziellePlanungssi-
cherheit.Grundlageist eineRahmenvereinbarungzwischenderFinanzbehörde(Finanz-
ministerium)undderBehördefür Wissenschaft undForschung (Wissenschaftsministeri-
um) über die finanziellenRahmenbedingungenfür die Hochschulen,die diesenfeste
Budgetraten bis zum Jahr 2001 einschließlich garantiert.
     DieHochschulenhabendamiteinegesicherteGrundlagefür mehrjährigefinanzielle
Dispositionen.SofernTariferhöhungen bestimmteGrenzwerteüber- oderunterschreiten,
erfolgt eineNachbesserung. Zu denRahmenbedingungengehörtauch,daßdie Erbrin-
gungderEinsparzielefür denHochschulbereichfür die Jahre ab1998deutlichreduziert
wurde. DiesefinanziellePlanungssicherheitbegrenztdie staatlichenEingriffsmöglich-
keiten.Andersals in früherenJahren sind unterjährigeSparauflagendurchdasFinanz-
ministerium in Folge sinkender Steuereinnahmen in Zukunft nicht mehr möglich.

2  Ziel- und Leistungsvereinbarungen als neues Steuerungsinstrumentarium

Als wesentlicheneueSteuerungsinstrumentewill dieBehördefür Wissenschaft undFor-
schungin diesemRahmenZiel- und Leistungsvereinbarungenmit allen Hochschulen
undderStaats-undUniversitätsbibliothekabschließen.DieserAnsatzwird von allenals
richtiger Weg gesehen,an demgemeinsamweitergearbeitetwerdensoll. Bereits1996
wurde eine Ziel- und Leistungsvereinbarungmit dem StudentenwerkHamburgabge-
schlossen.
     Mit Ziel- und Leistungsvereinbarungenin der Form von »Kontrakten« erfolgt eine
konsensualeFestlegungvon ZielenundeinedaraufaufbauendeZuweisungvon Aufga-
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ben.Die strategischeFührungund Ausrichtung soll auf diesemWeg gestärktund eine
Detailsteuerung abgebaut werden.
     Die Ziel- und LeistungsvereinbarungenenthaltenVerabredungen über Ziele und
Maßnahmenin Schwerpunktbereichenunter Einbeziehungder Produktinformationen
einerseitsundüberdie staatlicheFinanzierungbis zumJahr 2001andererseits. Leitthe-
men sind:
– Hochschulentwicklung,
– Lehre und Studium,
– Forschung und Wissenstransfer,
– wissenschaftlicher Nachwuchs,
– wissenschaftliche Weiterbildung und Dienstleistungen,
– Internationalisierung von Forschung und Lehre und
– Frauenförderung.
Die Verbindung vonLeistungundFinanzzuweisungist GegenstandvonVerhandlungen.
     DieWissenschaftsbehördeunddieHochschulenbetretenmit diesemVerfahren politi-
schesNeuland.Die erstePhaseder Einführungder Ziel- und Leistungsvereinbarungen
dient deshalbder ErprobungdesInstrumentes. Ein definiertesBerichtswesenund die
jährliche Fortschreibung verdeutlichen den prozeßhaften und dynamischen Charakter.
     Wir habenunsfür einenBeginnmit diesemWeg entschiedenundnicht für einefor-
mel- undindikatorengestützteMittelverteilung, wie siein verschiedenenFlächenländern
ansatzweiseeingeführtist. Jede Hochschulformist in Hamburgim wesentlichenjeweils
nur einmalvertreten(eineUniversität,eineFachhochschule, zwei künstlerischeHoch-
schulen,eine Technische Universitätund die Hochschulefür Wirtschaft und Politik).
Damit ist keine direkte Vergleichbarkeit der Leistungenund desFinanzvolumensder
Hochschulen gegeben.
     DiesbedeutetkeinegenerelleAbsagean solcheSysteme. HamburgerHochschulen
habenbereitsfür ihre interneMittelverteilungkennzahlengestützteSystemeeingeführt.
Eine gemeinsameArbeitsgruppeder Behördefür Wissenschaft und Forschung und der
Hochschulenwird Vorstellungen erarbeiten,wie eineÜbertragungvon Indikatorsyste-
men auf die HamburgerSituationmöglich ist. Denkbarwärenz. B. Messungendurch
Vergleich mit früherenWerten der eigenenEinrichtungim SinneeinesZeitreihenver-
gleichsoderMessungendurchVergleich mit geeignetenHochschulenandererBundes-
länder im Sinne eines Benchmarkings.
     IndenZiel- undLeistungsvereinbarungenist einFinanzkorridoreingerichtetworden,
deresermöglicht,eventuellenNachsteuerungsbedarfenvon seitenderHochschulen,des
MinisteriumsoderdurchneueAnforderungenvonaußenzuentsprechen.Auch innerhalb
desZeitrahmensder Planungssicherheitbleibt damit die politischeSteuerungsfähigkeit
erhalten.In den jeweiligen Wirtschaftsplänen der Hochschulenstehtdeshalbzunächst
1 Prozentder Zuweisungenfür die Jahre 2000und 2001untereinemEinigungsvorbe-
halt. DiesesGeldbildet keinenzentralenVerfügungsfonds auf derEbenedesMinisteri-
ums, sondernsoll frühzeitigin Aushandlungsprozessen zwischenMinisteriumundHoch-
schule auf die einzelnen Hochschulen für bestimmte Projekte verteilt werden.
     DerEntstehungsprozeßderLeistungsvereinbarungenhatdeutlichgemacht,daßdiese
neueForm der Steuerungauf beidenSeitenstrukturelleVeränderungen erforderlich
macht.Die erstenVorlagen ausdenHochschulenhattenz. T. die Tendenz, denStatus
quo bzw. das, was die einzelnenHochschulenbesondersauszeichnet,hervorgehoben
darzustellen.Die Entwürfe, die anschließendin derBehördefür Wissenschaft undFor-
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schungerarbeitetwurden,warendadurchgekennzeichnet,daßsie nicht nur Ziele, son-
dern vor allem konkrete Maßnahmen zu ihrer Erreichung vorschrieben.
     Fürdie Hochschulenwar esdabeioffenbareineungewöhnlicheErfahrung, ausdem
Ministerium Papierezu erhalten,die einenoffenen,diskursivenProzeßeinleitenund
keinefertigenErgebnisseoktroyierensollten.NachdiesenAnfangsschwierigkeitenhaben
beideSeitenjedochzueinemkonstruktivenDiskussionsprozeßgefunden.Förderlichwar
dabeieinunterModerationdesCHECentrumfür Hochschulentwicklungdurchgeführter
Workshop gemeinsam mit allen Hochschulleitungen.
     EsbestehtEinigkeit mit denHochschulen,daßdie diskutiertenZiel- undLeistungs-
vereinbarungenals Einstiegzu betrachtensind, dessenmethodischeEntwicklungnoch
nicht abgeschlossenist. Unbeschadethiervonsollendie erstenLeistungsvereinbarungen
auf Basis der vorliegenden Entwürfe kurzfristig zum Abschluß gebracht werden.

3 Die bestehenden Strukturen kommen auf den Prüfstand:
Modernisierungsprojekte

Die EinführunggrundlegendveränderterUmgangsweisen– von der staatlichenDetail-
aufsichtzu ergebnisorientiertenKontrakten – stellt auchdie bestehendenStrukturenund
Aufgaben sowohl im Ministerium als auch in den Hochschulen auf den Prüfstand.
     DieVielzahl von Projekten,die andenHamburgerHochschulenzur Zielbildungund
Effizienzsteigerungdurchgeführtwerden,beweisen,daßdieseHerausforderungange-
nommen wird. Beispielhaft seien erwähnt:
– dasProjektUniversitätsentwicklung(Pro Uni) derUniversität,ein von derVolkswa-

gen-Stiftungim RahmendesProgramms»LeistungsfähigkeitdurchEigenverantwor-
tung« gefördertes Projekt zur umfassenden Organisationsentwicklung,

– dasProjekt der Hochschulefür Wirtschaft und Politik zur Leitbild- und Organisa-
tionsentwicklung. Die Hochschulehat im Wintersemester 1994 / 95 mit einemProfil-
bildungsprozeßbegonnen,dessenHauptelementedie Leitbild- und Organisations-
entwicklungwaren.Die HWP hat nacheinemzweijährigenDiskussionsprozeßein
Leitbild beschlossen und eine Hochschulentwicklungsstrategie erarbeitet.

Auch die Behördefür Wissenschaft undForschung unterziehtsichmit Hilfe derUnter-
nehmensberatungRolandBergereinemumfassendenReorganisationsprozeß,um sich
aufdiegewandeltenAnforderungeneinzustellen.Die neuenSteuerungsinstrumentemüs-
sensichauchin einerverändertenAufbau- undAblaufstrukturaufderSeitedesMiniste-
riumsniederschlagen.DiesbedeutetaufdereinenSeite, daßdieFähigkeitdesMinisteri-
umszurGlobalsteuerunggestärktwerdenmuß.Auf deranderenSeitemüssendiejenigen
Referate, die für die Hochschulenzuständigsind, ihre Kundenorientierung stärken.
DabeireichteinebloßeAnpassungderReferatsstrukturnicht aus. Bei Beibehaltungder
jetzigenAbteilungenwerdendie grundlegendenablauforganisatorischenProblemenicht
gelöst.Um denAnforderungeneinerSteuerungdes»NeuenSteuerungsmodells«gerecht
zu werdenund um eine größereKundenorientierung zu gewährleisten,soll einerseits
eine Hochschul-bzw. Institutionenbetreuungeingerichtetund sollen andererseitsfür
spezifischeSchlüsselthemensogenannte»ganzheitliche«Themenverantwortliche einge-
führt werden.Die neueOrganisationberuhtdanachquasiaufeinemDrei-Säulen-Modell:
Themenverantwortliche, Hochschulbetreuung, Fachreferate (Steuerungsdiensteund In-
tendanz),derenarbeitsorganisatorischeKlammer eine ausgeprägteProjektorganisation
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darstelltund die im RahmeneinesaufzubauendenThemen- und Zeitmanagementsge-
steuertwerden.Auf dieserBasiserfolgt nebender Wahrnehmung von Daueraufgaben
eineflexible Kapazitätszuordnungauf ProjektedurchdefinierteProjektverantwortliche
im Rahmen eines qualifizierten Projektmanagements.

4  Ausblick

NachZustimmungderzentralenHochschulgremienwurdendie Ziel- undLeistungsver-
einbarungenim Januar / Februar1999bindendabgeschlossen.Die kommendendreiJahre
werdendannderErprobungdiesesneuenInstrumentesdienen.EinejährlicheFortschrei-
bung der Ziel- und Leistungsvereinbarungen ist vorgesehen.
     Wichtige zukünftigeAufgaben sind die stärkereVernetzung der InstrumenteZiel-
undLeistungsvereinbarungenundderProduktinformationensowiedie Einführungeiner
Kostenrechnung in denHochschulen.Dazubeteiligensichdie HamburgerHochschulen
an einemvon der HIS-GmbHdurchgeführtenAusstattungsvergleich der norddeutschen
Hochschulen. Auf dieser Basis soll dann eine Kostenrechnung eingeführt werden.
     DieEinführungeinermittelfristigenPlanungssicherheitundvon Ziel- undLeistungs-
vereinbarungensind Schrittehin zu mehrAutonomie für die Hochschulen.DasZiel ist
damit jedoch noch nicht erreicht.
     DieDiskussionmit denHochschulenhatgezeigt,daßauchdie strategischeEntschei-
dungsfähigkeitder Hochschulleitungengestärktwerdenmuß.Die Behördefür Wis-
senschaftund Forschung wird sich deshalbim Rahmender anstehendenNovelle des
HamburgerHochschulgesetzesmit den Entscheidungs-und Leistungsstrukturender
Hochschulenbeschäftigen.Dabei steht eine starke Hochschulleitungnaturgemäßin
einem Spannungsverhältniszu den demokratischenGremienan der Hochschule. Im
RahmenderanstehendenNovelledesHamburgerHochschulgesetzesmüssendeshalbdie
Entscheidungs-undLeitungsstrukturenderHochschulengrundlegenddiskutiertwerden.
Ziel ist es, die demokratischeBeteiligungaller Gruppenan der Hochschulein Grund-
satzangelegenheitenzugewährleisten,dieGremienjedochvondenoperativenAufgaben
zu entlasten und diese eindeutig der Hochschul- und Fachbereichsleitung zuzuweisen.
     EinweitereswichtigesThema ist die ReformderPersonalstrukturin Verbindung mit
einerstärkerleistungs-undbelastungsbezogenenBezahlungauchfür daswissenschaftli-
che Personal.Die Hochschulenbrauchenauchin diesemBereichmehr Kompetenzen
und einegrößereFlexibilität. Deshalbist eszu begrüßen,daßnun auchdie HRK Vor-
schläge hierzu vorgelegt hat.
     Esist klar, daßeineReformdesbundesdeutschenDienstrechts– und sei esnur die
SchaffungeinerSonderregelungfür dieHochschulen– eineschwierigeAufgabe ist. Un-
bestrittenist jedoch,daßsich die Notwendigkeitfür eineReformausdenneuenSteue-
rungserfordernissenverstärktergibt.Auch auf diesemGebietmußeszu Neuregelungen
kommen.
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Management by results in Finnish higher education –
the viewpoint of a single university

Matti Halonen

Introduction / Background

In Finland,highereducationis providedby universitiesandAMK institutions(polytech-
nics).Thereare20universitiesin Finland:10multi-facultyuniversities, 3 universitiesof
technology, 3 schoolsof economicsandbusinessadministration,and4 art academies. In
addition,university-leveleducationis providedby amilitary academyundertheMinistry
of Defense.
     In the academicyear1998 / 1999,therearealtogether32 non-universityinstitutions:
20 permanentand12 experimental AMK institutions. The aim is to establishthewhole
AMK networkon a permanentbasisby theendof thedecade. Someof theseinstitutions
are multi-sector establishments. Some AMKs will  be merged.
     All universitiesengagein both educationandresearchandhavethe right to award
doctorates. All universitiesare state-runand receivetheir core funding from the state
budget.The universitieshave extensive autonomyunder the 1998 UniversitiesAct.
Adult education,which is designedfor theentireworking-agepopulation,hasexpanded
rapidly in thepastfew years. Adult educationatuniversitiescomprisesfurthereducation
and open university courses. Each university has a center for continuing education.
     The annualstudentintakeof theuniversitysystemis about18,000,which represents
onequarterof theagegroup. Thereare140,000undergraduateandpostgraduatestudents
and some 75,000 students within the open university system.
     The AMK institutionsareeithermunicipallyor privately run andco-financedby the
governmentand local authorities. The AMKs are governedby the Polytechnics Act,
which cameinto forcein 1995.There area total of 23,500newstudentsat theAMKs in
1999.
     In Finland, it is relatively difficult to gain admissionto highereducationestablish-
mentsbecausenumerusclaususis appliedin all fields. The futureaim is to offer higher
education to 60 – 65 percent of the age group.
     Educationallegislationin Finlandis passedby Parliament,which alsodeterminesthe
overall linesof educationalpolicy. The legislationincludesdecreeson eacheducational
field. The governmentandthe Ministry of Educationareresponsiblefor implementing
theseprinciples in the centraladministration.The governmentadoptsa Development
Plan for Education and University Research for six-year periods every four years.
     The Finnish Higher EducationEvaluationCouncil (FINHEEC), which was estab-
lishedin January 1996,assiststheuniversitiesandAMK institutionsin mattersrelating
to evaluation.
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     The Academyof Finland,theFinnishResearchCouncilOrganizationis in chargeof
centralresearchadministration,andfinancesmostuniversityresearch.TheAcademyhas
four researchcouncilsappointedfor athree-yeartermandis responsiblefor financingre-
searchin their disciplines. Anotherimportanttaskfor theAcademybesidesfinancingis
research evaluation.
     Publicfundingfor technologyanddevelopmentis channeledthroughtheTechnology
andDevelopmentCenter(Tekes), which alsoplaysa major role in theexternal funding
of the universities.
     TheScienceandTechnology Policy Councilchairedby thePrimeMinister is respon-
sible for promotingmajor issuesrelatedto science, technologyandscientific training.
Thecounciladvisesthegovernmentandministriesontheorientationandcoordinationof
scienceandtechnologypolicy, thegeneraldevelopmentof scientific researchandtrain-
ing, and Finnish participation in international scientific and technological cooperation.

Trends in Finnish higher education policy

At the endof 1995,the governmentfixed the guidelinesfor highereducationup to the
year2000.Educationandresearcharecrucial to Finland’sstrategyfor thefuture, which
aimsatbringingaboutthewell-beingof its citizens, culturaldiversity, sustainabledevel-
opment and prosperity.
     Thewatchwordsin educationoverthenext few yearswill behigh quality, education-
al equalityandthe principle of lifelong learning. In research,the focuswill be on high
quality, ethics, freedomof research,andstrikingabalancebetweenbasicandappliedre-
search.Safeguardingtheharmoniousdevelopmentof innovationis alsovital for improv-
ing the economy and the employment situation.
     Development of education and research in the late 1990s will  focus on:
– the principle of lifelong learning
– responding to changes in the workplace and job creation
– internationalization
– introducing a more varied language syllabus at all levels of education
– implementing an information strategy for research and education
– recognizing sustainable development as a key aim, and applying it in practice
– improving mathematics and science skills
– emphasizing the cultural mission of universities and schools
– providing basic educational security
– continuingthepolicy of rewardingareasof excellence andupgradingthe trainingof

researchers
– strengtheningthe statusof evaluationasan integralpart of a steeringanddevelop-

ment policy emphasizing the importance of quality.

Management by results in higher education

Highereducationhasbeengearedtowards»managementby results«sincethelate1980s,
whentheuniversitybudgetsbeganto includeperformance-basedfunds. Budgetingbased
on results and result agreements were introduced at all universities in 1994.
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     Managementby resultsis basedonperformancenegotiationsbetweentheMinistry of
Educationandtheuniversities, in which objectivesaresetandtherequiredfundsagreed
upon.The universitiesreceivelump-sumfundinganddecidethemselveshow to allocate
it. The steeringrole performedby the Ministry of Educationis largely a strategicone.
Performanceevaluationandincentivesareemphasized.Decision-makingpowerhasbeen
delegatedto universities, andemphasisis onuniversitymanagement.The1998Universi-
ties Act will  give even more freedom to universities in internal matters.
     The systemof managementby resultshasbeenevaluatedby a broad-basedgroup
from theministry andtheuniversities. On thebasisof this assessment,managementhas
been improved as follows:

Steering process

– The Ministry-university agreementswill be concludedfor three-yearperiodsfrom
1998 onwards.

– Target outcomes and operational expenditure are determined for a three-year period.
– The three-yearagreementis revisedannuallyin a supplementaryprotocolon thefol-

lowing year’s budget.
– Steeringis ayear-round process, with joint seminarsandmeetingsof theMinistry and

universityleadership. Meetingsof thedeansin differentfieldsof studyareconsidered
especially significant.

– Reportingplaysanimportantrolein managementby results. Theuniversitiesreporton
theattainmentof their objectivesin their annualreports, andby enteringtherelevant
statisticsinto theKOTA databasemaintainedby theMinistry of Education.The min-
istry in turn is accountableto parliamentto which it submitsanannualreportonactiv-
ities in its administrative field.

Target outcome determined in the agreement

– Theoveralllinesof educationandsciencepolicy andtheobjectivesaredeterminedin
the Development Plan for Education and University Research.

– The agreementson targetoutcomedetermineobjectivesin moredetail,but only with
regard to the central objectives.

– Thegeneralobjectivessetfor theuniversitysystemconcernthequalityandimpactof
educationandresearch,thenumberof degreesto beawardedand,wheneverneeded,
certainessentialpolicy lines, suchasstructuraldevelopmentof universities, admis-
sion, the role of open university instruction, minor subjects, etc.

– The agreementsalso containdetailedobjectivesfor eachuniversity, suchas target
numbers of degrees in each field.

The operational expenditure defined in the agreement

– The budgetingsystemhasbeendevelopedto supportmanagementby resultsso that
targets and appropriations are interlinked.
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– The subitemsin thebudgetshavebeenmerged,separatefinancinghasbeenincorpo-
rated into the operational expenditure of the universities.

– Financingexternal to thestatebudgetmustsupporttheobjectivessetfor theuniversi-
ty.

– The principles underlying budget preparations are transparency and predictability.
– The goalin corefundingof operationalexpenditure is stability; thecorefundingcov-

ersabout90 percentof all operationalexpenditure; a formula-basedsystemwill be
adopted gradually from 1997 onwards.

– Projectfinancingwill beallocatedto programsof greatnationalrelevance, universi-
ties’ own projects and facilities.

– Performance-basedfundingmakesup some3 percentof theoperationalexpenditure;
performance indicators are determined for each three-year period.

Performance indicators

The performance criteria for 1998 – 2000 are:
– Centers of excellence in research
– Units of high-standard education and adult education
– Centers of excellence in artistic activities
– Financing granted by the Academy of Finland
– International financing
– International activities

– Number of teacher and researcher visits
– Student exchanges

– Employment of the graduates
– University-specificassessmentof theachievementof thesettargetsandthestrategic

planning in the university.

The point of view of a single university

Themanagementby resultssystemhasbeenextensively acceptedin Finnishuniversities,
particularlyat the institutionallevel.However, individual representativesof universities
andevena few rectorsmayhavequitecritical attitudestowardsthesystem.It seemsthat
thecriticism mainly focuseson the fact that thesystemstressesthequantitativeaspects
at the expense of qualitative ones. I would say that the border betweenquantitative
and qualitativeaspectsis like a line drawn on water. The objectivesthat regulatethe
basic funding of universities are expressed in the number of masters’ degrees and PhDs.
     However, degrees, especiallyPhDsincludequalitativecomponentssuchasexamina-
tions and theseswhich are evaluatedand assessed.Employmentof graduatesis both
quantitativeandqualitativecriteria.Thearticlesofferedto refereedinternationaljournals
go througha strict evaluationprocess. Managementby resultsis alsocriticizedbecause
the negotiationsof performanceagreementsbetweenthe ministry and the universities
havefailed to providefundingaccordingto theexpectations andwishesof theuniversi-
ties. These disappointmentsdo not,however, resultfrom thesystembut from theinade-
quateprovisionof funding for highereducation.It is parliamentthateventuallydecides
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onthehighereducationbudget.Further, theattitudetowardsthesystem– its credibility –
is affectedby howsuccessfullytherectorsandtheirstaffsin generalconductthenegotia-
tions.
     The Universityof Joensuu considersthat it hassuccessfullynegotiatedwith theMin-
istry of Education.It hasbeenableto achievea considerablepartof theUniversity’sob-
jectivesthroughthe negotiations. There was a flaw in this year’s performanceagree-
mentsas the Ministry wascompelledto takeback,after the negotiations, someof the
funds. These wereusedto financetheconversiontrainingwhich waspartof thenation-
al informationtechnologyprogram.The universitiescandecisivelyinfluencethe reali-
zation of their missions, their profile development,priority areas, resourceallocation,
developmentprojectsandtheirpriorities, etc. ThenewUniversitiesAct supportsmanage-
mentby resultsin that it increasesuniversityautonomyandstrengthensthe positionof
rectorsandotheracademicleaders, oratleastenablessuchdevelopment.Accordingto the
new act,universitiescandecideon their administrativeandmanagementstructure, i. e.
faculties, departments and other units. They can also appoint professors, etc.
     Fundingandtheaccompanyingbudgetformulaandperformanceindicatorsoccupya
centralrole in themanagementby resultssystem.In fact, their role is socrucial thatone
canaskwhich comesfirst: thehenor theegg. The objectivesandtheir achievementare
theessenceof themanagementby resultsystem.In theFinnishuniversitysystem,fund-
ing andobjectivesarelinked by budgetformula.The modelis far from beingcomplete.
Theongoingdevelopmenteffortsfocusontheroleof researchin themodel,updatingthe
field-specificcostcoefficientsby usingthelatestinformationaboutcosts, thepositionof
minor fields, nationalresponsibilities, and eventualsanctionsif the objectivesare not
achieved.There areplansto includethecostsof premisesin thebudgetformula.Dueto
thedifferentsituationsin theuniversities, it is obviousthatsomekind of transitionperi-
od with special arrangements will  be needed.
     Managementby resultsandtheperformanceagreementprocedurewithin universities
arestill, in manyrespects, in a formativestage. To implementa new managementand
working culturein facultiesanddepartmentsis a long process, in which someunitspro-
ceedfasterthan others. For instance, the relationshipof objectivesand funding needs
special attention.
     The budgetframesarefinally decidedby thegovernment.Lack of influencein cash
managementmeansthatuniversitiesthemselvesarenot allowedto makefinancialoper-
ationssuchasborrowingandinvestingin stocksor realestate. Restrictionsin cashman-
agementconcernalsothesurplusfrom commercialservices. In thenearfutureuniversi-
tiesmight havemorefreedomin takingcareof their finances. National-levelcollective
bargainingandlegislationoncivil servantstransferuniversitydecision-makingto nation-
al-level organizationsand communities. It is statedin the decreesin which fields of
studyeachuniversityis allowedto awarddegreesandin whatmajorcoursesmasters’de-
grees are available.
     The futuredevelopmentof managementby resultsandbudgetingwill depend,on the
onehand,on thepolicy statementof thegovernment,to be formedafter theelectionof
parliament,andon the guidelinesfor the developmentof educationanduniversity re-
search,on theother. The guidelinesarecurrentlybeingpreparedbut will haveto beap-
provedby thenext government.Thesetwo documentswill helpto guideuniversitiesinto
the next millenium.
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Three-year plan / performance agreement (updating for 1999), Appendix 1

Internal process

– Meeting with deans early October 1998

– Draft of the three-year plan and proposal for performance
 agreement to each faculty, department, independent unit
 and practice school for comments mid-October 1998

– Preparations of the development and construction projects

– Information management strategy and plan for data security

– Human resources strategy

– Equality

– Principles of sustainable development

– Practice schools

– Signing of the internal performance agreements for 1999 mid-January 1999

– Draft for Annual Report late February 1999

– Cooperation committee treatment early February 1999

– Formal and informal meetings of the University Senate late January and
  early February 1999

– Updating the KOTA-database January – May 1999

– Annual Report (printed) by the end
  of March 1999

External process

– Preparatory meeting of planning officials early May 1998
  mid-September 1998

– Seminar for the heads of the universities (both academic and
 administrative), organized by the Ministry of Education 10 – 11 November 1999

– Three-year plan and draft of the performance agreement
 (supplementary protocol) and draft of the Annual Report
 to the Ministry of Education late February 1999

– Negotiations between the Ministry of Education and
 the universities April  1999

– Signing of the performance agreements early September 1999
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Ministry of Education, Appendix 2, September 2, 1997

Performance agreement between the Ministry of Education
and the University of Joensuu for 1998 – 2000

Goals

The joint objectivesof theFinnishhighereducationsystemarestatedin thegovernment
DevelopmentPlanfor EducationandUniversityReasearchfor 1995 – 2000.These goals
will be specifiedannuallyin the statebudgetandarepresentedin the appendixof this
agreement.
     These goals replacethe commongoals statedto the universitiesin the previous
agreements.

The Mission of the University of Joensuu

Thefunctionsof theUniversityof Joensuu arebasedonhigh-qualityresearchandeduca-
tion, internationalcooperationandaccelerationof socialandeconomicprogressof east-
ernFinland.The universityis in part responsiblefor stimulatingthe regenerationof in-
dustrialactivity in its operationalarea,facilitating thecreationof theinformationsociety
andpromotingindependentexpertise. The university’sparticularstrenghtsandareasof
expertiseareamulti-disciplinaryteachereducationprogram,whichtrainsteachersfor all
levelsof theeducationalsystem,teachingandresearchrelatingto forests, otherrenew-
ablenaturalresourcesandtheenvironment,proficiency in thedevelopmentandapplica-
tion of high technology, andteachingandresearchrelatingto thesocialandculturalde-
velopment of the European peripheral areas and border regions.

Research and postgraduate education

The degreetargetin 1998 – 2000will be38 doctoratesperyearon theaverage. It is dis-
tributedto theeducationalfields asfollows: humanitiesandtheology6, education6, so-
cial sciences 4, psychology 1, science 15, forestry 6.

Undergraduate education

Thedegreetargetin 1998 – 2000will be576masters’degreesperyearontheaverage. It is
distributedto theeducationalfields asfollows: humanitiesandtheology130,education
220, social sciences 75, psychology 15, science 100, forestry 36.
     Bytheyear2000,240undergraduatesperyearwill pursuestudiesabroad,whichwill
be included in their degrees.
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Adult education

60studentsperyearwill betakeninto degreeprogramsthroughtheopenuniversityroute
(adult route).
     Openuniversityeducationwill besuppliedto at least3,000studentsperyearby 2000.
The students will  complete at least 15,000 credits per year by 2000.
     The university will supply further educationto at least3,000studentsper year by
2000, out of which the share of students in long-term programs will  be 1,500.

Structural development

Thestructuraldevelopmentof thecampusesin Joensuu andSavonlinnawill becomplet-
ed as stated in the strategy of the university.
     Theeducationin socialwork will bediscontinuedby theyear2000,basedontheplan
preparedwith the University of Kuopio. Networks in researchand educationwill be
strengthened.The Turku Schoolof EconomicsandBusinessAdministrationactsasthe
coordinatingunit for futurestudies, Universityof Joensuu in Savonlinnawill bethecoor-
dinatorin thetourismprogram,theUniversityof Helsinki in RussianandEastEuropean
studiesandHelsinkiSchoolof EconomicsandBusinessAdministrationandtheSwedish
School of Economics and Business Administration in Southeast Asian studies.
     The PsykoNetuniversitynetwork in the field of psychologywill be coordinatedby
the University of Turku.

Practice schools

The practiceschoolswill considerthestructuraldevelopmentmadein teachereducation
betweenthe campusesin Joensuu and Savonlinna.The areasof expertise of Joensuu
PracticeSchoolare the useof information technologyin instruction,teachingscience
andhumanitiesand teachereducationin thosefields. The areaof expertise of Savon-
linna Practice School include art and practical subjects and communication skills.
     Commonareasof developmentare practice teaching, preschooland elementary
schoolinstruction,internationalperspectivesin education,andinstructionfor internation-
al pupils.
     Instructionin Russianandpedagogicaltrainingof teacherswill becurriedouttogether
with the University and the Finnish-Russianschoolof EasternFinland,which will be
opened in the near future.

Reporting and evaluation

The evaluationof the impactsof theuniversitiesin easternFinlandwill beorganizedin
1996 – 1998,consideringthegeneralgoalsfor theevaluationof thehighereducationsys-
tem.
     The University will reporton how the goalsagreeduponin this contracthavebeen
reached in the annual reports and KOTA-database.
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Resources

The universityandthe Ministry of Educationwill agreeseparatelyon the implementa-
tion of all degree education financed through external funding.

Core funding in 1998 – 2000

A formula-basedfundingmodelwill be adoptedin stagesfor the allocationof the core
funding. Fifteenpercentof the corefunding will be determinedon this model in 1998,
25 percent in 1999 and 40 percent in 2000.
     The amountof corefunding will be approximately FIM 208,000,000annually, pro-
videdthatthelevelof universityexpendituresgrantedby Parliamentremainsat the1998
level and that the proportion of project and performance-basedfunding doesnot in-
crease. Thecalculationshavebeenmadein accordancewith the1998levelof appropria-
tions, which does not include pay raises or changes due to structural development.

Resources in 1998

Theuniversity’sincometargetasregardscommercialservicesin 1998is FIM 7,500,000.

Expenditures

To reachtheagreedgoalstheMinistry of Educationmakesarequestof FIM 243,199,000
from the Government budget for the University of Joensuu, out of which –
– core funding: FIM 213,409,000
– performance-based funding: FIM 5,792,000
– project funding: FIM 15,448,000
– additional research funding: FIM 8,550,000

(the Government action plan 1997 – 1999).

Core funding

Core funding includes:
– FIM 3,264,000 for salaries and fees in the open university
– FIM 957,000 for self-motivated continuing education for unemployed graduates
– FIM 700,000for supportfundingto long-term(min. of 20 credits)continuingeduca-

tion especially in sectors where the share of employer-purchased training is marginal.

Project funding

On the basis of the above agreement:
– graduate schools, FIM 8,017,700
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– minor subject studies, FIM 150,000
– text and media training, FIM 500,000.

National points of emphasis:
– projects related to the Ministry of Education’s information society strategy,

FIM 2,500,000
– purchasing work stations for researchers and students and networks, FIM 900,000
– support to language centers under the Ministry of Education’s language strategy,

FIM 280,000 (1998 – 2000)
– equality research, FIM 500,000 (1998 – 2002)
– Russian studies, FIM 500,000 (1998 – 2000).

University projects:
– taxation and environmental legislation, FIM 250,000 (1998 – 1999)
– development of instruction for trainers, FIM 250,000 (1998 – 1999)
– equipment, FIM 1 600,000.

The Universityof Turku hasbeenallocatedFIM 4 million (1998 – 2000)in projectfund-
ing for the PsykoNetnetwork,to be allocatedto the universitiesbelongingto the net-
work.

Additional research funding program:
– for expanding the teaching of natural sciences
– FIM 3,000,000 in 1997 (100 student places)
– FIM 4,650,000 in 1998 (155 student places)
– FIM 5,400,000 in 1999 (180 student places)
– improvementsof researchcapabilities, FIM 3,300,000in 1997 and FIM 3,900,000

in 1998.

Construction

The newpremisesfor theDepartmentof Psychologyshouldbereadyfor usein autumn
1998.Half of thenetincrease(totalof FIM 325,000ayear)in rentalandotherrealestate
costswill be includedin theuniversity’sexpenditure. A projectplan is beingdrawnup
for replacement of the Domino building.

Markku Linna, Director General
Paavo Pelkonen, Rector
Arvo Jäppinen, Director
Matti Halonen, Director of Administration
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Ministry of Education, Appendix 3, September 1, 1998

Performance agreement between the Ministry of Education
and the University of Joensuu for 1998 – 2000;
supplementary protocol on the expenditures in 1999

Expenditures of the University of Joensuu in 1999

Theuniversity’sincometargetasregardscommercialservicesin 1999is FIM 7,900,000
and the surplus target is FIM 100,000.

Expenditures

To reachthegoalsagreedin theperformanceagreementfor 1998 – 2000,theMinistry of
Educationmakesa requestof FIM 228,159,000marksfrom theGovernmentbudgetfor
the University of Joensuu, out of which
– core funding: FIM 208,029,000
– performance-based funding: FIM 4,300 000
– project funding: FIM 15,830,000
In addition FIM 550,000 will  be transferred from subsection 29.10.22.

Core funding

Core funding includes
– FIM 3,009,000 for salaries and fees in the open university
– FIM 957,000 for self-motivated continuing education for unemployed graduates
– FIM 700,000for supportfundingto long-term(min. of 20 credits)continuingeduca-

tion especially in sectors where the share of employer-purchased training is marginal
– FIM 4,024,000will be transferredto theuniversity’sexpediture from thesubsection

34.06.02for thesalariesof the33poststo beestablishedanduntil nowheldby unem-
ployed persons for a fixed term.

The status of orthodox theology in the budget formula will  be defined.

Project funding

Based on the agreement for 1998 – 2000
– support to language centers under the Ministry of Education’s language strategy,

FIM 280,000 (1998 – 2000)
– equality research FIM 500,000 (1998 – 2002)
– Russia, FIM 500,000 (1998 – 1999)
– taxation and environmental legislation, FIM 250,000 (1998 – 1999)
– development of instruction for teacher trainers, FIM 250,000 (1998 – 1999)
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Additional research funding program:
– for expanding theteachingof naturalsciences, FIM 5,400,000(180studentplacesin

1999)
– improvements of research capabilities, FIM 4,500,000 in 1999

Informationindustryprogramlaunchedby theMinistry of EducationonMarch11,1998,
FIM 750,000 in 1999 for new permanent student places:
– FIM 150,000 (10 student places in 1998)
– FIM 600,000 (20 student places in 1999)

Projects related to the Ministry of Education’s information society strategy,
FIM 2,500,000

Other projects:
– minor subject studies, FIM 100,000 (1999 – 2000)
– projects of the Faculty of Forestry, FIM 600,000 (1999 – 2000)
– international and comparative environment legislation, FIM 200,000 (1999 – 2000)

The Universityof Turku hasbeenallocatedFIM 4 million (1998 – 2000)in projectfund-
ing for the PsykoNetnetwork,to be allocatedto the universitiesbelongingto the net-
work.
Preparations will  be made to secure the activities of the network in tourism.
Subsection 29.10.22. Common expenditure of universities.

For the following projects:
– preschool and elementary school teacher education and instruction, FIM 150,000
– joint project for instructional technology, FIM 200,000
– compiling of digital language corpora, FIM 200,000

Construction

The CarelianSciencePark will be developedin collaborationwith concernedparties.
The rolesof differentpartieswill beagreedseparatelyon thebasisof further investiga-
tions.
     Furtherpreparationsof theprojectplan for replacementof theDominobuilding will
be made. Different alternatives to finace the project will  be investigated.
     Increasein electricity costs, FIM 450,000,will be includedin the university’s real
estate expenditure.

Practice Schools

The expenditures for thePracticeSchoolsarebasedon thenumberof pupils(1,220)and
theextent of thepracticeteaching(2,900yearlyweek-hours)andareFIM 51,070,000,of
which the shareof pupils’ welfareservicesis FIM 2,662,000.The increasein expendi-
tureby FIM 430,000in 1999,by 1,090,000in 2000andby 1,750,000in 2001arebased
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ontheincreasein thenumberof pupilsof theuppersecondarystageof theJoensuu Prac-
tice School (30 pupils more in 1999).
     FIM 122,000hasbeentransferredfrom theexpenditureof theuniversityfor thesalary
of a laboratory worker.
     The joint administrative costs are included in the university’s expenditure.
     Performancebasedfunding, FIM 184,000is includedin theexpenditure of thePrac-
tice Schools.

Project funding

– projects related to the Ministry of Education’s information society strategy,
FIM 300,000

– instruction of Russian language, FIM 200,000
– Joensuu PracticeSchool:developmentprogramfor theinstructionof naturalsciences,

FIM 420,000
– SavonlinnaPracticeSchool:developmentof instructiontechnologyanddistanceprac-

tice teaching, FIM 250,000

Markku Linna, Director General
Perttu Vartiainen, Rector
Arvo Jäppinen, Director
Matti Halonen, Director of Administration

54



Leistungsaufträge und Leistungsvereinbarungen
als Steuerungsinstrumente im ETH-Bereich

Gerhard Schmitt

1  Zusammenfassung

Der ETH-Bereichumfaßtdie EidgenössischenTechnischen Hochschulenin Zürich und
Lausanneund die vier Forschungsanstalten. Der ETH-Bereichwird geführtvom ETH-
Rat. Der ETH-Bereichwird ab dem Jahr 2000 direkt mit einemLeistungsauftragdes
Bundesrats, demhöchstenRegierungsorganderSchweiz,versehen.DieserLeistungsauf-
tragsowiedie LeistungsvereinbarungenzwischendemETH-RatunddenETHsundden
Forschungsanstalten befindensich in Bearbeitung. DasvorliegendeDokumentschildert
denStandEnde1998sowiemöglicheAuswirkungen aufeineHochschule. Die Beispiele
beziehen sich jeweils auf die ETH Zürich.

2  Kontext

Im ZugederModernisierungöffentlicherVerwaltungen wurdenin denvergangenenJah-
renin verschiedenenLändernReformeneingeleitet,diezunehmendauchin derSchweiz
Fußfassen.Die ReformbewegungensindunterBegriffenwie NationalPerformanceRe-
view (US),Modernisationdel’état bzw. Renouveaudu servicepublic (Frankreich)oder
New Public Management(UK und andereLänder)bekannt.Sie zielen daraufab, die
Verwaltungen im Sinneder Effizienz zu straffenund sie verstärktauf jeneLeistungen
auszurichten,die sie im SinnederEffektivität im Auftrage derÖffentlichkeitzu erbrin-
gen haben.
     In der SchweizwurdendieseReformbestrebungenauf Bundesebenezu Beginnder
90erJahreinitiiert. In denerstenzweiPhasenwurdedieZielsetzungverfolgt,dieOrgani-
sationsstrukturder Bundesverwaltungzu reformierenund neuengesellschaftlichenund
politischenGegebenheitenanzupassen.InsbesonderesolltendiePolitikbereichezwischen
den Bundesdepartementenbesserabgestimmtund zusammengefaßtwerden (NOVE,
1996 – 99); ähnlicheZielsetzungenwerdeninnerhalbder entsprechendenDepartemente
verfolgt (NOVE DUE, 1997 – 2000).EineweiterePhasewurdekürzlich eingeleitet,um
die Führungsprozesseund die Führungsinstrumentezu reformieren (NOVE TRE,
1998 – 2000).
     IndiesemRahmenwurdeaufStufeETH-RateineProjektorganisationgeschaffen(PO
98),mit demZiel, Organisations-,Führungs-undRechtsstrukturenim ETH-Bereichden
neuenErfordernissen,die sichunteranderemdurchdie IntegrationdesBauwesensund
der Informationstechnologiensowiedurchdie rechnungsmäßigeVerselbständigung er-
geben,anzupassen.Darüberhinauswird ein LeistungsauftragzwischenBundesratund
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ETH-Raterarbeitetund – daraufaufbauend– Leistungsvereinbarungenzwischendem
ETH-RatunddeneinzelnenInstitutionendesETH-Bereichs:derETH Zürich, derETH
Lausanne und den vier Forschungsanstalten.
     DerBundesratsbeschlußvom19.Dezember1997siehtvor, daßLeistungsauftragund
Leistungsvereinbarungenam 1. Januar 2000 in Kraft treten.Der vorliegendeEntwurf
einesLeistungsauftragessiehteineLaufzeitvon jeweilsvier Jahren vor. Diskutiertwer-
den Indikatoren und Zielwerte, die zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erreichen sind.

3  Ziele der Regierungs- und Verwaltungsreform NOVE auf Bundesebene

DerSchweizerBundesratstrebtin derBundesverwaltungnacheinerErhöhungderWirk-
samkeitdurchgezieltenAufgabenverzicht oderAuslagerung von Aufgaben (Outsourc-
ing), nachVerbesserung der Wirtschaftlichkeit durchdenAbbauvon Doppelspurigkei-
ten, der Stärkungvon Synergien,der Förderungder Sparsamkeitdurchpersonelleund
finanzielleEinsparungensowienachderVerbesserung derFührbarkeitundOptimierung
derOrganisationsstrukturen.Er beschreibtdasVorhaben aufverschiedenenInternet-Sei-

1ten.
     DieWirksamkeit soll stufenweiseerhöhtwerden.Zunächstwird geklärt,welcheAuf-
gabenoderTeilaufgaben in denTätigkeitsbereichenaufgehobenoderausgelagertwerden
könnten.Bei diesemZiel gehtesum die SteuerungderEffektivität unterderFragestel-
lung, ob die richtigen Aufgaben erfüllt werden.Als Resultatbestehtdie Möglichkeit,
größere Aufgabenbereiche im Outsourcing zu erledigen.
     DasReformzielWirtschaftlichkeit soll durcheineSteigerungder Effizienz erreicht
werden.Der Abbauvon Doppelspurigkeiten– der im akademischenBereichaberteil-
weiseauswissenschaftlichenGründennotwendigist – sowiedie Erzielungvon Syner-
gien sind die dazuerforderlichenInstrumente. Die Verwaltungsprozesse werdenüber-
prüft unter der Fragestellung, ob sie auf richtige Art ablaufen.
     DasReformzielSparsamkeitsoll durchdie OptimierungderVerwaltungstätigkeit er-
reichtwerden.DafürsindEinsparungenanPersonalundfinanziellemAufwand vorgese-
hen. Das Reformziel Führbarkeitund Strukturoptimierungschließtdie Ausarbeitung
verbesserterOrganisationsstrukturenein, die derpolitischenAusgewogenheit undeiner
gleichmäßigenArbeitsbelastungderDepartementsspitzenRechnungtragen.DiesemRe-
formziel wird an der ETH Zürich und im ETH-BereichgroßeBedeutungbeigemessen,
um die Kernaufgaben desETH-Bereiches, Forschung und Lehre, optimal zu unterstüt-
zen.

3.1  NOVE DUE

DasProjektNOVE DUE siehtdieAusdehnung aufbishernichtuntersuchteAufgabenbe-
reichevor. In derProjektphaseNOVE DUE werdenweitereMöglichkeitenzur Zusam-
menfassungund teilweisenAuslagerung von Aufgabenbereichen erneutgeprüft.Wäh-
rend in der früherenPhasedepartementsübergreifendeOptimierungenim Vordergrund
standen,sind es jetzt die departementsinternenOptimierungsmöglichkeiten.Für den

               
1 http://www.admin.ch/ch/d/rvr/index.htm
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ETH-BereichvonInteresseist dieSchaffungeinesneuenBundesamtesfür Berufsbildung
und Technologie aus Teilen des Bundesamtes für Industrie, Gewerbe und Arbeit.

3.2  NOVE TRE

DasZiel ist die Verbesserung derFührungsprozesseundderFührungsinstrumente. Wie-
derumwerdenüberdepartementaleunddepartementaleFührungsprozesseuntersucht,um
die Optimierungder Führungs-und Entscheidprozesseinnerhalbder Departementezu
erreichen.Im Mittelpunkt stehendabeidie Ausarbeitung einerwirkungsorientiertenDe-
partementsstrategie, die Beschreibungder Führungsprozessemit Schnittstellenzum
überdepartementalenFührungsprozeß,die Erstellungvon Leistungs-und Produkteport-
folios, die Festlegungder künftigenOrganisationsstrukturund Zuordnungder Verwal-
tungsarbeiten,dieFestlegungderdepartementalenGrundsätzederFührung, dieKaderent-
wicklung undAusbildung sowiedie Ausarbeitung derAusführungserlasse. Essoll dabei
denspezifischenKulturen,AufgabenundBedürfnissendereinzelnenDepartementeRech-
nunggetragenwerden.Es wird daraufhingewiesen,daßder sorgfältigenAuswahl und
Weiterbildung derMitarbeiterinnenundMitarbeitereinegroßeBedeutungzukommt.Be-
sonderesAugenmerk ist auf die Kaderzu richten,denenin Veränderungsprojekten eine
entscheidendeRolle zukommt.Dahersindnebenprozeduralen,strukturellenundinstru-
mentellenFragenauchFragender Führungsgrundsätze, der Kaderentwicklungund der
FührungsausbildungGegenstandder Regierungs-und Verwaltungsreform. Die Perso-
nalpolitik desBundesund die Arbeiten am neuenBundespersonalgesetzder Schweiz,
welches das heutige Beamtengesetz ablösen wird, gehen in die gleiche Richtung.

3.3  Sparvorgaben des Bundes

EinesdergroßenZiele derReformenist, einenBeitragzur SanierungderBundesfinan-
zenzuleisten.DabeihandeltessichumdenEigenbeitragderVerwaltung zurErreichung
desHaushaltszieles. Ziel ist, von denunbefriedigendenlinearenLohnkürzungenwegzu-
kommenund auch im Lohnbereichwieder einenminimalenHandlungsspielraumzu-
rückzugewinnen.Der Bundesrathatbereitsim Herbst1997die Erwartunggeäußert,daß
die Departementeim Verlauf der Regierungs-und Verwaltungsreform 5 Prozentihrer
maßgeblichenPersonal-und Verwaltungskosten einzusparenhaben.Die Sparvorgabe
gilt für all diejenigenBereiche, die nicht bereitsGegenstandvon besonderenSparvorga-
bensind.Der ETH-Bereichwurdevon dieserSparvorgabeausgenommen,daer bereits
für die Jahre bis 2003 ein Kostendach erhalten hatte.
     Allerdingsgeltenfür denBereichBau,LiegenschaftenundBeschaffung, andemder
ETH-BereichdurchseineintensivenBautätigkeitenstarkbeteiligt ist, besondereRege-
lungen.Die Abbauvorgabeliegt hier bei insgesamt18 Prozent,die bis Ende1998 im
Rahmenvon NOVE Baubereitsfasterreichtwurde. Im RahmenderReorganisationder
Informatik wird ein Effizienzsteigerungspotentialvon 20 ProzentdergesamtenBudget-
mittel erwartet.Diesbetrifft zwischen800bis1 000Stelleninsgesamt,diespätestensbis
2003 abzubauen sind.
     DerBundesratist sich bewußt,daßjeder StellenabbauVerunsicherung auslöst.Er
weist jedochdaraufhin, daßdie angestrebteSozialverträglichkeitein realistischesZiel
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sei, wie die Restrukturierungender SchweizerPTT und der SchweizerBundesbahnen
gezeigthaben.Ein am8. Juli 1998unterzeichneterSozialplansoll Härtefälleundunver-
schuldeteEntlassungenvermeiden.DerBundesrathatsichzumZiel gesetzt,die Stellen-
einsparungensozialverträglichzugestalten.Diessolltemit einzelnenAusnahmen durch
Fluktuation und frühzeitige Pensionierungen möglich sein.

4  Der Entwurf eines Leistungsauftrags

Die folgendenAbschnittestützensichaufdenoderzitierenausdemText, dernachBera-
tungenim ETH-Bereichund in denübergeordnetenOrganenzustandekamunddersich
gegenwärtigin der Vernehmlassung befindet.Es sind also noch Änderungenmöglich
und zu erwarten. Die Zitate sind durch Anführungszeichen gekennzeichnet.

4.1  Rechtliche Grundlagen

Nach»demBundesgesetzvom 4. Oktober1991überdie EidgenössischenTechnischen
Hochschulen(ETH-Gesetz)bestehtder ETH-Bereichausder EidgenössischenTechni-
schenHochschuleZürich (ETHZ), der EidgenössischenTechnischen HochschuleLau-
sanne (ETHL) und den mit den ETH verbundenen Forschungsanstalten.«
     »DieETH und die Forschungsanstalten sind demETH-Ratunterstellt.Er erläßtdie
Richtlinien für die allgemeinePolitik desETH-Bereichesund setztdie grundlegenden
Ziele für jede ETH und Forschungsanstalt fest.«
     »DieETH unddie Forschungsanstalten sindautonomeöffentlichrechtlicheAnstalten
des Bundesmit Rechtspersönlichkeit.Der Autonomie sind dort Grenzengesetzt,wo
langfristigePlanungundKoordination vonLehreundForschung dieserfordern.Die An-
staltenarbeitenmit anderenAusbildungs- undForschungsinstitutionen zusammen,koor-
dinierenihre Tätigkeitundwirken andengesamtschweizerischenBestrebungenzur Ko-
ordination und Planung mit.«
     »DieAufgaben desETH-Ratesund der autonomenAnstaltensind im ETH-Gesetz
und dengestütztauf dasGesetzergangenenVerordnungen geregelt.Die ETH und die
Forschungsanstalten lehrenundforschenin denIngenieurwissenschaften,denNaturwis-
senschaften,derArchitektur, derMathematikundin denverwandtenGebieten.Die Gei-
stes-undSozialwissenschaftenwerdenmiteinbezogen,unddie Interdisziplinaritätist zu
fördern. An den ETH besteht Lehr-, Lern- und Forschungsfreiheit.«

4.2  Geltungsbereich

»Der Leistungsauftragan denETH-Rat für denETH-Bereichbetrifft die durch ihn zu
erbringendenLeistungen,insbesondereunterdenGesichtspunktenderlangfristigenPla-
nungundKoordination sowieunterBeachtungderAutonomie derHochschulenundder
Forschungsanstalten. Der Leistungsauftraggilt für eine vierjährigePeriode, die am 1.
Januar 2000beginntund am 31. Dezember2003endet.Es wird danachgetrachtet,den
Leistungsauftragzu verlängernund auf weite Sicht in denGrundzügenmöglichstkon-
stant zu halten.«
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4.3  Kernaufgaben und Leistungsgruppen

»Die Kernaufgaben desETH-Bereichessind im ETH-Gesetzfestgehalten.Aus ihnen
lassensich die Leistungsgruppen(Lehre, Forschung, Dienstleistung)und spezifische
Leistungen ableiten.«

Leistungsgruppen Leistungen Leistungsempfänger

Lehre – Diplomstudium (Ausbildung und Betreuung – Studierende
  von Studierenden in einem Fachstudium) – Doktorierende
 – Doktorat (Ausbildung und Betreuung – Studierende an
  bis zur Promotion)  Fachhochschulen
 – Habilitation – Fachspezialistinnen,
 – besondere Kurse  Fachspezialisten
 – Lehraufträge an anderen Hochschulen – Hörerinnen / Hörer
  und Fachhochschulen
 – wissenschaftliche Tagungen

Forschung – Erarbeitung neuer wissenschaftlicher – Scientific community
  Kenntnisse, Methoden und – Hochschulen, Fach-
  Technologien  hochschulen, For-
    schungsinstitutionen
   – Wirtschaft
   – öffentliche Hand
   – Gesellschaft

Dienstleistung – Übernahme von Ausbildungs-, – öffentliche Hand
  Forschungs- und Entwicklungsaufträgen – Wirtschaft
 – Erbringen anderer Dienstleistungen – internationale
 – Expertisen und Beratung  Institutionen
 – Bereitstellung wissenschaftlicher – Gesellschaft
  Informationen
  Bereitstellung wissenschaftlicher
  Infrastruktur

4.4  Ziele

Der LeistungsauftragumfaßtallgemeineundbesondereZiele. Zu denallgemeinenZie-
len gehörendie internationalanerkannte, hohenQualitätsmaßstäbengerechtwerdende
ExzellenzderBildung undderForschung, die nationaleZusammenarbeitzwischenden
Hochschulen,die Mobilität der Studierenden,der Forscherinnen und Forscher und der
Dozierenden,die Stärkungder internationalenZusammenarbeit,die Valorisierung des
Wissens(FörderungderZusammenarbeitmit öffentlichenundprivatenUnternehmungen
und von Firmengründungen),die FörderungdeswissenschaftlichenNachwuchsesund
derChancengleichheitvon FrauundMannsowiedie Sicherstellungeinerunternehmeri-
schen Führung des gesamten Bereichs.
     Die besonderenZiele sehenvor, daßder ETH-Ratdie ihm übertragenennationalen
Aufgaben in Lehre, Forschung undDienstleistungauchim RahmendererhöhtenAuto-
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nomieerfüllt unterBeibehaltungdessozialenGleichgewichts(keineBeschränkungdes
Hochschulzugangs).Der Entwurf beinhalteteineBewertungderverschiedenenDiszipli-
nenim ETH-Bereich,die sich in denStufenFördern,Halten,und Anpassenausdrückt
(Portfolio). Weiter stehentransdisziplinäreProblemlösungenin Lehre, Forschung und
Dienstleistung, dasErmöglichenvielfältiger kultureller Entwicklungen,die Intensivie-
rung des Dialogs zwischenWissenschaft und Öffentlichkeit, das Vorantreiben von
Großprojektenwie »Verwertung von Wissen« (»FörderungdesUnternehmergeistes«,
»Umsetzungund Verwertung erarbeiteterResultate«),»EinsatzneuerLehrmethoden«
(»problemorientiertesLernen«,»distantlearning«)sowieumweltbezogenenMaßnahmen
bei der Nutzungder eigenenInfrastruktur(Nachhaltigkeitin Lehreund Forschung) im
Vordergrund.

4.5  Controlling

Im gegenwärtigenEntwurf desLeistungsauftragsist vorgesehen,daßderETH-Ratsich
im RahmenseinesPlanungs-undKontrollsystems(Controlling)mit derQualitätderLei-
stungenin Lehre, Forschung undDienstleistungbefaßt.»Dazuführt er, insbesondereum
die internationaleExzellenzzugewährleisten,entsprechendeEvaluationendurch,soweit
sich die ETH und die Forschungsanstalten nicht von sich aus Evaluationen unterziehen.«
     »Komplementär zur jährlichenBerichterstattungim Rechnungswesensind ausden
allgemeinenunddenbesonderenZielengeeignetequalitativeundquantitativeHinweise
undKriterienabzuleiten,anhanddererdieLeistungenbeurteiltwerden.Dasschrittweise
Vorgehen erlaubtden Aufbau eineskohärentenGesamtsystems. Im Vierjahresbericht
legtderETH-RatdemBundesratzuHändendereidgenössischenRäteRechenschaftüber
die Erfüllung des Leistungsauftrages ab.«

4.6  Elemente der Leistungsbewertung

Die Leistungsbewertungist auf output(Leistung)undoutcome(Wirkung) ausgerichtet.
Die Art derBerichterstattungunddie wesentlichenMeßgrößenbetreffendie Lehre, die
Forschung unddie Dienstleistung. Der Entwurf betont,daßdie Meßgrößennicht isoliert
betrachtetwerdendürfen,sonderndaßsieHilfsgrößenvonbegrenzterBedeutungdarstel-
len. »Da Wissenschaft an und für sich nicht planbarist, sollen Risikofreudeund Ent-
scheidungsfreiheitnicht durchbürokratischeEinschränkungenbehindertwerden.Es ist
nicht möglich,exantealle Wirkungen von Entscheidungenzu erkennen,expostermit-
telte Meßgrößen müssen ebenfalls betrachtet werden.«

5  Kommunikation

Ein komplexes Vorhaben dieserGrößenordnungstellt besondereAnforderungenaneine
professionelleKommunikation. Deshalbist derEinbezugderHochschulenundrelevan-
terGremienwichtig. An derETH LausanneundderETH Zürichbildetensichbereitsim
Frühjahr1998interneSpiegelungenderPO98aufETH-Rats-Ebene, umderenEntschei-
dungenzu verfolgen,zu kommunizierenundum im ZweistromverfahrenVorschläge zu
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machen.Dieserwiessichalsnichteinfach,aberletztlicherfolgreich,denndieUnterstüt-
zungdurchdie Leistungsträgerin Forschung undLehreist für dasGelingenderReform
erforderlich.Der ETH-Ratvertritt die InteressenderETHsundderForschungsanstalten
gegenüber dem Bund. Dies zeigt sich auf drei Ebenen:
– Die ETHsunddie Forschungsanstalten könnensichauf denzwischendemBundund

demETH-RatvereinbartenfinanziellenRahmenbis ins Jahr 2003,demEndederer-
stenLeistungsauftragsperiode, verlassenund so die notwendigePlanungssicherheit
gewährleisten.

– Mitglieder derETHsundderForschungsanstalten warenvon Beginnan in die PO98
undderenUntergruppeneinbezogenundkonntendamit ihr Wissen einbringen.Dies
galt insbesonderefür dasTeilprojekt LEREVE (Leistungsauftragmit rechnungsmäs-
sigerVerselbständigung) der PO98,in demdie erstenVersionen desLeistungsauf-
trags entstanden.

– Eine Vernehmlassung desLeistungsauftragsentwurfsdurch die ETHs und die For-
schungsanstaltenist im Gang. Dies wird von denInstitutionenausdrücklichbegrüßt
und als notwendig empfunden, da der Leistungsauftrag auch sie direkt betrifft.

Die EidgenössischeBundesverwaltunginformiert überdenGesamtrahmenderProjekte
2NOVE, LEREVE, NOVE DUE und NOVE TRE auf einer eigenenWebsite. Der

ETH-Ratinformiert durchseinKommunikationsorgan unddurchgezielteSitzungenmit
denBetroffenen.Die Institutioneninformierendurchihre eigenenKommunikationsmit-
tel wie interneZeitungenundSonderdruckesowieverstärktüberdasInternet.Die ETH
Zürich hatzu diesemZweckeineeigeneWebsite eingerichtet,die Informationenzu den
neuestenEntwicklungenbietetundvor allemzu einemInformationsforumfür die mehr

3als 19 000 ETH-Angehörigenwird. Mit dem Grad desdirektenBetroffenseinssteigt
dasInformationsbedürfnisrapidean, wassich an denZugriffen auf die WWW Seiten
zeigt. Die ETH Zürich sieht ihr Intranetmit entsprechenderInformationals wichtiges
Forum undalsErgänzungzu denpersönlichenDiskussionen.Als Vorteil zur Kommuni-
kation nur durch Gedrucktesstellte sich heraus, daßdie Informationenauf dem Web
stetsdem neuestenStandentsprechen,daß sie komplett sind und nach Stichwörtern
durchsuchtwerdenkönnen.Wegen der schnellenund dynamischenEntwicklung des
Themenkomplexes und der Entscheidungenist die Papierdokumentationauf allen Ebe-
nen sehr umfangreich.
     Unbestrittenist die bedeutendeRolle, die das reporting künftig einnehmenwird:
Ohneein ausgebautesBerichtswesen,ohnegut zusammengestellteKenngrößen, Indika-
toren,graphischeundstatistischeAuswertungen könnenHochschulenundHochschulsy-
stemenicht geführtbzw. kanndenBehördenundderÖffentlichkeitnicht Rechenschaft
abgelegtwerden.Es ist wichtig, daßLeistungsindikatoren(bezüglichoutput und out-
come) definiertundempirischerhobenwerden.Im BereichderForschungbestehthiereine
Tradition, indem z. B. die DatendesSCI (Publikationenund Zitationen)ausgewertet
werden– für die Schweizz. B. durchdie UniversitätBielefeld. DieseTradition gilt es
auszubauenund zu verfeinern,möglicherweisein die Richtung, die durchdie Arbeiten
derNationalAcademyof Science(in denUSA) bzw. derVereniging vanSamenwerken-
deNederlandseUniversiteiten(VSNU, in Holland)vorbereitetwurden.Dort werdenqua-
litativeEinschätzungenim RahmenvonFachbereichsevaluationen(peerassessments) mit

               
2 http://www.admin.ch/ch/d/rvr/index.htm
3 http://www.verw.ethz.ch/lereve
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quantitativenIndikatoren(SCI,PersonalstatistikenderFachbereicheetc.) gekoppelt.Ana-
log hierzumüssenauchvermehrtaussagekräftigeIndikatorenim BereichderLehrege-
funden werden.

6  Kenngrößen und Indikatoren

Kenngrößen und Indikatorensind Führungsinstrumente, die seit Jahren im ETH-Rat
sowiein denHochschulenundForschungsanstalten zur Anwendungkommen.In seiner
strategischenPlanunghatderETH-Rat1997dazuwichtigeAkzentegesetztundPrioritä-

4ten schriftlich dargestellt. Die Hochschulenhaben in ihren Mehrjahresplanungen
5Kenngrößen erhobenund publiziert. Schließlichwerdendie Kenngrößen auchbei der

6Budgetierung als eine von verschiedenen Grundlagen hinzugezogen.
     Voraussetzung für sinnvolleIndikatorensindqualitativhochwertigeundvollständige

7DatenerhebungenübermehrereJahre. Hier hatdie ETH Zürich seiteinigenJahren gute
Erfahrungenmit einemgestaffeltenEvaluationssystemgemacht,dasvonSemesterevalu-
ationendurchdie Studierendenüberexterne Evaluationenbis zur Befragungvon Absol-
ventinnenundAbsolventeneinigeJahrenachihremAbschlußreicht.Zu denIndikatoren
könnenauchderEinzugsbereichderHochschule, dieUrsprungsländerderStudierenden,

               
4 ETH-Bereich, Strategische Planung 2000 – 2003, 24. September 1997.
5 Mehrjahresplan 2000 – 2003 der ETH Zürich, 29. Januar 1998.
6 http://www.ethz.ch/budget99/
7 Beitragzu einemIndikatorensystemfür die Wissenschafts- undTechnologiepolitik, F&B 1 / 98, Schweizerischer

Wissenschaftsrat, CH-3003 Bern.
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Abschlußraten,DauerdesDiplomstudiums, Übertrittsratenins Doktorat,Anfangssaläre
und Karrierepfade der Absolventen gehören.
     Als technischeInstrumentefür die Entwicklung von Indikatorenbieten sich Data
Warehousesan,diewiederumausSAPundanderenhochschulspezifischenDatenbanken
gespeistwerden.Die ETH Zürich entwickelt dazu ein Hochschulinformationssystem
(HIS, in Analogie zu den EIS und MIS der Industrie).

7  Auswirkungen auf die Pläne einer Hochschule

Währendzu Beginnder Diskussionan denInstitutionendie Sorgenund Bedenkenoft
überwogen,tretenallmählichauchdie ChancenderneuenStrukturin denVordergrund.
Der Zugewinnan lokaler Autonomie ist nicht zu übersehen.Diejenigen,die damit um-
zugehenverstehenunddie sichbietendenMöglichkeitennutzen,werdensichhandfeste
Vorteile verschaffenkönnen.In einigen Gebietenwerdensich starkeVeränderungen
zum Status quo ergeben, von denen hier nur zwei beispielhaft herausgegriffen werden.
     Die Planungund Budgetierungwird sich verändernmüssen.Währendan der ETH
Zürich in derVergangenheit dieBudgetshauptsächlichdurchFortschreibung entstanden,
soist derPlanungs-undBudgetierungsprozeßseitAnfang1998ein intensivbearbeitetes
Thema. Vorgesehen ist eineAufteilung desGesamtbudgetsin einenGrundauftragundin
Projekte, um sodasKerngeschäft derETH zu fördernundgleichzeitigRaumzur Unter-
stützungneuerinternerEntwicklungenzu gewinnen.Bis 2003ist derBudgetrahmenbe-
kannt,sodaßdie meistenVeränderungen durchUmlagerungenerreichtwerdenmüssen.
Dochgewinntauchdie Budgetierungvon Drittmitteln undvon Endowmentsein größe-
resGewicht:Die Erkenntnissetztsich durch,daßdadurchder Spielraumder ETH ge-
steigertwerdenkann.Mußtenin derVergangenheit MieteinnahmenundandereEinnah-
menzumüberwiegendenTeil »nachBern«,alsoandieBundeskasse, abgeliefertwerden,
so könnensie in Zukunft an der ETH selbstgenutztwerden.DasInstrumentSAP wird
am 1.1.1999 einsatzbereit sein.
     DerBaubereichist ein weiteresGebiet,in dem der Leistungsauftragan den ETH-
BereicheinedirekteAuswirkung hatte. Waren in derVergangenheit verschiedeneOrga-
nisationenfür dasPlanenundBauenanderETH zuständig, sowird sichdieseSituation
in der Zukunft vereinfachen.Zwischenden Nutzern und dem Parlamentstandendie
ETH-interneBauorganisation,dasAmt für Bundesbauten(AfB) unddie Koordinations-
stelleBautenZivil (KBZ). Letzterewerdenab1.1.1999nichtmehrexistieren, ihreFunk-
tionenwerdenandenETH-RatundandieETHsunddieForschungsanstalten übergehen.
Esist vorgesehen,daßsogardieBautenmittelfristig aufdieETHsunddieForschungsan-
staltenübergehen.DieseEntwicklungenverlangennatürlicheinradikalesUmdenken.Das
ImmobilienmanagementunddasBewirtschaftenderGebäude, derenReproduktionswert
alleinamPlatzZürichbei3.4MilliardenDM liegt,werdenwichtigeTätigkeiten.DieETH
Zürich hatdeshalbeineAbteilungLiegenschaftswesengegründet,derETH-Rathatdas
Immobilienmanagementauf hoherEbeneetabliert.Durch Umlagerungenzwischenden
Bereichenhofft die ETH auf eineOptimierungim EinsatzderMittel für dasBauwesen.
Die BauinvestitionenderETH Zürichbetragen1999etwa220Mio. DM undwerdensich
in den kommenden Jahren auf etwa 160 Mio. DM einpendeln.
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ETH Wor ld Teaching (Distance Learning)
– jederzeit verfügbar und von überall erreichbar
– Vergabe von Zertifikaten und Nachdiplomen
– Entwicklung eines Fernstudiums der neuesten Generation

ETH Wor ld Research (Distance Investigation)
– Teilnahme an ETH Experimenten weltweit
– Highest Performance Simulationen an der ETH
– Ergebnisse jederzeit und von überall abrufbar

ETH Wor ld Design (Leadership in Planning)
– Planung und Design neuer Lehr und Forschungsmethoden
– Entwicklung neuer Arbeitsumgebungen
– neuer Ausbildungszweig, z. B. Reinraum-Design

ETH Wor ld Space (physische und virtuelle Arbeitsumgebungen)
– Planung der Infrastruktur beschränkt sich nicht mehr auf physische Objekte
– Augmentierung von physischenLehr- undForschungsumgebungen mit virtuellenArbeits-

umgebungen
– weniger Raumbedarf, aber höchste Qualität in Technologie und Ausstattung
– Informationstechnologie als Brücke zwischen physischen und virtuellen Umgebungen

An derETH Zürich habendie neuenMöglichkeiten,die sichausderrechnungsmäßigen
Verselbständigung ergeben,auchzu neuenÜberlegungenüberdie Rolle der künftigen
PräsenzderETH im internationalenUmfeld geführt.Währenddie Notwendigkeiteiner
qualitativ verbessertenphysischenUmgebungim Zentrum von Zürich und auf dem
Campusauf demHönggerbergunumstrittenist, ergibt sich in Zukunft die Möglichkeit
und wahrscheinlichNotwendigkeiteiner starken»virtuellen Präsenz«im Internetund
dessenNachfolge. DazuentstehtdasProjektETH World. Eswird in diesemZusammen-
hangderzeitüberprüft,obundwie TeiledieserBaumittelin zukunftsorientierte»virtuel-
le Gebäude« investiert werden können.

8  Diskussion

DasNew Public Management(NPM) ist eineder Vorgaben in der »StrategischenPla-
nung«desETH-Bereichs:»DasNew Public Managementist durchzusetzen,und esist

8ihm nachzuleben«.In den einzelnenInstitutionen ist es bereits in unterschiedlicher
Tiefe implementiert.An derETH ZürichentstehenzurZeit LeistungsaufträgederSchul-
leitung an alle ZentralenOrganewie Bautenund Betrieb, Informatikdienste, Liegen-
schaftswesen,Bibliothek,FinanzabteilungundPersonalabteilung. Damiteinhergehteine
lebhafte Diskussion der Chancen und der zu vermeidenden möglichen Nachteile.
     DerETH-RatsetztklareZiele im Baubereichundin denGebieten,in denenübergrei-
fendeKoordination und Führungsinnvoll ist. Er läßt dabeidie Forschungs- und Lehr-
freiheit intakt.AllerdingshatderETH-Ratin seinemstrategischenPlanein Portfolio er-

9stellt,ausdemPrioritätenbeiderFörderungeinzelnerGebieteabgeleitetwerdenkönnen.

               
8 ETH-Bereich, Strategische Planung 2000 – 2003, 24. September 1997, Seite 13.
9 ETH-Bereich, Strategische Planung 2000 – 2003, 24. September 1997, Seite 16 – 18.
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Die zugrundeliegendePortfolioanalyse wurdebereitsMitte derneunzigerJahre begon-
nen und wird fortgeführt.
     WährenddasBerichtswesenanundfür sichunbestrittenist, entstandjedochauchim
ETH-BereicheineDiskussionüberdie Vorstellung einerengeren,quantitativenDefini-
tion vonLeistungsauftragundLeistungsvereinbarungalsGrundlagefür dieFinanzierung
der Hochschule. Mit demLeistungsauftrag– bzw. der Leistungsvereinbarung– sollen
Steuerungsinstrumentegeschaffenwerden,mit derenHilfe die Behörden,trotz der De-
zentralisierung, ihre Führungskontrollezu wahrenvermögen.Dabeistehtlediglich die
Ausgestaltung dieserInstrumentezurDiskussion,nichtderenGrundsatz.Konkret möch-
tendie ETH Zürich unddie ETH Lausannedabeiihre Chancewahren,die Zukunft mit-
zugestaltenund ihre eigenenFührungsinstrumenteauszubauenund zu verbessern.Die
Institutionenarbeitendaraufhin, daßdie BeurteilungderLeistungim RahmeneinerBe-
richterstattungerfolgt und daßsie nicht direkt an a priori definierteIndikatorengekop-
pelt ist. Von denInstitutionenwird schließlichfestgestellt,daßheutekeineder interna-
tionalenSpitzenuniversitätenaufdieseWeisegeführtwird unddaßandereMechanismen
ausschlaggebendwaren,um die entsprechendenInstitutionenan die Weltspitze zu füh-
ren.
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Vereinbaren statt anordnen –
das Vereinbarungsmanagement im kommunalen Bereich

Gerhard Langemeyer

1  Allgemeines

Das Vereinbarungsmanagement ist ein wesentlichesElementdesVerwaltungsreform-
prozesses – zusammen mit
– der Dezentralisierung von Entscheidungsbefugnissen,
– der Erweiterung der Fachverantwortung um die Budgetverantwortung,
– der ergebnisorientierten Führung,
– dem Bemühen um Abbau von Hierarchieebenen,
– der Mitarbeiterorientierung,
– der Kundenorientierung,
– der angestrebten Transparenz nach innen und außen durch ein Berichtswesen

und – nicht zuletzt –
– der Erhöhung der Wirtschaftlichkeit.
Mit Hilfe desVereinbarungsmanagements könnendasZusammenwirkenunterschiedli-
cher Führungsebenenund das Zusammenwirkenzwischenden Fachbereichen einer
Verwaltung geregelt werden.
     ImBereichderStadtDortmundversprechenwir unsdavoninsbesondereeineVerän-
derungderUnternehmenskulturim »Konzern Stadt«.Dasheißtkonkret,wir wollenVer-
trauenschaffenstattMißtrauen,verhandelnundvereinbarenstattanordnenundbeschlie-
ßen,und essoll auchbei denBeschäftigtendie Bereitschaftzu Veränderungen erzeugt
werden.
     DasVereinbarungsmanagement ist engverzahntmit denanderenElementendesRe-
formprozesses, insbesonderemit demBerichtswesen.DasVereinbaren von Zielen und
Leistungenauf partnerschaftlicherGrundlageerfordertein funktionsfähigesBerichtswe-
sen über die Erreichung der vereinbarten Zielsetzungen.
     UmdenErneuerungsprozeßmit seineneinzelnenElementeninsgesamtanzuschieben
und in Gangzu halten,habenwir in Dortmundvor fünf Jahren eineArbeitsgruppege-
bildet.DieseArbeitsgruppehatdieAufgabe, dieFachbereiche im Erneuerungsprozeßzu
unterstützen,zu ermutigen,Hilfestellungzu geben,zu motivieren,Fortschritte zu loben,
aberauchErgebnisseeinzufordern.Für dasVereinbarungsmanagement bedeutetdies,
daßMustervereinbarungenentworfenundin derPraxis erprobtwerdenunddie Arbeits-
gruppe in dieser Phase die Rolle des Moderators übernimmt.
     UnterdiesenBedingungenhat sich seit Beginn desReformprozessesin Dortmund
folgendes System von Vereinbarungen entwickelt:
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2  Die politische Vereinbarung zwischen Rat und Verwaltung

Aus demGrundsatzderAllzuständigkeitdesRateshabensich in derPraxis die Einzel-
fallentscheidungenderRatsgremienergeben,d. h. dieRatsgremienbefassensichoftmals
nicht nur mit Angelegenheitenvon grundsätzlicherBedeutung, sondernsieziehenauch
Entscheidungenan sich, die eherdenoperativenBereichbetreffen.DieseVerfahrens-
weiseentsprichtnicht mehrderangestrebtenAbgrenzungzwischenRatundVerwaltung
im SinnedesReformprozesses. Ein Vereinbarungsmanagement in diesemBereichzielt
nun darauf ab, das Verhältnis von Rat und Verwaltung exakt festzulegen.
     DabeihatderRatalsAuftraggeber die politischeWirkung im Auge (outcome), wäh-
renddie Verwaltung als Auftragnehmer die konkretenLeistungszielezur Erreichung
dieserWirkung zu erfüllen hat (output). DieseLeistungszielesind in der politischen
Vereinbarung exakt zu beschreiben,die kommunalenZuschüssesindankonkreteMaß-
nahmengebunden.Dies erfolgt im RahmeneinesproduktorientiertenHaushaltes, der
nacheinemTest in zweiÄmternderStadtDortmundim Haushaltsjahr1998ab1999bei
den weiterhin als Stadtämter geführten Bereichen flächendeckend eingeführt wird.
     IndenEigenbetriebenderStadt,z. B. in denKulturbetrieben, ist derWirtschaftsplan,
derdenkommunalenZuschußfür dieeinzelnenKulturinstitute festlegt,festgekoppeltan
eineProdukt-undLeistungsplanungfür dasjeweiligeWirtschaftsjahr. Diesist derDort-
munderWeg derpolitischenVereinbarung. DabeidifferenziertderWirtschaftsplan nach
Erlös-undAufwandsarten. Aufwandsarten sindz. B. Materialaufwand,Personalaufwand
undAbschreibungen.DiessagtnochnichtsüberdieVerwendungderWirtschaftsplanmit-
tel. Die MittelverwendungergibtsichdannausdemProdukt-undLeistungsplan,derdie
Gesamtkosten,die ErlöseunddenkommunalenZuschußdeneinzelnenProduktgruppen
zuordnet.Um solcheVereinbarungen mit derPolitik schließenunddie Einhaltungnach-
vollziehen zu können, sind zwingend folgende Werkzeuge erforderlich:
– Zielfestlegungen,
– Produktdefinitionen,
– Kosten- und Leistungsrechnung,
– dezentralisierte Ressourcenbewirtschaftung,
– Kennzahlensysteme für internen Zeitvergleich und den interkommunalen Vergleich,
– Berichtswesen.
Die Politik mußdieseneueRolle – nachder die Verwaltung selbstüberdenWeg zur
ErreichungdesZielsentscheidet– akzeptieren.Die Verwaltung mußim Gegenzugbereit
sein zur Transparenz und zur regelmäßigenBerichterstattungüber Zielerreichungund
Abweichungen.Im EigenbetriebKulturbetriebe habensich folgendeBerichtsstrukturen
herausgebildet:
     Eserfolgt einefinanzielleLagebeurteilungin Quartalsberichten an denzuständigen
Ausschuß auf derGrundlagederZahlendesRechnungswesens. SignifikantePlanabwei-
chungenwerdenbegründetund verwaltungsinternsowie im Ausschuß diskutiert.Ggf.
werden Maßnahmen der Gegensteuerung vereinbart.
     EineausführlicheinhaltlicheDiskussionüberEntwicklungeneinesTeilbetriebes fin-
detauf derGrundlageder jährlichen Geschäftsberichte derTeilbetriebe statt.Hier liegt
derSchwerpunktnicht allein auf derBeurteilungdeswirtschaftlichenLage. Der vorlie-
gendeGeschäftsberichtbietetauchdieBasisfür Diskussionenmit denRatsgremienüber
die inhaltliche Arbeit, über Nutzerzahlen,Ausleihzahlen, Ausstellungsbesucher und
Teilnehmer, aberauchüberQualitätenunddie überregionaleResonanzvon fachbezoge-
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nenAktivitäten. Im SinneeinerkritischenReflektionwird dabeizwischenInstitutslei-
tung und Politik überHandlungsbedarfeund denEntwicklungs-und Investitionsbedarf
diskutiert.
     NichtzuletztdieErläuterungenzumJahresabschlußschaffenfür diePolitik dieMög-
lichkeit, Zeitvergleiche anzustellen über finanzwirtschaftliche Kennzahlen wie die
– Entwicklung des Vermögens,
– der Schulden,
– der Personalkosten oder
– der Erlöse.
Insofernhabenin denKulturbetrieben DortmunddieVereinbarungen mit derPolitik und
dasdamit untrennbarzusammenhängendeBerichtswesenzu einerbis dahinnicht vor-
handenen Transparenz geführt.

3  Die Verwaltungsvereinbarung

Die Verwaltungsvereinbarung ist eineVereinbarung zwischendemkommunalenWahl-
beamten(Beigeordneten)undderLeiterin /demLeiter desausführendenAmtesoderBe-
triebes. In Dortmundwerdensie sowohlmit Amtsleiterinnenund -leitern als auchmit
denLeiterinnenundLeiternvon EigenbetriebenoderselbständigenEinheiteninnerhalb
derEigenbetriebeabgeschlossen.Im ZugederBemühungenderVerwaltungen zur Ent-
wicklung einer neuenUnternehmenskulturschafft die Vereinbarung der Verwaltungs-
führungmit denLeiterinnenund Leitern der Fachbereiche eineweit höhereIdentifika-
tion mit einerübernommenenAufgabe, als sie durcheinedienstlicheAnordnungzu
erreichenwäre. Die dortgetroffenenVereinbarungen entlastendarüberhinausdieBeige-
ordneten,derenAufgabenbereiche sich durch die ständigeReduzierungder Zahl der
kommunalen Wahlbeamten kontinuierlich ausgeweitet haben.
     Inhalte einer Verwaltungsvereinbarung sind
– Ziele des Fachbereiches,
– Quantitäten und Qualitäten der zu erstellenden Produkte,
– Prioritäten,
– die eingesetzten Ressourcen (Finanzen und Personal),
– Termine und
– Art der Berichterstattung über die Zielerreichung.
Nicht vereinbartwird derWeg zur Zielerreichung. Die Vereinbarung erweitertsomit
denHandlungsspielraumdesFachbereichsverantwortlichen, indemdie Zahl derEinzel-
fallentscheidungendurch den Beigeordnetendeutlich reduziertwird. Die Entschei-
dungskompetenzwird somitdahinverlagert,wo relevanteSachentscheiungenzu treffen
sind.
     DieLaufzeitderVerwaltungsvereinbarung ist gekoppeltandenWirtschaftsplanzeit-
raum.Auch die Verwaltungsvereinbarung dient letztlich der Transparenz desVerwal-
tungs-oderBetriebsgeschehens, daSchwerpunkteundPrioritätensowiederRessourcen-
verbrauch deutlich werden.
     Voraussetzungen für eine erfolgreiche Verwaltungsvereinbarung sind
– die Bereitschaft des Beigeordneten, loszulassen,
– die Bereitschaft der Fachbereichsleiter, Verantwortung zu übernehmen,
– die Eindeutigkeit der Vereinbarung, inhaltlich und terminlich,
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– Produktdefinitionen und Berichtswesen sowie
– dasVorhandensein von unverzichtbarenWerkzeugen wie Zielformulierungen,Indi-

katoren,andenendie ErreichungderZiele ablesbarist undKennzahlen alskonkrete
Meßgröße.

Selbstverständlichist, daß notwendigwerdendeÄnderungender Vereinbarung neue
Verhandlungen voraussetzen.

4  Die Zielvereinbarung

Die BeschäftigtensinddiezentraleRessourcederkommunalenLeistungserbringung. Im
personalaufwendigenDienstleistungsbereich– z. B. in der kommunalenMusikschule–
habendie PersonalkosteneinenAnteil an den Gesamtaufwendungenin Höhe von ca.
90 Prozent.NachhaltigeVeränderungen im Sinne des Verwaltungsmodernisierungs-
prozessessinddeshalbnur mit denBeschäftigtengemeinsammöglich.Deshalblegeich
alsauchfür dasPersonalwesenzuständigerBeigeordneterWert darauf, daßnotwendige
Prozeßoptimierungenim RahmenvonOrganisationsentwicklungenerfolgen,dievonden
Beschäftigtenselbstgetragenwerden.Zur SteigerungderMitarbeitermotivationundder
ArbeitszufriedenheitunddamitauchderQualitätderzuerbringendenDienstleistungbie-
tet aberauchdasVereinbarungsmanagement entsprechendeMöglichkeiten.Mit demIn-
strumentderZielvereinbarungläßtsichdasVerhältnis zwischenderFührungskraftund
derMitarbeiterin /demMitarbeiternachdemPrinzip»FührenaufAbstand«innerhalbder
Organisationseinheitregeln.Die Zielvereinbarungist eine Verlängerung der Verwal-
tungsvereinbarung innerhalb der Ämterebene bzw. Betriebsebene.
     DieGestaltungsmöglichkeitmit Hilfe der Zielvereinbarunggehthinunterbis zu der
Ebene, auf derderGestaltungsspielraumendet.In derStadtbüchereiz. B. bis zur Zweig-
büchereileiterin /-leiter, mit der /demÖffnungsstunden,angestrebteAusleihzahlen, dieEr-
werbungspolitiksowieMaßnahmenundZielederLeseförderungvereinbartwerdenkön-
nen. Die Zielvereinbarungbewirkt eine nachhaltigeVeränderung der Führungskultur
durchBeteiligungder Beschäftigtenund verschafftihnenneueEntfaltungsmöglichkei-
ten.Ein höheresMaßanVerantwortung undSelbständigkeiträumtder /demBeschäftig-
tenmehrSpielraumein, steigertdie Zufriedenheitund führt schließlichzu mehrQuali-
tät. NebendenschonerwähntenZielendesReformprozesseshatauchin deröffentlichen
Verwaltung bereitseineQualitätsdiskussioneingesetzt.So ist im Kulturbereich meiner
Stadtein Selbstevaluationsprozeßim Gange, nachdemin deneinzelnenTeilbetrieben
anhandeinerChecklisteeinzelneAspektevon Qualitätabgeprüftundbewertetwerden,
umletztendlicheineZertifizierungzuerreichen.Mit besonderemInteresseblickenwir in
diesemZusammenhangauf die Entwicklungin denNiederlanden,wo die Zertifizierung
kulturellerAngebote– im öffentlichenwie im privatenBereich– bereitsgängigePraxis
ist.
     DieQualitätsdiskussionim kommunalenBereichunseresLandesbefindetsichdage-
gennoch in einemsehrfrühenStadium.So ist esbislangkaummöglich, zuverlässige
Vereinbarungen überangestrebtegesellschaftlicheWirkungen der Arbeit von Theatern
oderMuseenzu treffen,alsovon Bereichen,dereninhaltlicheArbeit nicht Gegenstand
harterFakten ist. Vereinbarungsinhalt kannhier z. B. – nebenKennzahlen ausdemBe-
reich der Wirtschaftlichkeit – die angestrebteErreichungbestimmterZielgruppenoder
Zahl und SchwerpunktefachlicherAktivitäten sein.Vom weiterenFortgang der Quali-
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tätsdebattenerwartenwir jedocheineweitereVerfeinerung der Zielvereinbarungenim
inhaltlichen und qualitativen Bereich.
     EineErgänzungderZielvereinbarungstellt einLeistungsanreizsystemdar. Leistungs-
anreizesind in diesemKontext langfristig notwendig, abernoch nicht übergreifend
tarifrechtlichgeregelt.ErsteAnsätzeauf örtlicherEbene– z. B. durchörtlicheTarifver-
träge, Dienstvereinbarungenoder Absprachenmit den Personalräten– sind jedocher-
kennbar.
     Mit derZielvereinbarungeinhergehenmußdie weitgehendeDelegationvon Kompe-
tenzen.Die Führungskraftmußsichbei Einzelanweisungenzurückhalten.Auch hier be-
gegnenunswiederdie gleichenVoraussetzungen wie bei denVerwaltungsvereinbarun-
gen, also Eindeutigkeit der Vereinbarungen, Produktbeschreibungen,Definition von
Qualitäten usw.
     DieErwartungenderFührungskraftundderMitarbeiterin /desMitarbeitersmüssenim
Mitarbeiter-Gespräch geklärtsein,dasin Dortmundflächendeckendeingeführtist. Die
MA-Gesprächesindoft Anlaß,sichkritisch mit ProzessenundihrenOptimierungsmög-
lichkeiten zu beschäftigen.
     DieInhaltevonZielvereinbarungenentsprechendenenderVerwaltungsvereinbarung,
sie umfassen also Ziele, Produkte, Quantitäten, Qualitäten, Ressourcen und Termine.
     Die Zielvereinbarungdarf keine bloßeAbsichtserklärungsein. Die Zielerreichung
mußsichergestelltsein,deshalbist in derZielvereinbarungeineregelmäßigeBerichter-
stattung zwingend zu vereinbaren.

5  Die Servicevereinbarung

Währenddie Verwaltungsvereinbarung und die Zielvereinbarungdas Verhältnis von
Führungskraftzu denMitarbeiterinnenundMitarbeiternregeln,stellt die Serviceverein-
barungdasZusammenspielderFachbereiche auf eineneueGrundlage. Im kommunalen
Bereichgibt eseineVielzahl von dienstleistendenÄmtern und Betrieben,die ihre Pro-
dukte nicht nur nach außenhin den Bürgerinnenund Bürgern anbieten,sonderndie
damitauchandereÄmter bedienen.Diesgilt z. B. für diePflegederAußenanlagen eines
MuseumsdurchdasGrünflächenamt,die BereitstellungderDV-Infrastruktur durchdas
Rechenzentrumoder die Gebäudereinigungdurch ein zentralesGebäudemanagement.
Traditionell war dasVerhältnis derFachbereiche untereinandergeprägtdurchdasPrin-
zip »Antragstellenundbewilligen (oderablehnen)«.Die Servicevereinbarungdagegen
unterstelltein Dienstleister  / Kunde-Verhältnis. Die Kulturbetriebe habeninsgesamtmit
13städtischenDienstleisternsolcheVereinbarungen abgeschlossenunddarindenBezug
von ca. 30Produktenund Dienstleistungenverbindlich geregelt.Um eine solcheSer-
vicevereinbarungverläßlichabschließenzu können,bedarfesfolgenderVoraussetzun-
gen:
– Die Produkte müssen exakt beschrieben sein,
– die Preisemüssen– möglichstauf der GrundlageeinerKosten- und Leistungsrech-

nung – kalkuliert sein,
– die Abnahmemengen müssen verläßlich vereinbart sein, und
– Qualitäten müssen beschrieben sein.
Für denDienstleisterist die Verläßlichkeit der Abnahmeim laufendenWirtschaftsjahr
von besondererBedeutung. Insofernsind entsprechendeVereinbarungen jeweils an ein
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Wirtschaftsjahr geknüpft.KündigungenundÄnderungenderVereinbarungen sindin der
RegelMitte desJahresauszusprechen,umdemDienstleisterGelegenheitzugeben,seine
Kapazitätenentsprechendanzupassen.Ziel dieser Servicevereinbarungenist es, den
Dienstleisterzu laufendenProzeßoptimierungenim Produktionsprozeßanzuhalten,um
langfristigdie Konkurrenzfähigkeit – auchin bezugauf Qualitäten– auf demMarkt zu
erreichen.
     DieServicevereinbarungwarursprünglicheinWerkzeug, umdenWert derDienstlei-
stungenandererÄmter zu quantifizierenund im Wirtschaftsplan wertmäßigzu berück-
sichtigen.Siereichtdurchdie getroffenenRegelungenin eineVielzahl von Ämternund
Betriebenhinein und schafftmit zunehmenderVerfeinerung Transparenz überdie Lei-
stungsfähigkeitstadtinternerAnbieter. Siehilft somit,einwichtigesZiel desReformpro-
zesses– die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit – zu erreichen.Langfristig wird der
Auftraggeber darüberentscheiden,obeinebenötigteLeistungselbsterbrachtoderobein
interner oder externer Dienstleister in Anspruch genommen wird.
     OptimierungsbedarfanunseremSystemderLeistungsvereinbarungensehenwir insbe-
sonderenochim Bereichder»Schlecht-Erfüllung«.Aufgrund derfür einWirtschaftsjahr
geplantenKapazitätenderstädtischenDienstleisterist esnichtohneweiteresmöglich,bei
nichtakzeptablenMängelnkurzfristigdenBedarfaufdemfreienMarkt zudecken,dadie
Personalkapazitätenfür die interneLeistungserbringungim gesamtstädtischenHaushalt
berücksichtigt sind.

6  Die Projektvereinbarung

Im Systemder Vereinbarungen ist nochdie Projektvereinbarungzu erwähnen.Projekt-
vereinbarungensind sinnvoll bei Projektenvon herausgehobenerBedeutungzwischen
denprojektleitendenundprojektbeteiligtenFachbereichen. Vereinbarungsinhalt werden
auchhier die Ziele, Ressourcen,Termine, Beiträgeder Partnerund Meilensteinesein.
Bei der Projektvereinbarungbefindet sich die Stadt Dortmund noch in einer frühen
Lernphase und kann insofern noch nicht über Erfahrungen berichten.

7  Resümee

DasVereinbarungsmanagement ist einwesentlichesElementdesstädtischenReformpro-
zessesund engmit denanderenElementenverknüpft.Politische Vereinbarungen, Ver-
waltungsvereinbarungen,Zielvereinbarungenund Servicevereinbarungenmit anderen
städtischenDienstleisternhabenin denJahren ihrerAnwendungundFortentwicklung zu
einerbishernicht dagewesenenTransparenz und Qualitätder Kommunikation geführt.
OhnediesekonkretenErgebnissewäreder augenblicklicheStanddesReformprozesses
nicht erreichbargewesen.Aber dasVereinbarungsmanagement wird nicht automatisch
durchseineEinführungerfolgreich,sondernesmußsichentwickeln.Dazuist ein Klima
derInformationundOffenheiterforderlich,um bei denBeteiligtenAkzeptanzzu erzeu-
gen,dasdenangstfreienUmgangin derPhasedesLernensermöglicht.Mit derOptimie-
rung der anderenElementedesReformprozesseswie Kosten- und Leistungsrechnung,
Qualitätsmanagement,Berichtswesen,Kunden- und Mitarbeiterorientierungwird auch
das Vereinbarungsmanagement weiter optimiert.
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Die Strukturender öffentlichenVerwaltung und damit auchder Kommunalverwaltung
sind in Jahrzehnten gewachsenundmit ihnenHierarchieundZentralismus. Und wasin
Jahrzehnten gewachsenist, läßtsichnicht von heuteauf morgenverändern.Deshalbbe-
nötigt der ReformprozeßinsgesamteineZeit zum Ausprobieren und Lernenim Sinne
eineskontinuierlichenVerbesserungsprozesses. Trotz beachtlicherErfolge wird dieser
Prozeß aber noch mehrere Jahre in Anspruch nehmen.
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Der Sonderfall Basel:
Autonomie – noch – ohne Zielvereinbarung

Rolf Soiron

Ich vertretehieralsodassogenannte»BaselerModell«,merkeabersofortan,daßderkor-
rekteGenitivPluralalso»Basler«heißtund,daßdieBaslerSituationkein für denExport
bestimmtesundzurNachahmungempfohlenesVorbild ist! Allerdingsist eswahr, daßin
BaseluniversitätspolitischDingeschonWirklichkeit sind,diesichin Deutschlanderstin
Diskussion befinden:
1. Da gibt eseineUniversität– einealteundtraditionsreiche, wie Siewissen–, die 200

Jahre ihrer fünf Jahrhunderte Teil derstaatlichenVerwaltung war, die dannaberauf
den 1. Januar 1996 hin
a) zur rechtlich selbständigen Institution erklärt und
b) aus der Staatsverwaltung ausgegliedert wurde.

2. DieseausderVerwaltung entlasseneUniversitätwurdeeinemneun-köpfigenUniver-
sitätsrat(UR) unterstellt.Mehrheitlichbestehter ausNicht-Politikern, präsidiertwird
er vom Sprechenden, der hauptberuflich Unternehmer ist.
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3. DieserUR ist kein Feigenblatt,dasobrigkeitlichesDreinredenverzierenoderverhül-
lensoll. Er ist keinbloßesBeratungsorgan.Hier ist UndenkbaresWirklichkeit gewor-
den: Die Politik hat demauf vier Jahre gewähltenUnirat sämtlicheAufsichts- und
Entscheidungsrechtedelegiert:Hier werdenProfessorengewähltresp. auchentlassen,
hierwerdenLehrgängebewilligt resp. aufgehoben,Institutegegründetresp. aufgelöst.
Hier wird Finanziellesentschieden,so z. B. die Mittelverteilung, Studiengebühren
usw. Hier wird die innereOrganisationderUniversitätbestimmt,soauchdie Frage,
wie Mitbestimmungkonkretzugestaltenseietc. Esgibt lediglicheinebildungspoliti-
scheEntscheidung, die sichdie baselstädtischeRegierung– bei Ihnen:die Landesre-
gierung– vorbehaltenhat: die Entscheidungüber Zulassungsbeschränkungenzum
Studium, den NC also.

4. Natürlich bleibt die Entscheidungüber den Staatsbeitragbeim Parlament,bei uns
»GroßerRat«genannt.Allerdings ist derStaatsbeitragals Globalbeitragan ein Glo-
balbudgetkonzipiert.Die Parlamentarierkönnenalsozu allemetwassagen,zu sagen
habensieallerdingsnuretwaszumGesamtbeitrag. Die Universitätresp. derUniversi-
tätsrat ist in der Feinverteilung dieser Mittel frei.

Auch wenndrei Jahre nur sehrwenigeErfahrungenermöglichen,sostelleich dochfest,
daßdieseneueUniversitätsverfassungersteFrüchtegetragenhat.Ein bedenklicherRe-
formstauwurdedurcheinebemerkenswerteBewegungabgelöst.Gewiß:All dasBeweg-
te mußersteinmalansZiel kommen,bevormanErfolg oderMißerfolg beurteilenkann,
und Sie wissennur zu gut, daß»Erfolg« von Universitätennoch zu definierenwäre.
Aber trotzdem: In die Basler Uni ist Bewegung gekommen, die es vorher so nicht gab.
     Ich greife heraus:
– DiesealteSchulewarauf ihreSelbstverwaltungschlichtwegnicht vorbereitet.In drei

Jahren hatsieeinezwarschweizerischsparsame, abereffiziente, ja vorzeigbareFüh-
rungs- und Verwaltungsorganisation aufgebaut, die zu funktionieren scheint.

– Es wurde eine strategischeAusrichtung für die nächstenfünf Jahre formuliert und
verabschiedet,die eineklare Sprachesprichtund konkreteVeränderungen und Ver-
antwortungen– mit Terminen! – präzisiert.Beispiele:EinführungdesCredit-Point-
Systems, Zusammenlegungresp. Trennung von Fächern,Veränderung derMittelver-
teilung zur Korrektur ungenügender Betreuungsverhältnisse etc.

– Man glaubt es kaum: Drei Viertel der Curricula sind in Revision.
– Berufungen wurden maßgebend beschleunigt, und zwar quer durch die Fakultäten.
– Wir habenheuteeineForm derBerichterstattung– nicht nur, aberauchfinanziell –,

diesichsehenlassenkannunddieeinzentralesInstrumentim Kampfumdieöffentli-
chenMittel gewordenist. Betontsei auch,daßBewußtseinund Tätigkeit zugunsten
des Einwerbensvon nichtstaatlichenMitteln – Drittmitteln – enorm zugenommen
haben.

Nun behaupteich nicht, in BaselherrschtenparadiesischeZustände. Daßein Universi-
tätsbetriebdauerndgroße, kleineundkleinlicheProblemehat,daswissenSieselbstgut
genug. Daß Umstellungenwie die geschildertennoch zusätzlicheKopf- und Magen-
schmerzenmit sichbringen,ist nurnatürlich.UndglaubenSie– umzurUniversitätsver-
fassungzurückzukehren– auchnicht,wir hättenamRheinknieweisereoderreformfreu-
digerePolitiker alsSie. DaßmandasalteUniversitätskorsettdurchweitereundluftigere
Kleider ablöste, hat schlicht nur mit dem nervus rerum, dem Geld, zu tun.
     Basel-Stadt– einSchweizerKanton,alsoeinBundeslandmit einemvollemLeistungs-
portfolio, daruntereiner Voll-Universität, die immerhin 450 Mio. sFr. kostet– ist ein
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Gemeinwesenmit nur 200 000Einwohnern.Eineder letztenStadtrepublikenderWelt –
vielleicht fastein Anachronismus. Die Stadtrepublikist andie Grenzenihrer Leistungs-
fähigkeit, besondersauchder finanziellen,angelangt.Die Universitätwurdeseit alters
von diesemheuteüberfordertenStadtkantongetragen,wurdeabermehrund mehrvon
denSöhnenund TöchterndesNachbarkantonsBasellandschaftbelegt.Diesersahein,
daßersichfinanziellandieserUniversitätbeteiligenmußte, unddiesführteschließlichin
denfrühen90erJahren zueinemStaatsvertrag:Jährlichsollten75Mio. FrankenalsUni-
versitätsbeitragvom Land in die Stadt fließen. Doch eineswollten die Landschäftler
nicht: daßdiesehappigen75 Mio. in der bodenlosenStadtkasseverschwändenund die
Universität,weiterhin im BaslerApparateingezwängt,nachLuft ringensollte. Darum
also: 75 Mio. – dafür als Gegenleistungein UR mit Basel-Land-Beteiligung(drei der
Mitglieder werdenvon BL gewählt),»Ausschaltung« der städtischenRegierung, Be-
schränkung der Parlamentsrechte auf das Globalbudget – das haben Sie ja schon gehört.
     InmeinenAusführung ist derBegriff der»Zielvereinbarung«– immerhindasTages-
thema– bishernochnichtaufgetaucht.Dasist keinZufall, denndasBaslerModell kennt
diesesInstrumentbishertatsächlichnicht. Da magmanfragen,ob dennder Staatallen
Einfluß verlorenhätte. Die Antwort ist natürlichein klares»Nein«.StaatlicherEinfluß
auf eineautonomeoderbesser:selbstverwalteteUniversitätist auchohneZielvereinba-
rung durchaus möglich. Ich belege das am Basler Fall:
– Da gibt esdie im UniversitätsgesetzfestgehaltenenZweck-undRichtungsartikel.Sie

sind teilweise allgemein gehalten, aber klar in der Aussage.
– Dann sitzen im UR immerhin drei Minister (bei uns Regierungsräte).
– Bei unsgilt wie überall:Wer zahlt, ordnetan – oderkannanordnen,wenner will.

Konkret: Auch wenndemGroßenRat nur nocheineglobaleBudgetkompetenzzu-
kommtunderkeineline-item-Autorität besitzt,sowärenUR undUniversitätschlecht
beraten,auf deutliche, mehrheitsverdächtigeAnliegen der Parlamentariernicht zu
hören und das Gespräch mit ihnen nicht hinreichend zu pflegen.

– Ich behaupte, daßdankderjährlichentransparenten,vielleichtsogarfastmusterhaften
Budget-undRechnungsberichtedasParlamenterstheuteeinetatsächlicheEinsichtin
dasUniversitätsgeschehengewonnenhat, die ihm einede facto größereWirkungs-
möglichkeitenverschafftalsesfrüherdeiure derFall war, alsderUniversitätsbetrieb
geradeauchin finanziellerHinsicht in denverschiedenstenTeilbereichen und -bud-
gets der Staatsverwaltung nicht nachvollziehbar war.

Fazit: Trotz fehlendenLeistungsauftragsist die Steuerungs-und Einwirkungsmöglich-
keit derPolitik weiterhingebührendmöglich– und,someinekühneBehauptung– einen
Leistungsauftragresp. spezifischeZielvereinbarungenbräuchtees eigentlich– minde-
stens in unserem Fall – gar nicht.
     Dieswar derersteTeil, ganzin Dur, undjetzt folgt ein zweiter, dennauchBaselund
seineUniversitätwurdeninzwischenvon den Puristenund den Diskussionenum den
Leistungsauftrag eingeholt. Was ist geschehen?
1. Auch in derSchweizbegannendieParlamenteallerortenzurealisieren,daßdiepoliti-

scheGestaltungsichimmermehrin dieExpertengremienundVerwaltungsbüros ver-
lagert hatte. Globalkreditewurden als Folge interkantonalerZusammenarbeit,als
Folge von Auslagerungen usw. immer häufiger. Die Parlamentestehenunter dem
Eindruck, sie hätten immer weniger zu sagen.

2. Außerdem wurdeNPM wurdezumheissenThema. ObdasAdjektiv »New«berechtigt
ist, ist zweifelhaft;abertrotzdem:Die größereoperativeFreiheitvon staatlichenBe-
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triebenmachtSinn, auchdie Besinnungauf den sogenanntenKunden (»Endlich!«,
möchteich sagen);unddaßesdafürRegelnund Instrumentebraucht,ist klar. Wenn
der Staatzahlt und für die Erbringungder LeistungeinengestalterischenSpielraum
läßt,will er wenigstensim Leistungsauftragpräzisedefinieren,waser schlußendlich
dafür bekommt.

3. Ganz allgemein ist es wohl so, – und jetzt merkenSie, daß auch in Basel sehr
menschlicheMenschenin denParlamentensitzen–, daßesebenauchin Baseldie
ParlamentarierinnenundParlamentariergibt, dieesbedauern,daßsovielesausihrem
direktenEinflußbereichhinausdelegiertwurde. Der Universitätsratbesitztja leider
nicht die GnadeoderWeihe der Volkswahl – hat aberfür vier Jahre weitreichende
Kompetenzen. Also: »Ein Leistungsauftrag muß her, auch wenn erst nachträglich!«

Die Forderung wurdeim Parlamentsooft gestellt,daßUniversitätundUR sichnichtda-
gegenstemmenkönnen– auchwenn,essei nocheinmalgesagt,unseresErachtensein
solcher Auftrag gar nicht nötig wäre, weil ja
a) die Universität ihre Vorhaben im jährlichen Budget offenlegt und
b) dasParlamentmit demGlobalbudgetimmernocheinenenormwirksamenHebelder

Einflußnahme besitzt, und weil
c) die Universitätihre mittelfristigeAusrichtung im Strategieberichtdargelegthat,wo-

mit jedermann also weiß, wohin die Reise geht.
Inzwischenliegen Entwürfe von Leistungsauftragund Zielvereinbarungseit wenigen
Wochen vor. Wir, die Universität,habendenEntwurf geliefert,dennVerwaltung und
Parlamamentwarenin der Lage, ihn zu fordern,abernicht, ihn zu liefern. Ich kannsie
Ihnenheuteaberverständlicherweisenochnicht präsentieren,bevorsie nicht in Basel
öffentlich sind,und dieswird erst im Dezemberoder im Januar der Fall sein.Es seien
aber immerhin erste Kommentare und Hinweise gewagt:
     Esgibt in unseremFall ein erstesGrundproblem:Wir habenmehralseinenPartner.
SchauenSiesichdieFinanzierungderBaslerUni an:Basel-Stadtist zwarrechtlichnoch
alleinigerTräger unddergrößteFinancier– aberlängstensnicht mehrdereinzige. Wie
wird nunaberein sowichtigerPartnerwie Basel-Landin denErlaßeinesLeistungsauf-
tragesund eineZielvereinbarungeinbezogen?Und wasgeschieht,wennzwischenden
KantonenDifferenzenbestehensollten?Ganzgenerellalso:Wie sind Zielvereinbarun-
gen zu behandeln, wenn eine Universität verschiedene und nicht nur einen Träger hat?
     Es wird bei uns wahrscheinlich zu folgendem System kommen:
– Der GroßeRat wird einenlangfristigenLA beschließen.Er soll klare, abernur sehr

grundsätzlicheWegleitungen enthalten.Im Grundewerdensiedaszusammenfassen,
was heute in den Gesetzen schon vorhanden ist.

– Aufgrund diesesallgemeinenAuftrages – derso langegilt, bis er vom Parlamentge-
ändertwird – schließtdie Regierungmit demUniversitätsrateineLeistungsvereinba-
rung für vier Jahre. Damit wird demUnversitätsratquasiein politischerAuftrag er-
teilt. Wir versuchenallerdings, hierbeiauchetwasfür die Universitätherauszuholen:
Diese Leistungsvereinbarung, die naturgemäßdetaillierter sein wird als der Lei-
stungsauftrag, soll mit einemvierjährigenRahmenbudgetverbundensein,dasJahres-
budgetsoll dann in Tranchen abgerufenwerden.Damit wird das jährliche Zittern
»Bringenwir dasGlobalbudgetdurch?«etwasnachlassen.Es sei übrigensdankbar
festgestellt,daßwir dasUnibudgetnun dreimal ohnejede Kürzung durchgebracht
haben– und dochist halt auchbei unsfestzustellen,daßGlobalbudgetsvom Parla-
mentleichtergekürztwerdenkönnenalseinzelneSachpositionen;dortmüßtemanim
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Detail begründen,wasgespartwerdensoll! Festzustellenist auch,daßdie erfolgrei-
cheBewältigungeinesJahresetats im Folgejahr bei Politikern fatal die Versuchung
steigert:»DasBudgethatoffensichtlichausgereicht,nächstesJahr könnenwir esalso
etwas kürzen«. Solche Dinge gibt es überall, leider auch bei uns.

– Und nochetwassehrWichtiges: Zur Doktrin desLeistungsauftragesundderZielver-
einbarunggehörtdie periodischeBeurteilungder Zielerfüllung. Doch dies ist und
bleibtbeiUniversitäteneinbislangungenügenddurchdachtesProblem.Wir werdenin
Baselversuchen,einensehrpragmatischenWeg zu gehen.In Zahlenund Franken
sinduniversitäreLeistungenja kaumzu messen.Wir werdendarumwohl einenbrei-
tenRaumfür konkreteProjekteeinräumen,beidenendieErfüllungmit gutemWillen
beurteilt werden kann.

Sowird in unsererZielvereinbarungz. B. stehen,dasswir dasModular- undAnrechnungs-
systemflächendeckendeinführenwollen, und dannkann man ja feststellen,ob es er-
folgt ist odernicht. Dasgilt auchfür die Pflicht zur periodischenEvaluationvon Lehre
undForschung, die verstärkteBeteiligunganeuropäischenForschungsprogrammen etc.
Wir werdenoft auchim Selbstverständlichen,Bekanntenund Allgemeinenverbleiben.
Beispiel:»DasLehrangebot«.DasmagPuristenenttäuschen,aberfür mich – undwohl
auchfür meineKollegen in denFührungsgremiender BaslerUniversität– gelteneben
folgende Überzeugungen, mit denen ich meinen Bericht schließen will:
1. Man mußsich entscheiden,ob maneinerUniversitätgestalterischenSpielraum(bis

hin zurSelbstverwaltung)gebenwill. Wenn mandastut, dannmußsieauchdieMög-
lichkeit haben,sich eigenverantwortlichzu verändern.Sie muß die Möglichkeit
haben,Entscheidendeszu tun, ohnedie staatlichenGremienvorherum Erlaubniszu
fragen.

2. DerstaatlicheEinflußkannauchohneZielvereinbarunggewahrtwerden.Stichworte
sind etwa: das Gebot zu großer Transparenz, jährliches Globalbudget.

3. Wenn Leistungsaufträgedennochseinmüssen,weil sie derzeitzur political correct-
ness gehören, dann müssen sie hinreichend offen und allgemein formuliert sein.
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Zielvereinbarungen an der Universität Mannheim

Dietmar Ertmann

A  Einleitung

GesternwurdeausführlichüberneueWege desHochschulmanagementsberichtet,die
»Vereinbarungen« zwischender Regierung(Staat)und den Hochschulenzum Gegen-
standhatten.Im Entwurf für dasneueHochschulgesetzin NRW sindZielvereinbarungen
als Elementdes Verhältnisses Hochschule-Staatexplizit vorgesehen(§ 9, Abs. (2)).
HeutejedochgehtesumdieEinführungdesInstrumentesderZielvereinbarungenin den
Hochschulenselbst.Ich freuemich, im Kreis andererinnovativerHochschulen,die in
ihren Projektendurchausvon unterschiedlichenAnsätzeausgehen,ein vom Stifterver-
band für die Deutsche Wissenschaft gefördertes Projekt vorstellen zu können.
     Im folgendengeht es also um die BeschreibungeinespragmatischenAnsatzes, in-
nerhalbeinerUniversitätSteuerungdurchZielvereinbarungzuverwirklichen.Dabeiwill
ich kurz beschreiben,
– warum wir diesen Weg gegangen sind,
– wie wir es gemacht haben,
– und wie es nach unserer Meinung weitergehen sollte.
Ziele setzenund Ziele verwirklichen ist Universitätengrundsätzlichnicht fremd. Wis-
senschaftlerhabensich immerschonlangfristigeZiele gesetzt,seiesin derForschung,
seiesin derLehre. Oft habenaucheinzelneFächerversucht,gemeinsameZiele zu ent-
wickeln und zu erreichen.Seltenerallerdingswird manin der Vergangenheit Beispiele
dafür finden, daßganzeFakultäten gemeinsameZiele erarbeitetund umgesetzthaben.
Nochviel wenigerBeispielewird manin derVergangenheit dafürfinden,daßUniversi-
tätenalsGanzessichgemeinsameZielegesetzthaben.Daswarschondeswegenschwie-
rig, weil die kurzenAmtszeitenvon Dekanenund Rektorenkaumdie Erarbeitungund
Umsetzungmittel- und langfristigerZiele zuließen.Allenfalls gab es früher unausge-
sprochene Ziele wie:
– möglichst gut sein,
– möglichst effizient und effektiv arbeiten,
– möglichstunkompliziertauf AnregungenausFächernund ausder Gesellschaftrea-

gieren.
DieseArt desAnsatzeswar früher durchausangemessen,da es im Grundsatzkeinen
Wettbewerb um die staatlicheGrundförderungder Universitätengab. Solangeeine
GrundbereitschaftdesStaatesbestand,die gesellschaftlicheAufgabe Hochschulausbil-
dung»angemessenzufinanzieren«,bedurfteeskeinerbesonderenWettbewerbsstrategie.
DieseBereitschaftderGesellschaft,denBildungsbereichvorbehaltloszu finanzieren,ist
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heuteleider nicht mehr vorhanden.Überall in Europa,Amerika und anderswoist die
FinanzierbarkeitdestertiärenSektorsanihreGrenzengestoßen.AusdiesemGrundist es
dringenderforderlich,daßUniversitätensich darüberklar werden,welcheZiele sie in
derZukunft verfolgenwollen,unddaßsieanderenUmsetzungmit langemAtem arbei-
ten. Es gilt dabei, der Gesellschaft deutlich zu machen,
– daßUniversitätennachwie vor eine lebenswichtigeAufgabe für die Gemeinschaft

erfüllen und
– daß sie mit dem Geld des Steuerzahlers verantwortungsbewußt umgehen.
Nur wenndie Wählervon unsundunsererArbeit überzeugtsind,wird esunsgelingen,
auch die Politiker von uns zu überzeugen.
     Die UniversitätMannheimist schonfrüh in dieseRichtunggegangen.Nacheinem
kurzenÜberblicküberdenreformerischenAnsatzderUniversitätMannheimundunser
Verständnis von »Zielvereinbarungen«geheich auf denKontext derEntwicklungneuer
LeitungsstrukturenanderUniversitätein.Danachwird kurzdasProjektskizziert,in dem
1998 Zielvereinbarungen mit drei (Modell-)Fakultäten abgeschlossen wurden.

B  Zum Verständnis des Instruments Zielvereinbarungen

Die UniversitätMannheimist wegenihrer Größeund ihres Fächerspektrumseine re-
formgeneigteUniversität.Anfangder90erJahrebestandKonsens in derUniversitätdar-
über, daßdie ungeschriebeneRegelderNichtwiederwahldesRektorsnicht mehrim In-
teresseder Institution seinkonnte. Die Möglichkeit der Kontinuität im Rektoratergab
zum ersten Mal die Gelegenheit, an langfristigen Zielen zu arbeiten.
     In einemerstenSchritthatdasRektoratdannversucht,zunächsteigeneZiele zu set-
zen.In zweimaljährlichstattfindendenStrategiesitzungenwurdenZiele für dieUniversi-
tät alsGanzesentwickelt.Ein Beispielist in derAnlagebeigefügt(Anlage1). Nachdem
dieeigenenZieleerarbeitetwaren,bestandderWunsch, nichtnurdieZieledesRektorats
zu formulieren,sonderngleichzeitiggemeinsammit denFakultäten Ziele für die einzel-
nenBereichezu entwickeln.Um dasneueInstrumentbessereinführenzu können,woll-
tenwir jedochdamitgleichzeitigAnreizeverbinden.Aus diesemGrundhatdie Univer-
sitätbeimLandsowiebeimStifterverbandfür dieDeutscheWissenschaft entsprechende
Anträgeauf Förderunggestellt.Die soeingeworbenenMittel wurdenuniversitätsöffent-
lich ausgeschrieben.Drei Fakultäten wurdenausgewählt,modellhaftdiesenZielverein-
barungsprozeßzu gestaltenunderhieltendafür jeweilseineMitarbeiterstelle. Dabeiwar
esfür unswichtig, von einerfairenPartnerschaftzwischenRektoratundFakultät auszu-
gehen.Die ZielederFakultät unddieZieledesRektoratssolltenin einemausgewogenen
Verhandlungsprozeß zur Deckung gebracht werden.
     BeidenZielen desRektoratshandelteessich um selbstgesetzteZiele, derenZieler-
reichungsgradund Steuerungnur intern beurteiltwerdenkann.Die Zusammenstellung
undVerabschiedung langfristigerZieledesRektoratsist jedochderAusdruck davon,das
contract managementals Elementder Steuerungder Universitätnachinnenund nach
außen umfassend anwenden zu wollen.
     Wasaberverstehenwir in diesemZusammenhangunterZielvereinbarungen?Dasda-
hinterstehendeManagementkonzept(managementby objectives)des Führensdurch
Zielvereinbarungexistiert schonsehrlangeundbeziehtsichhauptsächlichauf dasVer-
hältnis einer Unternehmensführungzu ihren Mitarbeitern.Es wird angenommen,daß
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durchFührungüberZiele Initiative, KreativitätundFlexibilität derMitarbeitergefördert
werden.DiesesModell läßtsichjedochauch,wie in unseremFall, aufGruppenoderOr-
ganisationseinheitenübertragen.Ganzallgemeinverstehenwir unterZielvereinbarungen
im Kontext derHochschuleflexible, aushandelbareVereinbarungen für festgelegteZeit-
räume. Dabei gebenzwei »Vertragsparteien« abgestimmteWillenserklärungen über
einenin derZukunft angestrebten– überprüfbaren– ZustandodereineEntwicklungzu
Protokoll.Die ZielevonOrganisationseinheiten– im konkretenFall Fakultäten – sollten
idealerweiseauseinemGesamtziel(»Leitbild«) der Gesamtorganisationableitbaroder
daraufbezogensein.Die ZieleselbstkönnensowohlquantitativeIndikatorenintegrieren,
doch auchqualitativeElementesollten eine großeRolle spielen.Denn geradein den
Hochschulenmüssendie in der Regel durch – interne oder externe – Evaluationen
gewonnenenErkenntnisseundBewertungeneinegroßeBedeutunghaben.SelbstUnter-
nehmenmessenin heutigerZeit ihreLeistungennichteinfachan(quantitativen)Umsatz-
kennzahlen.Wieviel wenigerdürfenwissenschaftlicherLeistungverpflichteteUniversitä-
ten die Qualität ihrer »Produkte« aus den Augen verlieren.
     Wichtige Elementevon Zielvereinbarungenin unseremVerständnis sind in folgen-
der Liste zusammengestellt:

Zielvereinbarungen
– kooperative Zielfindung,
– festgelegter Zeitrahmen,
– überprüfbarer Zielzustand,
– Soll-Ist-Vergleiche,
– operationalisierte Ziele,
– quantitative Elemente,
– qualitative Elemente,
– Einbeziehung aller Ebenen,
– strategische Planung,
– Schaffung von Verantwortung und Verbindlichkeit.

Mit diesenElementenist eineweitereUnterscheidungangedeutet,die im Rahmender
Diskussionum Zielvereinbarungeneine Rolle spielt. Zielvereinbarungenhabenbe-
stimmte Inhalte, und sie werdenim RahmeneinesZielfindungsprozesseserstellt. Je
nachdem,wie manZielvereinbarungenin derkonkretenHochschuleeinführt,wird man
stärkerdie Definition derInhalteoderstärkerdenZielvereinbarungsprozeßalsMethode
akzentuieren.An derUniversitätMannheimstandzunächst,wie manderProjektstruktur
und dem bisherigenAblauf entnehmenkann,die Einführungder Zielvereinbarungals
Methode oder Instrument der Hochschulsteuerung im Vordergrund.
     DochnunzumProjekt:Im BinnenverhältnisderUniversitätsindesim wesentlichen
drei Ebenen,auf welche sich die Reformbemühungender Universität konzentrie-
ren:
– die Reform der Leitungsstrukturen,
– Einführungvon ZielvereinbarungenalsneueSteuerungsmodellezwischenOrganisa-

tionseinheiten,
– die Selbstauswahl der Studierenden.
Diese drei Reformmaßnahmenwerdenvom Stifterverbandfür die DeutscheWissen-
schaftin seinemProgramm»Reformuniversitäten«und demLand Baden-Württemberg
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unterstützt.Im Bereichder Einführungvon Zielvereinbarungenbestehtaußerdemeine
enge Kooperation mit dem CHE Centrum für Hochschulentwicklung, Gütersloh.
     Die Reformder Leitungsstrukturenist der Kontext, in demdie Zielvereinbarungen
mit Fakultäten unterdemProjekttitel»StärkungderFakultätsebene« eingeführtwerden.
DeshalbzunächsteinkurzerAbriß derneuenEntscheidungsstrukturenanderUniversität
Mannheim.

C Gesamtkontext: Zielvereinbarungen als Instrument
neuer Leitungsstrukturen an der Universität Mannheim

Im RahmenderExperimentierklauseldesbaden-württembergischenUniversitätsgesetzes
(§ 35) wird die UniversitätMannheimbeantragen,für einenbefristetenZeitraumvon
RegelungendesUniversitätsgesetzeshinsichtlichder Leitungsstrukturenausgenommen
zu werden.EineKommission zur Überprüfungder Leitungsstrukturenwird bis Anfang
1999Vorschläge für eineneueGrundordnungerarbeiten,die siedemGroßenSenatals
Empfehlungvorlegenwird. DasneueModell derLeitungs-undEntscheidungsstrukturen
basiert auf folgenden Prämissen:
– Trennung von Entscheidungs- und Kontrollkompetenzen,
– Reduktion der Anzahl der Gremien,
– Konzentration der Kompetenzen.
Reduktionwird im wesentlichenerreichtdurchdieAuflösung desGroßenSenatsunddie
ÜbertragungseinerAufgaben und Kompetenzen auf einenSenatneuerPrägung. (Bis-
lang existierten sowohlein GroßerSenatals auchein »kleiner«[akademischer]Senat.)
Der neueSenatwird auchAufgaben desbisherigenVerwaltungsrates übernehmen,der
damitebenfallsnichtweiterexistieren wird. Die Kompetenz desRektoratsin deroperati-
venSteuerungderUniversitätwird wesentlichgestärktdurchdieÜbertragungderStruk-
turplanungund der damit verbundenenHaushaltsplanungsowiedesHaushaltsvollzugs.
Eine wichtige Kontrollfunktion soll ein neuesGremium,der »Universitätsrat«,wahr-
nehmen.Wesentlich ist jedochdie Übertragungvon Kompetenzen desMinisteriumsauf
die Universitätund denUniversitätsrat.Zur Realisierungder neuenLeitungsmechanis-
menist die Übertragungvon Kompetenzen z. B. im BereichPrüfungsordnungen,Beru-
fungen notwendig.
     DieneuenLeitungsstrukturenbildendenKontext, in demdie Zielvereinbarungenan
der Universität Mannheimeingeführtwerden.Die Steuerungdurch Zielvereinbarung
wird durch diesenspezifischenKontext zu einemElementeiner umfassenderenUni-
versitätsreform.DasZiel ist eineautonome, effizienteundwirtschaftlicheOrganisations-
strukturderUniversität.Der neueSteuerungsmechanismusderZielvereinbarungenkann
nur greifen, wenn er in einen entsprechend strukturierten Kontext eingebettet ist.

D  Zielvereinbarungen mit den drei (Modell-)Fakultäten

Im RahmenderneuenLeitungsstrukturenist esdasZiel, künftig alleFakultäten derUni-
versitätin denZielvereinbarungsprozeßeinzubinden.Deshalbist dasjetztdurchgeführte
Projektzur ErprobungdesInstrumentesZielvereinbarungenvon großerBedeutung. In
ihm müssen Erfahrungen für die Institutionalisierung gewonnen werden.
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     HauptzieldesProjektesist es, die MöglichkeitenautonomerSteuerungderUniversi-
1tät auf allen Ebenenzu stärken. In einemTeilprojekt werdenals neuesSteuerungsin-

strumentim RahmenderLeitungsstrukturendie »Zielvereinbarungen«zwischenRektorat
undFakultäten eingeführt.Die TeilprojektewerdenandreiModellfakultäten(Volkswirt-
schaftslehre, Sprach-und Literaturwissenschaft,Mathematikund Informatik) durchge-
führt, die auf ihre je unterschiedlichenVerhältnisse angepaßteReformaktivitätenbetrei-
ben.Voraussetzung für die Umsetzungvon Reformmaßnahmenan denFakultäten war
die EinführungeinesGlobalbudgets, dasdenFakultäten einerelativ großeFreiheitihrer
Mittelverwendung einräumt.
     ZurSteuerungdesProjektesundderEinführungderZielvereinbarungenwurdeander
UniversitätMannheimeinLenkungsausschußeingesetzt,demnebenRektorundKanzler
alsMitglieder desRektoratsunddenDekanenderModellfakultätenvier Professorenals
SachverständigeausFakultäten angehören,die nicht als Modellfakultätenausgewählt
wordensind.DerLenkungsausschußnahmvor einemJahr seineArbeit aufundtagtebis-
langfünfmal.SeineSitzungzurVorbereitung desZielvereinbarungsprozesses1999fand
im Dezember letzten Jahres statt.
     DieAufgabe desLenkungsausschussesbestehtim wesentlichendarin,mit denbetei-
ligten ModellfakultätenReformbedarf(im Sinneder übergeordnetenReformvorhaben)
zu sondierenundzu diskutieren,in Ziele undAktivitäten umzusetzenunddie durchge-
führtenMaßnahmenzuevaluieren.Dafürwurdedas(Management-)InstrumentderZiel-
vereinbarungengewählt.Die beteiligtenFakultäten habennacheinemintensiveninter-
nenDiskussionsprozeßdenAbschlußvonZielvereinbarungenerstmalsfür dasJahr 1998
erprobt.
     Mit derEinführungdesInstrumentesZielvereinbarungenalsSteuerungselementzwi-
schenFakultäten undRektoratsoll durchdie Dezentralisierungvon Entscheidungskom-
petenz(Verlagerung auf die Fakultätsebenen) und die OptimierungdesRessourcenein-
satzes(problem-undzeitnaheEntscheidungsmöglichkeiten)eineverbesserteAufgaben-
undZielerfüllungerreichtwerden.Diesist durchdasGlobalbudgetfür dieFakultäten, im
Rahmendessensiefrei überihreMittel für laufendeSach-undInvestitionsmittelz. B. für
Lehraufträge, Rechner, Reisen,Literatur verfügenkönnen,ermöglichtworden.Aller-
dingssollteauchbemerktwerden,daßdie Zieldefinitionennochohneein formalisiertes
Leitbild derUniversitätsleitungbestimmtwerdenmußten.Zwar gibt esallgemeineLeit-
undZielaussagendesRektorats, diesesindabernochnicht in einwirklichesLeitbild um-
gesetzt worden. Dies ist eines der mittelfristigen Ziele des jetzigen Rektorats.
     Dievor diesemHintergrundfestgelegtenMaßnahmenan dendrei Modellfakultäten
sind auf ihre jeweils sehrunterschiedlichenVerhältnisse zugeschnitten.Es kannaller-
dingsfestgestelltwerden,daßsichdieZielvereinbarungenin denFakultäten Mathematik
und Informatik, Sprach-undLiteraturwissenschaftsowieVolkswirtschaftslehre vorran-
gig aufdenBereichvonStudiumundLehre, z. T. auchaufOrganisationundVerwaltung

               
1 Die Auszeichnung undfinanzielleFörderungdesStifterverbandesfür die DeutscheWissenschaft im Rahmendes

Programms»Reformuniversitäten«kannalsInitialzündungfür etlicheweitereFörderungenundPrämierungender
MannheimerReformvorhabengesehenwerden(einenÜberblicküberdieReformvorhabenverschafftdieBroschü-
re: »Autonomie und Reform: Universität Mannheim«). Die Universität
– hat 1997 den ersten Preis im Behördenwettbewerb des Landes Baden-Württemberg erhalten,
– wird von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanungund Forschungsförderung für die Modularisie-

rung von Studiengängen gefördert (als Vorbereitung für die Einführung von BA / MA-Abschlüssen),
– wird gemeinsammit einerMarketingagentur(WOB MarketingKommunikation) kostenfreiein professionelles

Marketingkonzept für die Hochschule erarbeiten.
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– d. h. zunächstnicht auf die BereicheForschung oderWeiterbildung – konzentrie-
ren. In der Anlagesind die Zielvereinbarungenaller drei Fakultäten dokumentiert(An-
lage 2).
     Beispielhaftfür die Aktivitäten sind Maßnahmenim RahmendesWettbewerbs um
Studierende(Selbstauswahlund Marketing),Verkürzung der Studienzeitenund Refor-
mierungvon Studiengängen(Kurzzeitstudiengänge / Langzeitstudierende).Die letztere
Zielvereinbarunghat in der Fakultät Sprach-und Literaturwissenschaftdurchauszu
Anstrengungenund Ergebnissengeführt,die als Erfolg für die gesamteUniversitätzu
wertensind:Esgelang, von derBund-Länderkommissionfür BildungsplanungundFor-
schungsförderungMittel für ein Projekt »Modularisierungvon Studiengängen«einzu-
werben.DamitwerdenletztlichdieReformbemühungenderFakultät, zudenensiesichin
denZielvereinbarungenmit demRektoratverpflichtethat,durchexterneMittel wirkungs-
voll unterstützt.
     EinweitererSchwerpunktderZielvereinbarungenliegt auf derTransparenz derMit-
telverteilung. HinsichtlichderTransparenz derMittelverteilunghabensichdie Fakultä-
tenverpflichtet,beiderEinführungderKostenrechnung (aufkameralistischerBasis)mit
Hilfe der Hochschulsoftware »GINIT i3v« eine Vorreiterrolle zu spielen.
     Welche Leistungen erhalten die Fakultäten von der Hochschulleitung?
     DasRektorathatsichmit AbschlußderZielvereinbarungenzunächstverpflichtet,den
Fakultäten jeweilseineMitarbeiterstellezur Verfügung zu stellen.Alles weitereist Pla-
nungundbleibtbewußtfür Gestaltungoffen.DenndiedreiFakultäten sollenschließlich
die Vorreiter für alle übrigensieben(bzw. bald sechs)Fakultäten sein.Deshalbgilt es,
einerseitsausdenFehlernundandererseitsausdensinnvollenundzweckmäßigenMaß-
nahmen zu lernen.
     Die Zuweisungder Personalstellean die Fakultäten ist befristet.Der Lenkungsaus-
schußkanndurchausbeschließen,die Zuweisungbei unzureichendenErgebnissenzu-
rückzuziehen.
     Aus denzuletztskizziertenPunktenergebensichoffeneFragen,die in naherZukunft
gelöst werden sollen:
1. Wie gelingt es, die Fakultäten in einenProzeßder Zielfindung zu bringen,der alle

Mitglieder der Fakultät (Professoren,Studenten,wissenschaftlicheund nichtwissen-
schaftliche Mitarbeiter) sinnvoll einbezieht?

2. Wie gelingt es, den Prozeß zu verstetigen?
3. Welche positivenund negativenSanktionsmöglichkeiten(Mittel, Stellen)stehender

Hochschulleitung(späterevtl. demHochschulrat)zurVerfügung, undwelchekönnen
sinnvoll, d. h. im Sinneder Zielerreichungsgrößender Universitätals Ganzes(Ge-
samtstrukturplan, Zielvereinbarung mit dem Staat, MWK) eingesetzt werden?

4. Wie gelingtes, eineausgewogeneMischungzwischenquantifizierbaren,zeitbezoge-
nenunderfolgskritischenMeßgrößenalsZiele unddenfür eineFakultät essentiellen
qualitativen, »weichen« Parametern zu finden?

5. WiemüssendieZeiträumebemessensein?Könnenz. B. auchlängereZeiträume(drei
bis fünf Jahre) für Vereinbarungen zwischenFakultäten und Rektorat– geradein
bezug auf die strategische Planung – vereinbart werden?

6. Wie gelingt es, die Position desDekansso zu stärken,daßer einerseitsdie Verant-
wortungfür dieautonomderFakultät übertragenenKompetenzen tragen,andererseits
dafür auchdie entsprechendeProfessionalitätentwickelnkann (Amtszeit, Freistel-
lung, Trainings, »Dekanats-Team«)?
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In MannheimwurdeeinWeg derkleinenSchrittegewählt.Dennmit dengenanntenFra-
gensindmehrerevielschichtigeProblemeverknüpft.Nicht zuletztmüssendiebeteiligten
Personennicht nur dasneueInstrumentarium»erlernen«.Siemüssenauchdie gewohn-
ten Denkweisenumstellen.Und: Bei jedemSchritt mußvorsichtigund kritisch geprüft
werden,wie weit sichdasausderWirtschaft transponierteModell derZielvereinbarun-
genin denKontext Universitäteinfügt odergegebenenfallsdenBedingungenangepaßt
werden muß.
     Deshalbwird zunächstderAbschlußvon Zielvereinbarungenmit dengenanntenFa-
kultäten in den kommendenJahren in seinemProzeßcharakteroptimiert. Schonjetzt
zeichnetsichab, daßesbei denFakultäten – je nachdensogenannten»Fächerkulturen«
– unterschiedlicheLösungenfür die Prozesseder Zielfindunggebenwird. Dasspiegelt
die inhärenteVielfalt derUniversitätwider undwird zu ProfilierungundWettbewerbs-
fähigkeit beitragen.Nach AbschlußdieserModellvorhabenkönntedasVerfahren bei
Bewährung– situationsangepaßt,variiert, professionalisiert– flächendeckendin die
universitären Entscheidungsprozesse integriert werden.
     Im folgendenwerdendie beteiligtenFakultäten unddie wesentlichenEntwicklungen
seit Beginn des Projektes kurz dargestellt.

Die Fakultät für Volkswirtschaftslehre

Die LehreinheitVolkswirtschaftslehredecktmit ihren16LehrstühlendasgesamteFach-
gebietab:Zwölf Professorenbefassensichmit FragenderMakro- undMikroökonomie,
FinanzwissenschaftsowieAußenwirtschaft, wobei Wirtschaftstheorie und Wirtschafts-
politik gleichermaßenvertretensind.Hinzu kommenzwei Lehrstühlemit denSchwer-
punktenPlanungundVerwaltung öffentlicherWirtschaft sowieWirtschafts- undSozial-
geschichte. Zwei weitereProfessorenarbeitenauf demGebietderStatistik.Im Rahmen
desSolidarpakteswird die Fakultät insgesamt15 Stellenabgeben,davondrei C 4 Pro-
fessuren (zwei in VWL, eine in Geographie).
     Im StudiengangDiplom-Volkswirtschaftslehre waren im Wintersemester 1997 / 98
355Studierendeundim Sommersemester1998307Studierendeeingeschrieben,in dem
Magisterstudiengangmit Volkswirtschaftslehre alszweitemHauptfachin beidenSeme-
sternjeweils ca. 70Studierende. Die Betreuungsrelationvon derzeiteinemProfessor /
wissenschaftlichenMitarbeiterauf neunStudierendeermöglichtein intensivesStudium
mit individueller Betreuung.
     Doktorandenprofitieren von dem DFG-gefördertenGraduiertenkolleg»Allokation
auf Finanz-und Gütermärkten«,daszum Wintersemester 1992 / 93 eingerichtetwurde,
sowievon derBeteiligungderFakultät amSonderforschungsbereich504»Rationalitäts-
konzepte, EntscheidungsverhaltenundökonomischeModellierung«undderKooperation
mit demuniversitärenMannheimerZentrumfür EuropäischeSozialforschung(MZES).
Das Drittmittelaufkommender Fakultät betrug im Jahr 1996 TDM 730 (IST-Einnah-
men).Nicht berücksichtigtsinddabeiForschungsprojekte gemeinsammit demZentrum
für EuropäischeWirtschaftsforschung (ZEW), dasGraduiertenkollegund der SFB 504
(pro Jahr ca. 1,5 Mio. DM seit 1997).
     Die Studierendenzahlenim StudiengangDiplom-Volkswirtschaftslehre nehmenseit
Jahren kontinuierlichab. Dabeiist zuberücksichtigen,daßin denerstenSemesternviele
Studierende»unechte«VWL-Studentensind: Es handeltsich um Interessentenfür den
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StudiengangBWL, dienichtausdemRaumMannheimkommen,aberin Mannheimstu-
dierenmöchten.Im Verteilungsverfahren der ZVS hättensie nur geringeChancenauf
einenPlatzin Mannheim,weil BewerberausderRegionbevorzugtwerden.Siebewer-
bensich deshalbim StudiengangVWL (direkt bei der UniversitätMannheim),sichern
sichdamitzunächsteinenStudienplatzin Mannheim,wartenauf eineZulassungfür die
BWL in einemspäterenSemester(die siealsMannheimerStudierendebevorzugterhal-
ten)undwechselndanndenStudiengang. Währenddessendurchlaufensiedasfür beide
Fächerim wesentlichenidentischeGrundstudium.(Von den120im WS 1997 / 98 zuge-
lassenenStudentenhabenbereitsnacheinemSemester66 Studierendein die BWL ge-
wechselt!)Von denverbliebenen»echten«VWL-Studentenhabenin denletztenSeme-
sternjeweils zwischenzehnund 15 StudierendedenDiplomstudiengangerfolgreich
abgeschlossen.
     SpezifischeMarketingbemühungenseitensderFakultät, Studieninteressentenfür das
Fach VWL zu gewinnen,wurdenin denletztenJahren nicht unternommen.Allerdings
wurde auf anderen Wegen die Attraktivität des Studiengangs erhöht:
– In der Prüfungsordnung wurde ein modulares Prüfungssystem verankert.
– Die Möglichkeitenzur Wahl der Vertiefungsfächer innerhalbwie außerhalbder Fa-

kultät gehen sehr weit.
– Zusätzlichzuderexzellenten BetreuungsrelationwurdenspezifischeBetreuungs-Pro-

gramme eingeführt.
– Ein Kooperationsabkommen mit derUniversitätHeidelbergermöglichtdenStudenten

die Teilnahme an Lehrveranstaltungen und Prüfungen der Nachbarfakultät.
DieseMaßnahmenzur AttraktivitätssteigerungdesStudiengangswarendie Grundlage
für die spezifischenMarketingbemühungen,zu denensich die Fakultät in denZielver-
einbarungenverpflichtete. Sie warender Ausgangspunkt für die wesentlichenSchritte,
um durch interneund externe Marketingmaßnahmendie Identitätsbildungder Fakultät
alsautonomesOrganim RahmenderuniversitärenStrukturenzu fördern.Die Maßnah-
menreichtenvon derNeugestaltungderInternetseitenüberdie Herausgabeeinesinternen
elektronischennewsletter(VWL-News) bis zu Studierendenbefragungenund Lehreva-
luationenund der HerausgabeeinesStudienführers. Die GestaltungdesStudienführers
wurdenicht zuletzteingegliedertin diegesamtuniversitärenBemühungen,eincorporate
design für die Universität zu schaffen.

Die Fakultät Sprach- und Literaturwissenschaft

Mit derGründungderFakultät für Sprach-undLiteraturwissenschaftim Wintersemester
1969 / 70 lösteein breiteresLehrangebotdenbis dahinschwachbesetztenStudiengang
Philologieab. Mitte der70erJahre konnteeinedrohendeAuflösung der Fakultät abge-
wendetundeinefür dieLehrewirksamepartielleNeubewertungderSprachwissenschaft
vollzogensowie die bisherausschließlichfür die Lehramtsausbildungverantwortliche
Fakultät umMagister-Studiengängeerweitertwerden.Als Endeder80erJahrehoheAb-
brecherquotenundschlechteBerufsaussichtenin dengeisteswissenschaftlichenStudien-
gängenthematisiertwurden,reagiertedie Fakultät mit demKonzept einesinterdiszipli-
nären,berufsbezogenenDiplomstudiengangs, der im Sommersemester1991die ersten
Studierendenaufnahm: »Philologie mit wirtschaftswissenschaftlicherQualifikation«
(Dipl.-Anglistik, -Romanistikund-Slavistik).In diesemStudiengangwird einwirtschafts-
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fachsprachlich,soziologisch,historischundmedienwissenschaftlicherweitertesStudium
zweierSprach-undKulturräume im RahmeneinesphilologischenHauptfachesmit dem
fundiertenStudiumeinerwirtschaftswissenschaftlichenDisziplin, entwederBWL oder
VWL, kombiniert.
     Weitere Schwerpunkteder Fakultät sind die Integrationder Medienwissenschaftin
mehrereStudiengänge, dasInstitut für Kommunikations- undMedienforschungmit sei-
nergroßenMediothekundtechnischanspruchsvollenArbeitsplätzenunddieBeteiligung
an der »Virtuellen UniversitätOberrhein«(VIROR). Für dasFach Germanistikist die
Zusammenarbeitmit demInstitut für deutscheSprachein Mannheimvon großerBedeu-
tung. Die AbteilungsleiterdieseraußeruniversitärenForschungseinrichtung werdenim
RahmeneinesKooperationsabkommens als Professorenan die UniversitätMannheim
berufen und leisten einen zusätzlichen Beitrag in der Lehre.
     Die Fakultät trägt mit zur Zeit zehnLehrstühlenund insgesamt28 Professurendie
StudiengängeLehramt(Deutsch,Englisch,Französisch,Italienisch,Russisch,Spanisch),
Magister(AllgemeineSprachwissenschaft,Anglistik, Französisch,Germanistik,Hispa-
nistik, Italianistik, Medien- und Kommunikationswissenschaft, Ostslavistik,Südslavi-
stik) undDiplom (Anglistik, Romanistik,Slavistik)mit insgesamtüber2 000Studieren-
den.Sieist damitdiezweitgrößteFakultät anderUniversitätMannheim.Im Rahmendes
Solidarpakteswird dieFakultät insgesamt7,5Stellenabgeben,davonzweiC 3 Professu-
ren. DasDrittmittelaufkommender Fakultät betrugim Jahr 1996TDM 220 (IST-Ein-
nahmen).
     ImBereichdesStudiumsbestandbesondererHandlungsbedarfim RahmenderMagi-
ster-Studiengänge. Die Problemein diesemBereich (hoheAbbrecherquoten,lange
Studienzeiten,»no shows«etc.) sind an der Universitätseit längererZeit bekannt.Als
MaßnahmenwurdendeshalbInitiativen zur Analyseder Studienabschlußphasedurch
EinführungeinerBeratungundverbessertenBetreuungvonsogenanntenLangzeitstudie-
rendensowiezur NeuordnungderStudienorganisationdurchdie Einführungvon Kurz-
bzw. Teilzeitstudiengängen ergriffen.Die erstenÜberlegungenzeigenbereits, daßeine
konsequente»Modularisierung«vonStudiengängenesnotwendigmachenwird, überdie
bisherigenFach- und Fakultätsgrenzen hinauszu denken.Zukünftig sollenalle an der
Universität Mannheim vertretenen Fächer in die Überlegungen einbezogen werden.
     EinzweiterSchwerpunktderArbeit in derFakultät Sprach-undLiteraturwissenschaft
wird darin liegen,die Mittelströmetransparentzu machenund, damit verbunden,eine
leistungs- und volumenbezogeneMittelverteilung einzuführen.Voraussetzung dafür
stelltdie flächendeckendeEinführungdesModuls»Haushaltsmanagement«von»GINIT
i3v« im Jahr 1999dar. Damit wird die EinführungeinertransparentenMittelverteilung
nachBelastungskriterienin der Fakultät möglich werden.Durch die Beschlußfassung
derUniversitätsgremienübereinenVerteilungsschlüssel wird dieUniversitätMannheim
gleichzeitigeine Zieldefinition vornehmen,die sich bereitsdurch die unterschiedliche
Gewichtung einzelner Indikatoren ergibt.
     DieseMaßnahmenderFakultät werdenbegleitetvon anderenAktivitäten derFakul-
tät,die zu einerweiterenProfilierungderFakultät für Sprach-undLiteraturwissenschaft
führensollen.Dazugehörenetwadie Selbstauswahlder Studierendenfür denStudien-
gangDiplom-PhilologieAnglistik, eine AbsolventenbefragungDiplom-Philologie, der
Aufbau einesWWW-Angebots, dieWerbung umStudienanfängerfür dasFach Slavistik
sowie der Ausbau der Drittmitteleinwerbung.
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Die Fakultät Mathematik und Informatik

Die Fakultät für MathematikundInformatik erscheintauf denerstenBlick alsauf ›zwei
Säulen‹– der Mathematikund der Informatik – ruhend;ein genauererBlick machtje-
doch Bestrebungenoffensichtlich,durch zukunftsgerichteteAktivitäten in Lehre und
Forschung nichtmehrzeitgerechteDisziplingrenzenzuüberwindenunddieKooperation
innerhalbderFakultät undUniversitätwie auchdie interuniversitäreKooperation, insbe-
sonderemit derUniversitätHeidelberg, voranzubringen.Die Fakultät ist im Vergleich zu
denanderenFakultäten sowohlim Personalbestandwie in derZahlderStudierendenvon
mittlererGröße:Die Personalausstattungweist18Lehrstühleundinsgesamtfünf Profes-
surenaus. Im RahmendesSolidarpakteswird die Fakultät insgesamtneunStellenabge-
ben, davon zwei C 4 Professuren (beide in Mathematik).
     DieFakultät trägtdie Studiengänge»Technische Informatik«,den»IntegriertenStu-
diengangMathematikund Informatik« sowie die Lehramtsausbildungin Mathematik.
DazukommtderStudiengang»Wirtschaftsinformatik«, dergemeinsammit derFakultät
für Betriebswirtschaftslehregetragenwird. Im WS 1997 / 98 waren771 Studierendein
der Fakultät eingeschrieben.DasDrittmittelaufkommender Fakultät liegt bei ca. 1,63
Mio. DM (1996,IST-Einnahmen) und konzentriertsich vorrangigauf den Informatik-
Bereich der Fakultät.
     DieZielvereinbarungen,diedie inhaltlicheGrundlagefür die (ersten)Projektaktivitä-
tenbestimmen,wurdenim Februar1998– wie in denbeidenanderenFakultäten – zwi-
schendemRektoratundderFakultät geschlossen.AusgangspunktederZielvereinbarun-
genwarendie Bestimmungund SchärfungdesProfils der Fakultät und die Sondierung
ihrer Entwicklungslinienin den kommendenJahren. Dabei kommt dem Bereich der
Lehre und der inneren Organisation ein besonderer Stellenwert zu.
     Die Einrichtung zweier neuer und innovativer Studiengängezum WS 1996 / 97
(»Technische Informatik«)undzumWS 1998 / 99 (»IntegrierterStudiengangMathema-
tik und Informatik«), die traditionelleDisziplingrenzenüberwinden,wird in dennäch-
stenJahre(noch)erheblicheAufbauarbeit benötigenundmittel- bis langfristigdie innere
wie äußereGestaltderFakultät prägen.Die neuenStudiengängesindverknüpftmit der
Möglichkeit der Selbstauswahlvon Studierenden.Deshalbspielendie Maßnahmender
»Schülerwerbung«zur Verbesserung der SchnittstellezwischenSchuleund Universität
eine herausragendeRolle. Das Auswahlverfahren von Studienbewerbernwird ebenso
evaluiertwie dasGrundstudium.EinenweiterenSchwerpunktbildetdieLeistungsförde-
rungvonStudierenden;insbesondereauchdeshalb, weil dieseMaßnahmenbereitsneue-
re BestandteiledesBereichsLehre und Studiumssind, z. T. durch Eigeninitiativevon
Professoren.
     Zugleichsiehtdie Fakultät angesichtsder Bestrebungen,die Leitungsstrukturenin-
nerhalbderUniversitätzu verändern,wie angesichtsdersichveränderndenAnforderun-
gen im universitärenUmfeld (Dezentralisierung, Globalisierung, Internationalisierung)
Bedarf, auchihre bisherigenEntscheidungsstrukturenauf ihre Effizienz hin zu überprü-
fen. Die Zielvereinbarungenund die Realisierungder daraufaufbauendenMaßnahmen
werdendasGesichtderFakultät verändernund in derFolge auchweitereDiskussionen
zu ihrer Entwicklunganregen.Davon wird eine FörderungdesKommunikations- und
Abstimmungsprozesses zur Bestimmung und Festlegung von Zielen erwartet.
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E  Fazit

Die EinführungvonZielvereinbarungenalsneuemSteuerungsinstrumenteineskoopera-
tiven, zielorientiertenManagementsstehtim UniversitätsbereichnochamAnfang. Wie
ausdieserDarstellungdesMannheimerProjektes»Stärkungder Fakultätsebene« hervor-
geht,handeltessichdabeium einensehrpragmatischenAnsatz.Die Projektdurchführung
in »Modellfakultäten«zeigt auchdenexperimentellen und explorativen Charakter, der
für Anpassungenund ÄnderungendesProzessesoffen ist. Die bisherigenErfahrungen
mit denim Rahmender Zielvereinbarungenin Angriff genommenenMaßnahmensind
überwiegendpositiv. Dennochmuß man kritisch anmerken,daßeine klare Definition
von (strategischen)Zielen oder gar Leitbildern noch aussteht.Der eingeleiteteProzeß
bringt jedochein Umdenkenmit sich, dassich langsam,aberstetig, überdie gesamte
UniversitätausbreitetundeinenDiskussionsprozeßauslöst.GenaudieserEinbezugaller
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnensoll im Zielfindungsprozeßerreicht werden.Damit
stehtzu erwarten,daßin dennächstenZielvereinbarungentatsächlichaucherfolgskriti-
scheZiele definiertwerden.Als Instrumentzur SteuerungeinerUniversitätim Rahmen
neuerEntscheidungsstrukturenundeinerstrategischenPlanungstellenZielvereinbarun-
gensicherlicheineguteundsinnvolleErgänzungzu anderen– bewährten– Formen der
Steuerung dar.
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Rektorat Frankenberg – Oechsler (Perlitz) – Winkgens – Riedel – Ertmann (01.10.1.....
langfristige Ziele und Zeitplan für Umsetzung

 Strukturreform Forschung Lehre Internationalisierung Finanzen ..

Ziele – Zielvereinbarungen
– Anpassung Entschei-

dungsstrukturen
– Vereinfachung Be-

richtswesen
– Corporate Identity

– Zielvereinbarungen
– Verstärkung der Spit-

zenforschung in allen
Bereichen

– Verbesserung der
Drittmitteleinwerbung

– neue SFBs / kulturwis-
senschaftliche Kollegs

– Graduiertenkollegs
– Verbesserung der Ko-

operation Wissen-
schaft / Wirtschaft

– Zielvereinbarungen
– Straffung der Organisa-

tion aller Studiengänge
– Verkürzung der Studi-

enzeiten
– Verringerung Abbruch-

quote
– Graduiertenkollegs
– Selbstauswahl

– Zielvereinbarungen
– Ausbau international

ausgerichteter Studien-
angebote

– Erhöhung der Attrak-
tivität f. ausl.
Studenten

– Zielvereinbarungen
– Einführung eines

globalisierten Haushalts
– Projekt Controlling i.R.

Antrag Stifterverband

–

–
–

WS
97 / 98

– Einsetzung Kommission
GS z. Fakultätsstruktur

– Einsetzung Kommission
Grosser Senat zu Ent-
scheidungsstrukturen

– Projekt Stifterverband:
Zielvereinbarung mit
Fakultäten

– Neustrukturierung
Medienwissenschaft

– Medienservicezentrum:
Integration UB, RUM,
DDZ (ev. IKM)

– Stiftungsprofessuren
Technische Informatik

– Umsetzung Neuordnung
Magister

– Neuordnung Medien-
wissenschaften

– Studienfach Medizin-
ökonomie

– Internationaler BWL-
Studiengang

 –

SoSe
98

 – Verabschiedung langfri-
stiger Strukturkonzepte
der Fakultäten (nach
Neuordnung Fakultäten)

 – Internationale Tele-
Universität

  

WS
98 / 99

– "Reorganisation" (An-
tragsphase)

– Universitätsmarketing

– Stiftungslehrstühle
Technische Informatik

SoSe
99

– Umsetzung Experimen-
tierklausel i.V. mit

– Projekt Reorganisation

– Graduiertenkollegs,
(international?)

– Initiativen Erhöhung
Drittmittel

– Selbstauswahl in mehre-
ren Studiengängen

– Modularisierung
Bachelor / Master)

– Vorbereitung
Globalisierung

WS
99 / 00

– Vorbereitung neueFa-
kultätsstruktur

– Vorbereitung 2. Stufe TI – Studierendenmarketing

SoSe
2000 Konsolidierung der Reformmaßnahmen, eventuell Entwicklung eines Leitbildes

WS
00 / 01

SoSe
01

9
2



Zielvereinbarung für das Jahr 1998 zwischen
der Fakultät für Volkswirtschaftslehre und
dem Rektorat der Universität Mannheim

Erhöhung der Zahl der Studienbewerber im Studiengang Diplom-VWL

– Konzeption undErstellunggeeigneterInformationsträger(Fakultätsbroschüre, WWW-
Seiten)

– Öffnung von neuen Kommunikationskanälen zu Studieninteressenten

Reduktion der Zahl von Studiengangwechslern und Studienabbrechern

– Schaffung eines Informationssystems über individuelle Studienverlaufsdaten
– EntwicklungvonMaßnahmenzurbesserenBeratungundBetreuungderStudierenden

Befragung von Studierenden und Absolventen mit dem Ziel
einer Attraktivitätssteigerung des Studiengangs

Schaffung der Voraussetzungen zur Globalisierung des Haushalts

– Einführung der Hochschulsoftware i3v
– Vorbereitungen für eine Kostenrechnung auf Fakultätsebene

Mannheim, den 3. Februar 1998
Prof. Dr. Ulrich Schlieper
Prof. Dr. Dr. h. c. Peter Frankenberg
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Zielvereinbarungen zwischen Fakultät für Sprach- und
Literaturwissenschaft und Rektorat der Universität Mannheim

Einführung einer leistungs- und belastungsbezogenen Mittelverteilung

– Erfassung der Mittelströme in der Fakultät einschließlich der Bereichsbibliothek
– Verteilung nicht gebundener Mittel 1998 nach Belastungskriterien
– Vorbereitung einesVerteilungsschlüssels in AnlehnungangesamtuniversitäreVertei-

lungsmodelle

Verkürzung der Studienzeit und Verringerung der Abbruchquote

– Intensive Beratung und Betreuung von Studierenden
– Ermittlung der spezifischen Studienverläufe in den verschiedenen Studiengängen
– Reformierung und Optimierung von Studiengängen

Beide Ziele sind Grundlagequantifizierbarerund erfolgskritischerZielvereinbarungen
für dasJahr 1999undsomitBestandteilbzw. Ausgangspunkt einerlangfristigenStrate-
gie.

Mannheim, den 3. Februar 1998
Prof. Dr. Reiner Wild
Prof. Dr. Dr. h. c. Peter Frankenberg
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Zielvereinbarungen zwischen Fakultät für Mathematik
und Informatik und Rektorat der Universität Mannheim

im Sinneder ausführlichenVorschläge der Fakultät für Mathematikund Informatik im
Rahmen des Programms »Stärkung der Fakultätsebene« vom 5.2.1998

1. Maßnahmen zur Verkürzung der Studiendauer

– Verbesserung derSchülerwerbungdurchWerbeveranstaltungen anSchulen,Seminare
zu speziellenThemen für Lehreran der Universität,Exkursionenfür Schülerdurch
die Lehrstühleund Forschungslabors, Unterrichtseinheitenan den Schulenin Zu-
sammenarbeitmit denFachlehrern sowieTeilnahme von SchülernanregulärenVor-
lesungen mit Gelegenheit zum Erwerb von Leistungsnachweisen.

– Auswahl geeigneterStudienanfänger. DazuVerbesserung desAuswahlverfahrensder
Technischen Informatik: Analyseder bisherigenKriterien und Korrelation mit den
Leistungen der Studierenden.

– Verbesserung desStudienangebots, insbesonderedurchfakultätsinterneEvaluierung
der Grundstudiumslehrveranstaltungen.

– LeistungsförderungderStudierenden,u. a.durchErstellungeinesÜberblicksüberden
StudienverlaufunddenspäterenberuflichenWerdegang derStudierenden.Förderung
guterStudierenderdurchdasAngebot,studiumsrelevanteTätigkeitenalsstudentische
Hilfskraft durchzuführenunddurchdasAngebotprüfungsrelevanterArbeitenin den
Forschungsgruppen der Lehrstühle.

2. Maßnahmen zur Verbesserung der Fakultätsorganisation

– EinrichtungeinerKommission zur Überprüfungder Entscheidungsstrukturenin der
Fakultät.

– Vereinfachung der EntscheidungsfindungendurchEinrichtungvon fakultätsinternen
Instituten.

– Verbesserung der Informationsflüsse und der Kommunikationsinfrastruktur.

Mannheim, den 5. Februar 1998
Prof. Dr. Reinhard Männer
Prof. Dr. Dr. h. c. Peter Frankenberg
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Qualität, Entwicklung und Effizienz in der Universität Bremen
durch Organisationsentwicklung initiieren
und mit Kontrakten sichern

Jürgen Timm

Ausgangslage – Rahmenbedingungen

Der UniversitätBremenwird von staatlicherSeitemehr Autonomie und Eigenverant-
wortung zugestanden.Erste praktischeSchritte der Organisationsentwicklungin der
Universitäthabendie Grundlagefür denWeg zu mehrLeistungsfähigkeitdurch Eigen-
verantwortunggelegt.NeueKompetenzen undStrukturen,diemit denStichwortenpart-
nerschaftlicheKooperation, persönlicheVerantwortung, Verbesserung desLeitungs-und
Entscheidungssystems, Verbesserung der inneruniversitärenKommunikation undInfor-
mation charakterisiert sind, werden z. Zt. entwickelt und mit Inhalt gefüllt.

Zielsetzung – Aufgabenstellung

DerReformprozeßderUniversitätBremenerfolgt durcheinezukunftsweisendeReorga-
nisation,die durchKontrakte gesichertwird. LeitzielederOrganisationsentwicklungin
der Universität Bremen sind:
– Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit,
– Vergrößerung der Autonomie universitärer Entscheidungen,
– Stärkung der Eigenverantwortung und »Kultur der Kooperation«,
– Qualitätssicherung und wirtschaftliche Effizienz.
Angestrebtwird die SicherungeinerhohenQualität in Forschung und Lehre, die Ent-
wicklung von regionalbezogenen,abernationalund internationalbeachtetenSchwer-
punktenin Forschung und Lehre sowie die FörderunginnovativerLehrformenund
Studienstrukturen.Mit demBegriff »UnternehmenUniversität«wird ein neuesSelbst-
verständnisderBinnenorganisationbeschrieben,bei demdie Stärkungvon Eigenverant-
wortung und Entscheidungskompetenz im Mittelpunkt steht.
     DerOrganisationsentwicklungsprozeßsoll mit der Übertragungvon Ressourcenver-
antwortungein neuesSelbstverständnisderLeitungundSelbstverwaltungin denFach-
bereichenbegründenund die Eigenverantwortungstärken.Beispielesind in diesem
ZusammenhangKontrakte zur zielbezogenenMittelzuweisungmit Fachbereichen, zur
Organisationund Vernetzung der Studienberatungin der Universitätund zur Koopera-
tion zwischenLehrendenundStudierenden.Mit derEinführungdesGlobalhaushaltesin
Fachbereichen undderÜbertragungvon Entscheidungskompetenzenin derPersonalbe-
wirtschaftungauf derGrundlagevon Kontrakten zwischenFachbereichen undderUni-
versitätsleitungsollendezentraleEigenverantwortungunddie Entscheidungskompetenz
vor Ort verankert werden.
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Kontrakte mit Fachbereichen – Mut zu eigenen Wegen

In drei Fachbereichen derUniversitätBremenwerdenz. Zt. auf derGrundlagevon Ziel-
vereinbarungenund BudgetkontraktenzwischenRektoratund Fachbereich neueEnt-
scheidungs-undVerantwortungssysteme erprobt.Die Maßnahmen-Budgetkontraktemit
dendrei ausgewähltenFachbereichen leiten eineVerknüpfung von Zielvereinbarungen
undMittelzuweisungin derUniversitätein undliefern ersteErkenntnisseundErfahrun-
gen über deren praktische Anwendung.
     ZielvereinbarungenundBudgetkontraktemit weiterenFachbereichen sind in Vorbe-
reitung und sollen im Haushaltsjahr 1999 wirksam werden.
     Bereitsseit 1995 sind Erfahrungenmit ZielvereinbarungenzwischenRektoratund
Fachbereichen gemachtworden.Die seit Mitte der 90erJahre initiierte Evaluationvon
Studiengängenerbringtviele Verbesserungsvorschläge zur GestaltungundEntwicklung
der Lehre. Die UmsetzungkonkreterMaßnahmenund derenNachhaltigkeitwerdenin
der Universität über Zielvereinbarungen zwischen Rektor und Fachbereich gesichert.

98



Eine lernende Organisation begründen

In derUniversitätBremenwerdenz. Zt. in ausgewähltenBereichenmit demInstrument
desMitarbeiter-Vorgesetzten-Gespräches praktischeErfahrungengemacht.DieseForm
derMitarbeiterführungist hochgradigauf Initiative, KreativitätundEigenverantwortung
ausgerichtet.DasMitarbeiter-Vorgesetzten-Gespräch ist darüberhinausein aktiverBei-
tragzur kontinuierlichenArbeits-undQualitätsverbesserungsowieGrundlageeinerge-
zieltenundstrategischenPersonalentwicklungin derUniversität.Esunterstützthier die
Entwicklung einer neuen Führungskonzeption.

Kontrakte zwischen Universität und Land

Ein neuesSteuerungsmodellzurEntwicklungundBelebungeineskontraktbasiertenLei-
tungs-und EntscheidungshandelnzwischenUniversitätund Land befindetsich in der
Abstimmung. Im Kern wird die Verantwortung von Politik und Universitätklar abge-
grenzt, für den Haushalt ist die Universität vollständig selbst verantwortlich.
     ErsteAnfängesindmit derEinrichtungeinesGlobalhaushaltesundderKonstituierung
einer gemeinsamenArbeitsgruppezur Ausgestaltung diesesKontraktverhältnisses ge-
macht.In ausgewähltenEntscheidungs-undRegelungsbereichenderZielbildungsowie
der Ressourcenplanungund -verwendungwerdengrundsätzlichkontraktfähigeRege-
lungs-und EntscheidungsbereichezwischenUniversitätund Land festgelegt.Darauf
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aufbauend,sollenKontraktverfahren entwickeltundkonkreteKontrakte zu Gestaltungs-
und Entscheidungsbereichender Budgetsteuerungund Qualitätsentwicklungin For-
schungund Lehreabgestimmtund erprobtwerden.Die EvaluationdiesesGestaltungs-
prozessessoll letztlich in einenProzeßderkontinuierlichenVerbesserung undQualitäts-
sicherungvon Entscheidungs-und Verantwortungsprozessen münden.Derzeit werden
Möglichkeitenzur ÜbertragungneuerKompetenzen im Bereichder Genehmigungvon
Prüfungs- und Studienordnungen geprüft.
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Die Hochschule Bremen als Fallstudie für Zielvereinbarungen

Ronald Mönch

Ich möchtein meinemBeitrag zum Thema »Zielvereinbarungeninnerhalbvon Hoch-
schulen«einleitendin dergebotenenKürzedenAusgangspunkt derHochschuleBremen
im Gründungsjahr1982 skizzieren,um die Entwicklung und derenResultate1998 zu
beschreiben.DieseEntwicklungwirft Fragestellungenauf, die unterdenheutigenRah-
menbedingungenund nach den Entwicklungserfahrungenim vergangenenJahrzehnt
sinnvollerweisedurchZielvereinbarungenangegangen,nichtunbedingt»gelöst«werden
sollten.Die konkretenErfahrungenmit Zielvereinbarungensindrelativneu;siebeziehen
sichwenigerauf»verbindlicheErfolge«alsvielmehrauf»FortschrittedurchVerfahren«.
Ich gehedavonaus, daßdieseErfahrungennicht untypischsind für eineEntwicklungs-
phasederHochschulen,in deneneinschneidendeInnovationenim Rahmenvon stagnie-
rendenbzw. rückläufigenHaushaltenunterGlobalhaushaltsbedingungenstattfindenund
nachder ÜberzeugungwesentlicherAkteureauchstattfindenmüssen.Die Erfahrungen
werdenthesenartigzusammengefaßt.Ein Ausblick aufdiegeplantenZielvereinbarungen
beschließt den Beitrag.
     DerBeitragist alsFallstudiezuverstehen.Auf dieumfänglicheLiteraturzuChancen,
BedingungenundGrenzenvon Zielvereinbarungeninnerhalbvon Hochschulengeheich
nicht ein.

1  Der Ausgangspunkt der Hochschule Bremen im Gründungsjahr 1982

Die HochschuleBremenentstanddurcheinegesetzlichgeregelteFusionvon vier stadt-
bremischen Fachhochschulen zum 1.9.1982.
     DieneueHochschuleumfaßtein neunStudiengängenmit insgesamtca.3 000Studie-
rendenin den fachhochschultypischenAufgabenfeldern Technik, Sozialwesen,Wirt-
schaftund demtraditionsreichen,aberquantitativehermarginalenStudiengangNautik
fastausschließlichStudienfelder, die weitestgehendunverändertausdenVorgängerein-
richtungenüberkommenwaren.»Neue«Studiengängegabes, wennmanvoneinem»In-
ternationalen(betriebswirtschaftlichen)Studiengang«ausdemJahr 1981absieht,nicht.
Forschung undEntwicklungtrugenin »offiziellen«HaushaltsdatenkaumNennenswertes
zum Haushalt bei.
     Die räumlicheAusstattung war durchausaufgabengerecht;in ihr spiegeltesich eine
Entwicklungsphasewider, in derBremenaußerhalbderFachhochschulenureinekleine-
re PädagogischeHochschulebzw. deren Nachfolgerin,eine Universität im Aufbau,
kannte. DasBremischeHochschulgesetzwar regelungsintensiv;u. a.wurdendieFachbe-
reiche im einzelnen gesetzlich festgeschrieben.
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     Stellenpläne, Haushalteusf. warenetatistischverfaßt;siehtmanvonderpraktischbe-
deutungslosenMöglichkeit ab, Haushaltsvorschlägezu erarbeiten,erstrecktesich das
Rechtder Gremienauf die Verteilung der konsumtivenund investivenMittel. Beide
Haushaltstitelwurdenin denFolgejahren einschneidendgekürzt,etwadie Investitionen
praktischauf Null heruntergefahren.Die HochschulleitunghattekeineHaushaltskompe-
tenzen.
     DieFusionwarderAnlaßzuStellenstreichungen;dieswiederholtesichim Folgejahr.
Unter EinschlußunbesetzterStellen für wissenschaftlichesPersonalging es um eine
Kürzungvon ca.260auf 180Stellen.Diesewarenfastalle nachdem»Kohortenverfah-
ren«vor der ErlangungdesHochschulstatusbesetztworden:Gemeinsamalternde, fast
gleichaltrige»Kohorten« prägteneinHochschulklima,in demEnttäuschungen,Mut- und
Perspektivlosigkeiteher anzutreffenwaren als Wagemut und Entrepreneurship. Um
wenigtobtenGremiendebatten;neueVorstellungen trafenaufprofessionellvorgetragene
Bedenken aller Art.
     Aus früherenJahren resultierteallerdingseinhohesMaßanAnerkennungderAusbil-
dungsleistungen der Hochschule durch die Berufspraxis.
     DerUmbauder UniversitätBremenzu einermodernen,gemischtnatur-, ingenieur-
und geisteswissenschaftlichenUniversität,der ebenfalls1982einsetzte, verschobrasch
die regionalen Wettbewerbskoordinaten.

2  Die Entwicklung zwischen 1982 und 1998

Zwischen1988und1998wurdeninsgesamt18 Studiengängeneueröffnet,darunterein
nichtinternationalerStudiengang, also17 internationaleStudiengänge. Unter Einschluß
des schon1981 eröffneten»EuropäischenStudiengangsFinanzwirtschaftund Rech-
nungswesen«verfügtdieHochschuleBremenheuteüber27Studiengänge, wovongenau
zwei Drittel internationalisiert sind.
     Dadie Mehrzahlder »InternationalenStudiengänge«erst in denJahren ab 1990er-
öffnet wurde, ist die Gesamtzahlder in dieserStruktureingeschriebenenStudierenden
nochrelativ gering. Jedoch umfassendie Studienanfänger-Zielzahlen (1. Semesterbzw.
1. Fachsemester) bereits knapp 40 Prozent der Plätze.
     »InternationalerStudiengang«bedeutetin derTerminologiederHochschuleBremen:
obligatorischesAuslandsstudium (Theorie- und /oder praktischeStudiensemester)zwi-
scheneinemundvier Semestern,d. h. zwischen12,5und50 ProzentderGesamtstudien-
zeit.
     Hierfürstehenknapp190ausländischeUniversitätenalsPartnerzur Verfügung, mit
denen entsprechende Verträge abgeschlossen wurden.
     Häufigbestanddie Einrichtungeines»InternationalenStudiengangs«»lediglich«in
derverpflichtendenStruktureinesAuslandsstudiums, unddasheißtauchin einergewis-
senVerpflichtung derHochschule, dienotwendigenAuslandsstudienplätzezuorganisie-
ren.
     MittlerweilehatsichalsErfahrungswissenherausgestellt,daßca.33 ProzentderStu-
dierenden ihre Auslandsaufenthalte weitgehend selbst planen und organisieren.
     Ein Teil der »InternationalenStudiengänge«bedeutetezugleichauchdie Veranke-
rungneuerFachrichtungen unddieErschließungneuerBerufsfelderfür dieAbsolventen.
Dies galt etwa für die Technische Informatik (Teilinternationalisierung ab 1997),das
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Wirtschaftsingenieurwesen, den Journalismus, die Mikrosystemtechnik,die Pflegelei-
tung, Handelsmanagement,Global Management,Volkswirtschaft, Freizeitwissenschaf-
tenundTourismusmanagement. ReinstrukturelleVeränderungen betrafenetwadie »In-
ternationalen Studiengänge« Architektur und Schiffbau / Meerestechnik.
     DiezunehmendeInternationalisierungderStudienstrukturenstießdabeijahrelangauf
hinhaltendenWiderstand in denGremien;mittlerweilehatsichdiesesProfilelementder
Hochschule Bremen aber auch innerhalb der Hochschule durchgesetzt.
     Internationalität:Dasist inzwischendasProfil derHochschuleBremen,ihr »Marken-
zeichen«.UnterdenstaatlichenHochschulennimmt die HochschuleBremenquantitativ
mit AbstanddenerstenPlatzein:Dieswarnurmöglich,indemdemAuslandsstudium an
sicheinhoherStellenwerteingeräumtwurde, währendderstrukturellenVerfeinerung mit
komplizierten Abläufen (»Modell Eßlingen«)eine geringereBedeutungzugemessen
wurde. Auf dieseWeisefindensich– je nachdenPotentialen derinternationalenMärkte,
dem»humanfactor«innerhalbundaußerhalbderHochschule, etc. – innerhalbderHoch-
schulepraktischalle denkbarenAnsätzeder Internationalisierung, vom ausgetüftelten
multilateralen Konzept bis hin zur bloßen Obligation.
     Auf dieseWeise war esmöglich, unterschiedlicheRegioneneinzubeziehen.Neben
Verbindungen zu fastallenwesteuropäischenStaatenbestehenbesondersdichteVerbin-
dungenzu ChinaundTaiwan, zu Japan, zu arabischenStaaten,zu Indien,Malaysia,den
USA, nach Zentral- und Lateinamerika, Brasilien; 1999 wird Australien dazukommen.
     Hinsichtlichder Strukturender Lehre hat sich die HochschuleBremen(nach der
Stagnationsphase1982 – 1988)innerhalbeinesJahrzehnts völlig gewandelt.Es liegt auf
der Hand, daßsich darauserheblicheAnforderungenan Planungs-und Implementie-
rungsverfahren ergeben haben und auch in Zukunft ergeben werden:
– Planung eines Studiengangs und seiner internationalen Kooperationsfähigkeit,
– EinrichtungdesStudiengangsmit allennotwendigenRessourcenunterEinschlußzu-

sätzlicher Mittel für die Auslandskooperationen,
– Umwidmung von Stellen für wissenschaftlichesPersonal(WP) innerhalbder und

quer durch die Fachbereiche,
– Intensivierungder Praxiskontakte (in Deutschlandfür ausländischeStudierende;im

Ausland für deutsche Studierende),
– Aufbau und Pflege eines Netzwerks ausländischer Universitäten,
– Management der Gremienbeschlüsse,
– Koordinierung von undAusgleich zwischen»Internationalen«und»Nichtinternatio-

nalen« Studiengängen,
– bundesweites Marketing der neuen Studiengänge,
– Management des internationalen Marketing (Bildungsmessen usf.).
NebendemBereichvon Lehreund Studium(dem»Brotbereich«der Fachhochschule)
galtdiebesondereAufmerksamkeit demBereichderangewandtenForschung: Im Rekto-
rat bestandseit jeherdie einhelligeMeinung, daßForschung ein integralerBestandteil
der Fachhochschule sei (mit demZiel von ca.25 ProzentAnteil am Hochschulgesche-
hen), und daß insbesondereeine auslandsintensiveHochschuleschonalleine um der
Pflege ihrer Auslandsbeziehungen willen davon besonders abhängig sei.
     Klarwar aberauch,daßsichForschung nicht »verordnen«läßt,währenddie Interna-
tionalität einer rektoralenplanerischenAuflage schoneherzugänglichist, wenn dies
auch gewiß kein Idealfall ist.
     ÜbereineReihevon Instrumenten,vor allemaberdurchdiepartielleAusnutzung der
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Chancen,die in der FluktuationdesLehrkörpers, einsetzendetwamit demJahr 1990,
lagenundliegen,gelanges, dieForschungsaktivitäten derHochschulein denletztenJah-
ren umfassendzu fördern.Der erreichteZwischenstandist (quantitativ)in der Spitzen-
gruppeder Fachhochschulen anzusiedelnund machtsich u. a. an folgendenKriterien
fest:
– eingeworbene Drittmittel,
– Veröffentlichungen von Hochschullehrern,
– Vortragstätigkeit von Hochschullehrern,
– Ausrichtung von wissenschaftlichenTagungen in oderin wesentlicherZusammenar-

beit mit der Hochschule Bremen,
– Einrichtungvon Instituten(z. Zt. 19 Institutemit regelmäßigemDrittmittelaufkom-

men),
– Betreuungvon Doktoranden(Arbeitsplatzin derHochschule, Erstreferenteineraus-

wärtigenUniversität,Korreferent derDoktorarbeitundBetreuerdesForschungsvor-
habens sind Hochschullehrer der Hochschule Bremen),

– EinrichtungvonMaster-Studiengängen (z. Zt. einStudiengang, fünf weiterePlanungs-
verfahren sind abgeschlossen).

3  Kursorische Auswertung der Entwicklungserfahrungen

Die Ausgangspunkte dieser Dynamik sind leicht auszumachen:
– ein großer Modellversuch (IIAWS / BIMI’)  zwischen 1987 und 1993,
– eine vollständige Anfinanzierung eines neuen Studiengangs 1989

(»Management im Handel«),
– das HSP I-Programm.
EinewesentlicheRahmenbedingungwar klar: NeueStudiengängemußtenausdemBe-
standherausfinanziertwerden,d. h. durchUmverteilungvonRessourceninnerhalbeines
und zwischen mehreren Fachbereichen.
     DieHaushaltsbedingungenwarengeradein denentscheidendenAusgangsjahren ty-
pischbundesdeutsche:praktischkeinerleiVollzugskompetenzen in derHochschule, aber
seit 1994 ein bremisches »Globalhaushaltsmodell«.
     DenPlanungsauftaktbildeteein Hochschulentwicklungsplan(»HEP1988«).Dieser
umfaßteindessenletzlich (ausheutigerSicht)ehermarginaleVerschiebungen. Jeinten-
siver sich das»BremerProfil« herausbildete(Internationalisierungund Forschung), je
einschneidenderdie Veränderungen waren, destoweniger Makro-Planungenwurden
demAkademischenSenatzurEntscheidungvorgelegt.Die UmgestaltungderHochschu-
le erwiessichdaheralsein Planungsvorgang, deralsAddition von Einzelprojekten,je-
weils unterBeachtungderGremienbefugnisse, anMomentumgewann.Da alle Fachbe-
reichein diese»Planunglight«-Verfahren vielfältig mit einbezogenwarenund jeweils
sehrumfänglichprozeßbegleitendberichtetwordenwar, gelangdiesesVerfahren über
die Jahre hinweg immer wieder.
     Es wies unbestreitbare Vorteile auf:
– pragmatisches Vorgehen je nach Verfahrensstand,
– Konsensbildung primärmit denjenigen,die die Planungsarbeitdurchführtenunddas

Projekt im Fachbereich implementierten,
– Vermeiden unnötiger Sorgen vor einem Gesamtvolumen bevorstehender Planungen,
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– kein Gesichtsverlust, wenn einzelne Planungen nicht erfolgreich waren,
– rascheAnpassungeinzelnerPlanungenan neueChancenund Risiken (»Querein-

steiger« und »Queraussteiger«),
– informelle Konsensbildung stand im Vordergrund,
– formelleKonsensbildung (Gremien;Senator)fandnur in demMaßestatt,in demdie

Projekte auch tatsächlich abgeschlossen werden konnten.
Es wies unbestreitbare Nachteile auf:
– Transparent war die Gesamtveränderungnur für denjenigen,der sich – auswelchen

Gründenauchimmer– in besonderemMaßefür dasGesamtprojektinteressierte, also
aus der Addition von Einzelprojekten für sich die zu bewertende Summe zog.

– Es fehlte an Verbindlichkeit zur Implementierungin denFachbereichen (allerdings
bestandaucherstseit einigenJahren die Möglichkeit, dasRektoratmateriellzu ver-
pflichten).

– Der Wandel derHochschuletraf auf »Verlierer« (Abgabevon Stellen)und»Gewin-
ner« (Zuerwerbvon Stellen):Verluste schaffenVerdruß, Gewinneschaffenselten
Verbündete über das konkrete Geschäft hinaus.

– Veränderte Gremienkonntendie Hochschuleimmer wieder »neu entdecken«,um
dann festzustellen, daß wesentliche Vorentscheidungen bereits getroffen waren.

– Die dargestelltentiefgreifendenVeränderungen fandenunter weitestgehendemRe-
spektvor denvorgefundenen(Fachbereichs-)Strukturen statt;obdieseüberhauptnoch
funktionalwaren,wurdenicht weiter thematisiert(ohnehinsindsiebis heutegesetz-
lich fixiert).

– Die Veränderungen wirkten insgesamtsehr»rektoral«,schondeshalb, weil ausdem
Rektoratauchdie meistenstrukturellenundinhaltlichenAnregungengekommenwa-
ren,obwohlvom Rektorataussehrzielgerichtetdaraufgeachtetwurde, sichabdem
Zeitpunktzurückzuziehen,in demeinefunktionsfähigeArbeitsgruppein einemFach-
bereichkonstituiertwar. Ein »rektorales«Schwergewichtfolgteaberauchdaraus, daß
angesichtsdes Gesamtvolumensder Veränderungen nur das Rektorat (unter Ein-
schluß der Planungsabteilung) die erforderliche Gesamtübersicht hatte.

– Die Ausdehnung der Auslandsbeziehungen weit überEuropahinausmachtezuneh-
mendeMittelzuweisungenerforderlich;damiteinhergehteinzunehmendesBedürfnis
nach gleichförmiger Mittelzuweisung.

Dieseund weitereErkenntnisse, die »Entdeckung«von Zielvereinbarungenals brauch-
baremUmsteuerungsinstrumentund die Wandlung des Haushalteszu einem Global-
haushaltbesondererArt, ließenim RektoratdieBereitschaftwachsen,dasInstrumentder
Zielvereinbarungzu erproben,esmit Hilfe einesgemeinsamenProjektesvon CHE und
HochschuleBremen(»Kommunikation, IdentifikationundStrategiebildung«–»KIS-Pro-
jekt«) in der HochschuleanhandausgewählterVorhaben zu verallgemeinernund dann
zum Regelfall der Umsteuerung zu machen.
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4  Konkrete Erfahrungen mit Zielvereinbarungen

4.1 Rückführung des Stellenbestandes und
Umstrukturierung im Fachbereich Architektur (1997)

DerFachbereich Architektur(FB A) war im HEP1988auf elf StellenWP dimensioniert
worden.Die tatsächlicheStellenausstattungbetrugAnfang199715besetzteStellen,von
denenim RahmenderAltersfluktuationbis zum31.1.2002insgesamtachtStellendurch
Pensionierungfrei wurden.Die StelleninhabervertratenzwarunterschiedlicheGebiete,
jedoch in besonderem Maße konstruktive Fächer.
     Die Differenz zwischenSoll- und Ist-Ausstattung erklärtesich ausder Versetzung
von vier ProfessorenausderHochschulefür Künste(BeendigungdesArchitekturstudi-
ums)bzw. auseinerBaubehörde. Der Studiengangist sehrgut nachgefragt.Die abzu-
schmelzendenStellensind demFinanzvolumennachbereitsfür Studiengängeanderer
Fachbereiche verplant.Der Fachbereich hattedie Altersfluktuationdurcheineumfang-
reichePlanunggut vorbereitet,die u. a. die Einrichtungeines»InternationalenStudien-
gangsArchitektur«(ISA) und einesMasterProgrammsvorsah,fernereinesTeilzeitstu-
diengangs, in der(mit demRektoratnicht abgesprochenen)Erwartung, daßdadurchdas
Stellen-Gesamtvolumen gehalten werden könne.
     DasRektoratlegtedemFachbereich die anliegende»Vereinbarung« zur Unterzeich-
nung vor. Die Vereinbarung bezog(die im einzelnennoch nicht entscheidungsreife)
Neueinrichtungder beidenneuenVarianten (international;Teilzeit) nicht mit ein, son-
dernbeschränktesichauf den(ausderSichtdesFachbereichs wenigpositiven)»geord-
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neten«Abschmelzungsprozeß.DereinzigeVorteil für denFachbereich solltedaringese-
henwerden,daßohneRücksichtauf die prekäreGesamt-HaushaltslageStellenfreigaben
erfolgen sollten.
     Nachdemdie Fachbereichsleitung in den Verhandlungen mit dem Rektorateinver-
standenschien,kam es schließlichdoch nicht zur Unterzeichnungder Vereinbarung.
Stattdessenerfolgteeinegroßangelegte, medienwirksameAktion gegendie vom Rekto-
rat zu verantwortende »Ausblutung« des Studiengangs usf.
     Nachdemsichdie Wogen wiedergeglättethatten,erfolgtendie im Entwurf angekün-
digtenStellenfreigaben(alsovonbisherzweiStellen).Die Berufungsverfahrensindnoch
anhängig.

Fazit:
– Allein die Tatsache, daßeineVereinbarung (gemeinsam)erarbeitetwird, ist ein im-

menser Gewinn an Klarheit über die beiderseitigen Positionen.
– Es fällt demRektorat,dasdemuniversellenInteressenausgleichundderErneuerung

verpflichtet ist, leichter, die GrenzendesMachbarenzu sehenund die Argumenta-
tionszwänge der Partikularinteressen verpflichteten Gegenseite zu verstehen.

– Verstehen heißtabernicht,diesenPartikularinteressenzufolgen;aufdiedarausresul-
tierendenFriktionen,die kaumvermeidbarsind,müssenbeideSeitensich vorberei-
ten.

– ZielvereinbarungenalsVerhandlungsziel setzenaufRationalität.Dereineoderandere
Hochschulangehörige, bishin in verwortlicheFachbereichsleitungen hinein,magaber
noch früherenVerfahren vertrauen(Aktionen, Mediendruckusf.); dahersollte das
Verhandlungsergebnissosorgfältiggestaltetsein,daß»Nachbesserungen«überderar-
tige Formen von der Sache her nicht nötig sind.

– Auch wenn eine Vereinbarung nicht zustandekommt,so kann doch das Verhand-
lungsergebniseinfachalseinseitigeBindungdesRektoratsdie Grundlagefür künfti-
gesHandelnwerden.Zur Überraschungvieler Beteiligterhabenalle Fachbereichsan-
gehörigenbemerkenswerterweisedas Gesamtergebnisauch ohne Unterschrift der
Fachbereichsleitung zur Grundlage der Berufungspolitik gemacht.

– Vereinbarungsentwürfe»bringendieSacheaufdenPunkt«:SiezwingenzueinerEnt-
scheidung, wobeidas»Nein«auchalseinesolchedienenkann.Allein dadurchkönnen
lähmende und Aggressionen fördernde Dauerdiskussionen abgeschlossen werden.

– Die Hochschulleitungundeinebreite(wennauchschweigende)Mehrheitim betrof-
fenen Fachbereich werten daher den Vereinbarungsentwurf als gute »Lösung«.

4.2 Die Implementierung des neuen »Internationalen Studiengangs Technische
und Angewandte Biologie« (ISTAB) im Fachbereich Bauingenieurwesen

Der Fachbereich Bauingenieurwesen(FB B) hattezumWS 1993 / 94 den»Internationa-
len StudiengangUmwelttechnik«(ISU) eingerichtet.Von vornhereinwar eine Ergän-
zungdurcheinenbiotechnologischenStudiengangvorgesehen.Die dafür notwendigen
Planungenwurdenabgeschlossen,nachdemder dafür erforderlicheEckprofessor(für
ISU) seine Tätigkeit aufgenommen hatte.
     EineExpertengruppehattedamalsdie Einrichtungvon »ISTAB« zum WS 1998 / 99
empfohlen.
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     Zwischenzeitlichwar dasISU-Konzept stärkermit demStudiengangBauingenieur-
wesenverzahntworden;umgekehrthattesichdie Expertengruppevon einerallzu engen
Einbindung in die beiden vorhandenen Studiengänge im FB B gelöst.
     DieshatteErörterungenim FB B ausgelöst,ob die Zukunft desFB B stärkerim Be-
reich »Bauenim weitestenSinne«(unter Einschlußvon ISU) liegensolle (»Fachkon-
zept«),oderob der FB B sich nicht eherals eineorganisatorischeHeimstattfür unter-
schiedliche Studiengänge (»Umbrella-Konzept«) verstehen solle.
     DasRektorathattedeshalbin Verhandlungen mit der Fachbereichsleitung den im
Anhang dokumentierten Vereinbarungsentwurf ausgearbeitet.
     DieNotwendigkeit,sichhierzuverbindlichzu erklären,lösteim FB B eineintensive
Debatteüber die Fachbereichsphilosophie und -strategieaus: Im Ergebniswurde der
Aufbau naturwissenschaftlicherKonzepte nicht als sinnvolle Betätigungdes Fachbe-
reichsgewertet;das»Fachkonzept« setztesich durch. Die Vereinbarung wurde nicht
unterschrieben.
     Ein andererFachbereich (Schiffbauund Meerestechnik)konntefür das»Umbrella-
Konzept« begeistertwerden;dieserFachbereich sieht seineZukunft als Heimstattfür
ingenieurwissenschaftlicheundangewandt-naturwissenschaftlicheKonzepte. DasRekto-
rat erarbeitetz. Zt. einenVereinbarungsentwurf für die Implementierungvon ISTAB in
einemFachbereich »MaritimeTechnologie undAngewandteNaturwissenschaften«(Ar-
beitstitel); in einemdreiseitigenVertrag zwischenRektorat,FB B und FB »MT / AN«
soll die Implementierungvon ISTAB unterfairer MitnutzungderKapazitätendesFB B
(ProfessurChemie;ProfessurBiologie; Labor für Chemie)geregeltwerden.Umgekehrt
wird der FB B seinePlanungenfür einevollkommenneue, aberinhaltlich »bauseitig«
ausgerichtete Struktur des FB B 1998 abschließen.
     ZeitwurdedurchdieseEntwicklungnicht verloren,weil vor derErstimmatrikulation
von Studierendenohnehin Investitionenund Stellenbesetzungenabgeschlossenbzw.
eingeleitet werden mußten.

Fazit:
– Für die Ebenen»Klarheit«,»einseitigeBindung«,»Auf-den-Punkt-Bringen« gelten

die Bemerkungen zu Fallstudie 4.1 (Anm. 1, 5 und 6).
– Die Zuspitzungder Entscheidungssituationbewegteeinenbereitserkennbaren,aber

nicht rechtgreifbarenund vom Ergebnisher schwerauszurechnendenDiskussions-
prozeßnachvorne(FB B). Zugleichwar er Anstoßfür einestrategischeNeubestim-
mung desFB SuM (jetzt MT / AN); die Ablehnung einesfertigen Konzepts durch
einen Fachbereich eröffnete einem anderen eine neue strategische Chance.

– Auch hier zeigtesichwiederum,daßnicht sosehrdie Unterschriftenmaßgeblichwa-
ren,sonderndiedurchdramaturgischeZuspitzungausgelöstenProzesseplanerischen,
zeitlimitiertenDenkensund Handelns. Vereinbarungen habenoffensichtlicheinezu
EntscheidungenhinführendebündelndeFunktion,auchwennsienicht abgeschlossen
werden.

– Der konsensualeProzeßdesVerhandelns unterAchtungdergesetzlichvorgesehenen
Kompetenz der Fachbereiche im Hinblick auf die Studiengangseinrichtungstiftete
darüberhinausFriedenundschufsodie Basisfür einebevorstehendeVerständigung
für Einrichtung und Betrieb eines neuen Studiengangs.

– Auch hier wird das Ergebnis allseitig als gute »Lösung« gewertet.
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4.3  Das KIS-Projekt (Kampagne 2): Hochschule Bremen / CHE

Seit Herbst1997beschäftigtsich dasKIS-Projekt(HochschuleBremen / CHE) u. a. mit
der Erprobungvon Zielvereinbarungenals Instrumentvon Kommunikation, Identifika-
tion und Strategiebildung(hier: Verwirklichung). DasKIS-Projekt ist in fünf Kampag-
nengegliedert;die Kampagne2 (Leitung: CHE / Konrektor 2) bearbeitetZielvereinba-
rungen.
     DasRektorathattesichbei derKonzeption von KIS vorgestellt,daßzunächstausge-
suchte, unterschiedlicheAufgabenfelder derFortentwicklung derHochschuledurchpa-
radigmatischeZielvereinbarungenerschlossenund gefördertwerdensollten; in einem
weiteren Schritt sollte über die Verallgemeinerung diesesInstrumentesnachgedacht
werden. Im einzelnen ging es um folgende Vorhaben:
– Der Fachbereich »Allgemein-wissenschaftlicheGrundlagenfächer«(FB AWG) hatte

sich bis zum WS 1997 / 98 auf Service-Aufgaben für Technische Fachbereiche (So-
zialwissenschaften, Sprachen) beschränkt.
NachEinrichtungdes»InternationalenStudiengangsFachjournalistik« (ISJ)zumWS
1997 / 98plantderFB AWG weiteresozialwissenschaftlicheStudiengänge. EineZiel-
vereinbarung sollte diesen Wandlungsprozeß unterstützen, absichern und festigen.

– DerFachbereich »Nautik«(FB N) hatteseitdemWS1994 / 95eineUmstrukturierung
zu einem»Fachbereich Wirtschaft II« in die Tat umgesetzt.Seit demWS 1998 / 99
werdeninsgesamtbereitssechsinternationalewirtschaftswissenschaftlicheStudien-
gängein diesemverändertenKontext angeboten(im FB Wirtschaft »I« fünf wirt-
schaftswissenschaftlicheStudiengänge).DerFachbereich N hatsich1997denNamen
»NautikundInternationaleWirtschaft« gegeben.EineZielvereinbarungsolltediesen
komplexen Prozeßabsichernunddie Verbindungslinien zwischendentradiertenAn-
gebotenunddenneuenAngebotenneudefinierenundzugleichdienotwendigeSyner-
gie zwischen den einzelnen Projekten herstellen.

– DerFachbereich »Maschinenbau«(FB M) hatdieProfessorenfluktuationzumAufbau
von anerkanntenForschungsinstituten mit erheblichenDrittmittelchancengenutzt.
DieservorteilhafteProzeßsollte durcheineZielvereinbarungabgesichertund dyna-
misiert werden.

– Außerhalb derRektoratsplanungenpositioniertesichnebendieserTrias nochderFB
B als weiterer Interessent an Zielvereinbarungen (vgl. oben Fallstudie 4.2).

Die Arbeit innerhalbdieserKampagnenahmallerdingseinevon den Initiatorennicht
erwarteteinteressanteWendung: Ausgangspunkt war die berechtigteAnnahme, daß
Zielvereinbarungenin einemgewissenSinneden»Keim derZwietracht«in sichtragen,
solangebegrenzteRessourcennur einmalausgegebenwerdenkönnen.»Was demeinen
gegebenwird, wird dem anderengenommen«,wurde geraunt.So entstandnebender
Kampagne2 eineneueDiskussionsgruppealler Fachbereichssprecher (ohneRektorats-
beteiligung),die sich übereineNeustrukturierungder Fachbereiche Gedankenmachte:
JewenigerFachbereiche, umsoeherkönnenVerteilungskonflikte nicht »zwischenRek-
toratundFachbereich«, sondern»innerhalbvon Fachbereichen« gelöstwerden,daswar
die nicht offen ausgesprochene gemeinsame Lösung.
     Im Augenblick scheintesso, alsseidieserim AnsatzsehrbeachtenswerteGedanke,
auchvor dem Hintergrundder klaren NeustrukturierungsverfahrendesBremHG, eher
ins Stocken geraten.
     Zu diskutierten Entwürfen von Zielvereinbarungen kam es bisher nicht.
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Fazit:
– Die HochschuleBremenbegreiftzunehmenddie potentielleBedeutungvon Zielver-

einbarungen.
– DabeiwurdeeineDiskussionüberdie organisatorischenGrundlagenderHochschule

eingeleitet, die zu gegebener Zeit Früchte tragen wird.
– Die herausragendeBedeutungvon Zielvereinbarungenim Spannungs-und Gestal-

tungsfeld Rektorat-Fachbereiche wurde erkannt und thematisiert.
– Die Absicht des Rektorats, die zur EntscheidunganstehendenZielvereinbarungen

nacheinergewissenAtempausedenbetroffenenFachbereichen dennochvorzulegen,
wird von allen Sprechern im Ergebnis akzeptiert.

– In diesemSinnhatdieKampagne2 desKIS-ProjektesdiestrategischenParameterder
Hochschule vorangebracht.

4.4  Geplante Zielvereinbarungen

Derzeitwerdenim DialogzwischenHochschulleitungundFachbereichen folgendeZiel-
vereinbarungen vorbereitet:
– Eine ZielvereinbarungzwischenRektorat,FB B undFB »MT / AN« (vgl. obenFall-

studie4.2) soll die Implementierungdes»InternationalenStudiengangsTechnische
und Angewandte Biologie« absichern.

– EineZielvereinbarungzwischenRektoratundFB AWG (vgl. obenFallstudie4.3)soll
die Planungund Einrichtung eines »InternationalenStudiengangsPolitikmanage-
ment« (Arbeitstitel) absichern.

– EineZielvereinbarungzwischenRektoratundFachbereich Sozialwesensoll die Um-
strukturierungdesdort angesiedelten(nichtinternationalen)Studiengangs»Sozialar-
beit / Sozialpädagogik«hin zu einer Mindestgrößeentsprechendden Empfehlungen
einer auswärtigenGutachtergruppebegleiten.Hierbei geht es um ein ausder Sicht
ältererFachbereichsangehöriger dramatischesund letztlich nicht zu akzeptierendes
Maßnahmebündel:War in den heuteso genannten»gutenZeiten«ohnegroßePla-
nungeneineZielzahl von 40 Professorenfür einenStudiengangvorgesehen,so soll
dieserheutemit 10 – 12Stellenauskommen;zugleichsindzweiweitereStudiengänge
(»InternationalerStudiengangFreizeitwissenschaften«(InternationalStudiesLeisure
Sciencesab WS 1998 / 99); »InternationalerStudiengangPflegeleitung«ab WS
1994 / 95) im Fachbereich bereitseingerichtet;ein »InternationalerStudiengangAn-
gewandte Psychologie« soll zum WS 2000 / 2001 folgen.

– DasPlanungsverfahrenfür denebenangesprochenenStudiengangISAP(Arbeitstitel)
soll ebenfalls durch eine Zielvereinbarung gestaltet werden.

– Weitere »kleinere«Zielvereinbarungen(StändigeArbeitsstelleIndien; StändigeAr-
beitsstelleBenelux; StändigeArbeitsstelleNAFTA) sind bilateraleAbmachungen
zwischen Rektorat und einzelnen Professoren.
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5  Bewertung und Ausblick

DasRektoratbewertetdie bisherigenVerfahren ausgesprochenpositiv. Dasmagüberra-
schen,wennmanberücksichtigt,daß– genaugenommen– nochkeineeinzigeZielver-
einbarung über die Jahre »durchgehalten« hat.
     Dieszeigt, daßnicht nur dasErgebniszählt, sondernvor allem auchdasVerfahren
hohenGewinnbringt: anTransparenz, anEntscheidungszwang, anstrategischerAusein-
andersetzung.
     Die Erfahrungender HochschuleBremenzeigenauch,daßein fair ausgehandelter
Weg selbstdannbeschrittenwerdenkann,wennein betroffener, als Partneravisierter,
Fachbereich die formaleVerantwortung dafür– warumauchimmer– nicht übernehmen
will.
     Zahlreiche Fragen bleiben offen:
– Wie wirkt sich eine Zunahmevon Zielvereinbarungenauf spätereVereinbarungen

aus, für die, möglicherweiseausGründen,die nicht vorhersehbarwaren,keineoder
nur noch wesentlich engere Spielräume bestehen?

– Wie leistungsfähigist ein Rektorat?Nach dem bisher in BremengeltendenHoch-
schulrechthandeltdasRektoratin denFallstudien 4.1und4.2außerhalbseinerKom-
petenzen.

– Wie konfliktbelastbar ist eine Fachbereichsleitung?
– Unterstelltman,daßdaskünftigeBremHGdenGlobalhaushaltendlichdurchformale

Kompetenzen desRektoratesunterfütternwird, bleibt immernochdieFragenachder
Handhabungdes EinvernehmenszwischenHochschuleund Senator, etwa für die
Freigabe von Professorenstellen.

Wie auchimmer:DasInstrumentderZielvereinbarungscheintdemRektoratwesentlich
leistungsfähiger zu sein als die bisherigen Verfahren, nämlich:
– Gremienbeschlüsse,
– Antrag und »hoheitliche« Entscheidung,
– gleichgerichtetes, formloses Verhalten.
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Vereinbarung zwischen dem Fachbereich Sozialwesen
und dem Rektorat der Hochschule Bremen

Präambel

Die mit derEinrichtungderInternationalenStudiengängePflegeleitungundAngewandte
Freizeitwissenschaftsowie der laufendenBemühungenum die Reformierungdes
grundständigenStudiengangsSozialpädagogik/SozialarbeitbegonneneNeustrukturie-
rung desFachbereichs Sozialwesensoll mit der EinrichtungeinesInternationalenStu-
diengangs für angewandte Psychologie fortgeführt werden.

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung

Gegendstandder Vereinbarung ist die EinrichtungeinesInternationalenStudiengangs
für angewandtePsychologie(ISAP).Die Parteienbeziehenin ihrenVereinbarungen den
Umstandein,daßderSenatorfür Bildung, Wissenschaft, Kunst undSportüberdie Ein-
richtungdesStudiengangsentscheidet.SämtlichenachfolgendenVereinbarungen stehen
unter dem Vorbehalt, daß die diesbezüglicherforderlichenEntscheidungengetroffen
werden.

§ 2 Pflichten des Fachbereichs

1. Der Fachbereich Sozialwesenhat nach der Beschlußfassungdes Fachbereichsrats
überdie EinrichtungdesStudiengangs»InternationalerStudiengangfür angewandte
Psychologie«(SitzungNr. 2/SS96/23.April 1996)diePlanungbereitseingeleitet.Das
Planungsverfahren bezieht folgende Personen und Einrichtungen mit ein:
...
...

2. Der Fachbereich wird denStudiengangnachMaßgabederEinrichtungsentscheidung
des Senators für Bildung, Wissenschaft, Kunst und Sport betreiben.

3. Die zur EinrichtungerforderlichenVerfahrensschritte werdenzu denfolgendenTer-
minen erfüllt:
a) Der um dasvollständigeStudiengangskonzepterweiterteEinrichtungsantragwird

demFachbereichsrat unverzüglichnachder beiderseitigenUnterzeichnungdieser
Vereinbarung, spätestens bis zum ... 1999 zur Beschlußfassung vorgelegt.

b) Die ErarbeitungeinerDiplomprüfungsordnungundeinerStudienordnungerfolgtin
Zusammenarbeitmit derRechtsstelleundDezernat3 binnen3 Monatennachder
positiven Beschlußfassungdes Fachbereichsrates über den erweitertenEinrich-
tungsantrag.

c) Die personelleAusstattung desStudiengangserfolgt nachMaßgabedeszeitlich
differenziertenAusstattungskonzeptes gemäßAnlage 1 zu dieserVereinbarung.
Die Einleitung der Berufungsverfahrenerfolgt unverzüglichnach Freigabeder
Stellen.In jedemBerufungsverfahrenwerdenzwei externe Vertreter (jeweils ein
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Mitglied einer Universität und einer Fachhochschule) als Mitglieder der Beru-
fungskommission in der Gruppe der Professoren tätig.

d) Die UmsetzungdessichausAnlagen2 und3 zu dieserVereinbarung ergebenden
Konzepts zur räumlichenundsächlichenAusstattung desStudiengangswird vom
Fachbereich Sozialwesen nach Maßgabe der Einrichtungsverfügung realisiert.

e) Der Studienbetriebsoll vorbehaltlichübergeordneterEntscheidungenzu Beginn
des Wintersemesters 2000/2001 aufgenommen werden.

f) Die Auslandsstudienplätze müssenbis zum regelrechtenAbschlußdesGrundstu-
diums des ersten Studienjahrgangs gesichert sein.

4. Der Fachbereich benenntalsverantwortlichePersonfür dasProjektHerrnProf. Rit-
ters.

5. Der Fachbereich verpflichtetsich,alle Möglichkeitenzur SicherungderQualitätdes
StudiengangsdurchEvaluierungsowiedurchKonstituierung eineswissenschaftlichen
Beiratsauszuschöpfen.DemwissenschaftlichenBeiratsollennebenProfessorenvon
UniversitätenundFachhochschulen Vertreter von Behörden,öffentlichenVerbänden
und Forschungsanstalten angehören.

6. Zusätzlichist ein Berufspraxis-Beirat einzusetzen,der den InternationalenStudien-
gangfür angewandtePsychologiedurchaktuelleBeratungüberdie Entwicklungdes
zukünftigenBerufsfeldesin den Standsetzt, in einem Prozeßder zielgerichteten
Kommunikation den jeweils erreichten Stand zu überdenken und ggf. anzupassen.

§ 3 Pflichten des Rektorats

1. DasRektoratstellt die vom Fachbereich bei Planungund RealisierungdesStudien-
gangsbenötigteUnterstützungdurch die zuständigenReferateund Dezernateder
Verwaltung termingerecht sicher.

2. DasRektoratstellt demFachbereich für die ErarbeitungdesStudiengangskonzeptes
und zur ErstellungdesEinrichtungsantragsPersonalmittelim Umfang einer auf ...
MonatebefristetenStelleeineswissenschaftlichenMitarbeitersVergütungsgruppe ...
BAT zurVerfügung. Die BesetzungderStelleerfolgt im BenehmenderVertragspart-
ner.

3. DasRektoratstellt zur RealisierungderAufgaben nach§ 3 Abs. 2 g Planungsmittel
im Umfangvon bis zu ... DM zur Verfügung. Die Mittel werdennur zur Verfügung
gestellt,soweit nicht vom Fachbereich in Zusammenarbeitmit dem Akademischen
Auslandsamt vorrangigDrittmittel (DAAD, Socratesetc.) eingeworbenwerdenkön-
nen.

4. SeitensdesRektoratswerdendieausdemPersonalkonzeptgemäßAnlage1 ersichtli-
chen Lehrpersonalstellen in dem ausgewiesenen Zeitplan zur Verfügung gestellt.
Die Freigabeist davonabhängig, daßdie Spezifikationder jeweiligenStellean den
ErfordernissendesPflichtlehrangebotesorientiertundplausibelgemachtsowiein den
RahmeneinesGesamtkonzeptszur synergetischenNutzungder Lehrkapazitätenin
denStudiengängendesFachbereichsgestelltwird. Die realeEntwicklungnachjewei-
ligem Dienstantrittist für spätereFreigabenzu berücksichtigen.Die diesbezüglichen
BefugnissedesSenatorsfür Bildung, Wissenschaft, Kunst undSportsinddenPartei-
en bekannt.

5. DasRektoratlegtdemFachbereich aufGrundlagedesRaumausstattungsplansgemäß
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Anlage 2 ein realistischesRaumkonzeptfür den Zeitraumvon 4 Jahren nachAuf-
nahmedesStudienbeginnsvor, wobei auchRessourcenandererFachbereiche nach
Maßgabe entsprechender Vereinbarungen einbezogen werden können.

§ 4 Besondere Regelungen

1. Der Fachbereichsrat und dasRektoratberichteneinanderregelmäßigüber den er-
reichten Fortschritt ihrer Aufgaben.

Bremen, den ... Bremen, den ...

Hochschule Bremen Hochschule Bremen
– Der Rektor – Fachbereich Sozialwesen
 – Der Fachbereichssprecher –
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Anlage 1
Personelle Ausstattung des Studiengangs

Für den Beginn desStudienbetriebeswerdenfolgendeLehrpersonalstellenzur Verfü-
gung gestellt:

Phase I bis zur Aufnahme des Studienbetriebes (voraussichtlich Oktober ...)

...

...

Phase II  bis zum Beginn des Wintersemesters (...)

...

...

Phase III  bis zum Beginn des Wintersemesters (...)

...

...
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Anlage 2
Räumliche Ausstattung des Studiengangs

Raum Nutzungszeitraum

... bis ...

... bis ...

... bis ...

DasRektoratstellt für denBeginndesStudienbetriebsfolgendeRäumlichkeitenzusätz-
lich zur Verfügung:

... bis ...

... bis ...

... bis ...
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Anlage 3
Sächliche Ausstattung des Studiengangs

Für denBeginndesStudienbetriebesvoraussichtlichab Wintersemester 1998/99erhält
der Fachbereich Sozialwesen folgende sächliche Ausstattung :

... bis ...

... bis ...

... bis ...

... bis ...

... bis ...

117



Vereinbarung zwischen dem Fachbereich Bauingenieurwesen
und dem Rektorat der Hochschule Bremen

Präambel

Die im RahmendesInvestitionssonderprogrammsvon der Hochschulleitungund dem
Fachbereich Bauingenieurwesenmit der EinrichtungdesInternationalenStudiengangs
für UmwelttechnikbegonneneOrientierungzueinemtechnischausgerichtetennaturwis-
senschaftlichenFächerspektrumsoll durch EinrichtungeinesStudiengangstechnische
und angewandte Biologie fortgeführt werden.

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung

GegenstandderVereinbarung ist die Einrichtungeinesnaturwissenschaftlichausgerich-
teten Studiengangsim Fachbereich Bauingenieurwesen.Die Vertragsparteien setzen
voraus, daßder Studiengangin der HauptsacheausMitteln desInvestitionssonderpro-
grammsfinanziertwerdensoll, überdie der Senatorfür Bildung, Wissenschaft, Kunst
undSportentscheidet.SämtlichenachfolgendenVereinbarungen stehenunterdemVor-
behalt, daß die diesbezüglich erforderlichen Entscheidungen getroffen werden.

§ 2 Pflichten des Fachbereichs

1. Der Fachbereich Bauingenieurwesenhat die PlanungeinesneuenStudiengangsIn-
ternationalerStudiengangtechnischeund angewandteBiologie (ISDAB) (Arbeits-
titel) abgeschlossenund wird ihn nachMaßgabeder Einrichtungsentscheidungdes
Senators für Bildung, Wissenschaft, Kunst und Sport betreiben.

2. Die zurEinrichtungerforderlichenVerfahrensschrittewerdenzu folgendenTerminen
erfüllt:
a) DerEinrichtungsantragwird demFachbereichsrat unverzüglichnachderbeidersei-

tigen Unterzeichnung dieser Vereinbarung zu Beschlußfassung vorgelegt.
b) Die ErarbeitungeinerDiplomprüfungsordnungund einerStudienordnungerfolgt

in Zusammenarbeitmit derRechtsstelleundD 3 binnen3 Monatennachderposi-
tiven Beschlußfassung des Fachbereichsrates über den Einrichtungsantrag.

c) Die personelleAusstattung desStudiengangserfolgt nachMaßgabedeszeitlich
differenziertenAusstattungskonzeptes gemäßAnlage 1 zu dieserVereinbarung.
Die Einleitung der Berufungsverfahrenerfolgt unverzüglichnach Freigabeder
Stellen.In jedemBerufungsverfahrenwerdenzwei externe Vertreter (jeweils ein
Mitglied einer Universität und einer Fachhochschule) als Mitglieder der Beru-
fungskommission in der Gruppe der Professoren tätig.

d) Die UmsetzungdessichausAnlagen2 und3 zu dieserVereinbarung ergebenden
Konzepts zur räumlichenundsächlichenAusstattung desStudiengangswird vom
Fachbereich BauingenieurwesennachMaßgabeder Einrichtungsverfügungreali-
siert.
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e) Der Studienbetriebsoll vorbehaltlichübergeordneterEntscheidungenzu Beginn
des Wintersemesters 1998/99 aufgenommen werden.

f) Die Auslandsstudienplätze müssenbis zum regelgerechtenAbschlußdesGrund-
studiums des ersten Studienjahrgangs gesichert sein.

4. Der Fachbereich benenntals verantwortlichePersonfür dasProjektHerrn Prof. Dr.
Bernd Mahro.

5. Der Fachbereich verpflichtetsich,alle Möglichkeitenzur SicherungderQualitätdes
StudiengangsdurchEvaluierungsowiedurchKonstituierung eineswissenschaftlichen
Beiratsauszuschöpfen.DemwissenschaftlichenBeiratsollennebenProfessorenvon
UniversitätenundFachhochschulen Vertreter von Behörden,öffentlichenVerbänden
und Forschungsanstalten angehören.

§ 3 Pflichten des Rektorats

1. DasRektoratstellt die vom Fachbereich bei Planungund RealisierungdesStudien-
gangsbenötigteUnterstützungdurch die zuständigenReferateund Dezernateder
Verwaltung termingerechtsicher. Die Hochschulleitungwird im Benehmenmit dem
Fachbereich die EinstellungeineswissenschaftlichenMitarbeitersmit denAufgaben
einesKursmanagers betreiben,der die organisatorischeLeitung des Studiengangs
unter der Verantwortung des Projektleiters gemäß § 2 Nr. 2 übernimmt.

2. DasRektoratstelltzurRealisierungderAufgaben nach§ 2 Nr. 1 g) Planungsmittelim
Umfangvon bis zu 30 000DM zur Verfügung. Die Mittel werdenneuzur Verfügung
gestellt,soweit nicht vom Fachbereich in Zusammenarbeitmit dem Akademischen
Auslandsamt vorrangigDrittmittel (DAAD, Socratesetc.) eingeworbenwerdenkön-
nen.

3. FürdieAusstattung derLaborewerdendemFachbereich aufderGrundlagedesLabor-
ausstattungsplansund nachMaßgabederAnlage3 zu dieserVereinbarung Investiv-
mittel zurVerfügung gestellt.DasRektoratist bereit,gegebenenfallsdie Möglichkei-
ten einer finanziellenUnterstützungfür eineetwaigeZusammenarbeitmit externen
Laboren in privater oder öffentlicher Hand zu prüfen.

4. SeitensdesRektoratswerdendieausdemPersonalkonzeptgemäßAnlage1 ersichtli-
chen Lehrpersonalstellen in dem ausgewiesenen Zeitplan zur Verfügung gestellt:
Die Freigabeist davonabhängig, daßdie Spezifikationder jeweiligenStellean den
ErfordernissendesPflichtlehrangebotesorientiert und plausibelgemachtwird. Die
realeEntwicklungnachjeweiligemDienstantrittist für spätereFreigabenzu berück-
sichtigen.Die diesbezüglichenBefugnissedesSenatorsfür Bildung, Wissenschaft,
Kunst und Sport sind den Parteien bekannt.

5. DasRektoratlegtdemFachbereich aufGrundlagedesRaumausstattungsplansgemäß
Anlage 2 ein realistischesRaumkonzeptfür den Zeitraumvon 4 Jahren nachAuf-
nahmedesStudienbeginnsvor, wobei auchRessourcenandererFachbereiche nach
Maßgabe entsprechender Vereinbarungen einbezogen werden können.
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§ 4 Besondere Regelungen

DerFachbereichsrat unddasRektoratberichteneinanderregelmäßigüberdenerreichten
Fortschritt ihrer Aufgaben.

Bremen, den ... Bremen, den ...

Hochschule Bremen Hochschule Bremen
– Der Rektor – Fachbereich Bauingenieurwesen
 – Der Fachbereichssprecher –
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Anlage 1
Personelle Ausstattung des Studiengangs

Für den Beginn desStudienbetriebeswerdenfolgendeLehrpersonalstellenzur Verfü-
gung gestellt:

Phase I bis zur Aufnahme des Studienbetriebes (voraussichtlich Oktober 1998)

...

...

Phase II  bis zum Beginn des Wintersemesters 1999/2000

...

...

Phase III  bis zum Beginn des Wintersemesters 2000/2001

...

...

Phase IV bis zum Beginn des Wintersemesters 2002/2003

...

...
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Anlage 2
Räumliche Ausstattung des Studiengangs

Für denBeginndesStudienbetriebesstellt derFachbereich Bauingenieurwesenvoraus-
sichtlichabWintersemester 1998/99folgendeRäumlichkeitenzur Nutzungfür denStu-
diengang ISTAB zu Verfügung:

Raum Nutzungszeitraum

... bis ...

... bis ...

... bis ...

DasRektoratstellt für denBeginndesStudienbetriebsfolgendeRäumlichkeitenzusätz-
lich zur Verfügung:

... bis ...

... bis ...

... bis ...
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Anlage 3
Sächliche Ausstattung des Studiengangs

Für denBeginndesStudienbetriebesvoraussichtlichab Wintersemester 1998/99erhält
der Fachbereich Bauingenieurwesen folgende sächliche Ausstattung:

Apparative Ausstattung Termine

... bis ...

... bis ...

... bis ...

... bis (Wintersemester 1998/99) (40 %)

... bis ...

... bis ...

... bis ...

... bis (Wintersemester 1999/2000) (60 %)

... bis ...

... bis ...

... bis ...

... bis (Wintersemester 2000/2001) (80 %)

... bis ...

... bis ...

... bis ...

... bis (Wintersemester 2002/2003) (100 %)
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Vereinbarung über die Ausstattung
des Fachbereichs Architektur mit Lehrpersonalstellen
zwischen dem Rektor der Hochschule Bremen und
dem Fachbereichssprecher des Fachbereichs
Architektur der Hochschule Bremen

1. EntsprechenddenVorgaben der Hochschulentwicklungsplanungist hinsichtlichder
personellenAusstattung desFachbereichs Architektur eine Zielzahl von 11 Stellen
wissenschaftlichesPersonalfestgelegt.Von denam30.4.1997besetzten15 Lehrper-
sonalstellendesFachbereichs sind mit Wirkung vom 1.5.1997bzw. vom 30.6.1997
durchvorzeitigenRuhestandvonHerrnProf. SebastianundHerrnProf. Heckrottzwei
Stellenweggefallen.DurchErreichenderRegelaltersgrenzewerdenin denkommen-
den Jahren bis zum Jahr 2002 folgende Stellen vakant:

Gruppe 1
(Prof. Sebastian 30.4.1997)
(Prof. Heckrott 30.6.1997)

Gruppe 2
Prof. Pasel 31.7.1998
Prof. Bartram 31.1.1999

Gruppe 3
Prof. Emmrich 31.1.1999
Prof. Kruppa 31.7.1999

Gruppe 4
Prof. Kiel 31.7.2001
Prof. v. Gavel 31.1.2002

2. ZwischendemRektorunddemFachbereichssprecher wird vereinbart,daßalsErsatz
für jede der vorgenanntenGruppenje eine Professorenstellezur Wiederbesetzung
seitensdesRektoratszur Verfügung gestelltwird, und zwar 1997,1998,1999und
2000 je eine Stelle.

3. Die Freigabeist davonabhängig, daßdie Spezifikationder jeweiligenStellean den
ErfordernissendesPflichtlehrangebotesorientiert und plausibelgemachtwird. Die
realeEntwicklungnachjeweiligemDienstantrittist für spätereFreigabenzu berück-
sichtigen.

4. Die Stellenfreigabefür die Gruppe1 erfolgt unverzüglichgemäßdem Antrag des
FachbereichsaufAusschreibun einerHSL-Stelle-C2für BaubetriebundBaukonstruk-
tion unter besondererBerücksichtigungenergiebewußtenund ressourcensparenden
Bauens. In die Berufungsvereinbarungist ein Passusaufzunehmen,daßim kritischen
Zeitraum,voraussichtlichbis zumJahr 2001,ganzoderüberwiegenddie technischen
Defizite abzusichernsind. Die Berufungskommissionsoll mit einemexternen Mit-
glied (z. B. von derFachhochschule MünsteroderderFachhochschule Hamburg)be-
setzt werden.
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Das Fach Technischer Ausbau soll im Wege des Lehrimportsaus einem anderen
ingenieurwissenschaftlichenFachbereich durcheinenneuzu berufendenHochschul-
lehrer bedient werden.

5. Für denFall, daßeinzelneder o. g. Professorenvor Erreichender Regelaltersgrenze
ausscheidensollten,wird die Kompensationsregelung gemäßZiffer 2 zur Sicherung
der Zielzahl gemäß Ziffer 1 entsprechend angepaßt.

6. DerFachbereich wird zweidervier StellenjeweilszurdoppeltenBesetzungvorsehen,
soweit dies rechtlich und fachbereichsorganisatorisch möglich ist.

7. Der Fachbereich kann ab Stellenfreigabedurch den Senatorfür Bildung, Wissen-
schaft,Kunst und Sport die freigegebeneStelle für Lehraufträgeoder eine Vertre-
tungsprofessur nutzen.

Bremen, den ... Bremen, den ...

(Prof. Dr. h. c. Mönch) (Prof. v. Gavel)
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Entwicklung des Fachbereiches Maschinenbau
und Verfahrenstechnik durch Zielvereinbarungen

Detlef Zühlke, Erhard Krasny

1  Einführung

Der folgendeBeitragist ein Erfahrungsbericht.Aus derSichtdesDekanseinesderbei-
denamProjektbeteiligtenFachbereiche werdenErkenntnissezur Entwicklungundzum
EinsatzvonZielvereinbarungenaufFachbereichsebene im RahmeneinesOrganisations-
entwicklungsprojektesvorgestellt,welchesdasMinisterium für Bildung, Wissenschaft
und Weiterbildung, Rheinland-Pfalz,die UniversitätKaiserslauternund dasCHE Cen-
trum für Hochschulentwicklung, Gütersloh, gemeinsam realisieren.
     ZielvereinbarungenalsManagementtechnikwerdenin diesemBeitragaufdiespezifi-
schenCharakteristikader Hochschulorganisationbezogen.Anforderungenan Zielver-
einbarungensowieMöglichkeitenundGrenzendesEinsatzesdiesesInstrumentswerden
dahernichtallgemeinbeschriebenundbewertet,sondernin bezugaufdiedamitgemach-
ten Erfahrungen im Hochschulbereich diskutiert.
     DerBeitraggliedertsichin drei Teile: Im erstenTeil wird die Ausgangssituation ein-
schließlichder von denProjektpartnernverfolgtenZiele beschrieben.Im zweitenTeil
wird das Managementkonzeptder Zielvereinbarungenvorgestelltund die im Projekt
vorgenommeneAnpassungdiesesKonzeptes auf die Hochschulorganisationdargestellt.
Im dritten Teil wird der bisherige Projektverlauf beschrieben und bewertet.

2  Ausgangssituation und Ziele der Projektpartner

Die HochschulleitungderUniversitätKaiserslautern,dasMinisteriumfür Bildung, Wis-
senschaftundWeiterbildung, Rheinland-PfalzunddasCHE kamenim ZugederVorbe-
reitungdesProjektesüberein,Zielvereinbarungenals Instrumentzur Herstellungeines
neuenVerhältnisses von individuellerundkorporativerAutonomie exemplarisch zu er-
proben.
     Ausschlaggebend für denmodellhaftenEinsatzvonZielvereinbarungenin Hochschu-
len waren insbesondere zwei Überlegungen:
– diesowohlvonderHochschulealsauchvom MinisteriumwahrgenommenenSchwä-

chenin derorganisatorischenAusgestaltung desVerhältnisseszwischenDekanenund
Hochschulleitung:DieseVerbindung ist in der derzeitigenHochschulstrukturwenig
ausgeprägtund bestehtlediglich im Dienstweg, der eingehaltenwerdenmuß,wenn
ein Mitglied der Hochschuleoderder Dekansich an dasMinisterium wendet.Ziel-
vereinbarungenbietensich alsoan,einebislangnur unzureichendwahrgenommene
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Koordinationsfunktion in der GestaltungdesVerhältnisses zwischenzentralerund
dezentraler Ebene in Hochschulen zu übernehmen.

– Die zweiteÜberlegungzielt aufdieEntwicklungalternativerVerfahren derEntschei-
dungsfindungauf der dezentralenEbene. Begründetwird diesvon denProjektpart-
nern mit den dysfunktionalenWirkungen der Gruppenhochschule, die häufig dazu
führen,daßEntscheidungenvorrangigGruppeninteressenwiderspiegeln.Auch ver-

1sagtin weitenBereichendie Selbstkontrolleder Gremien. DeshalbsolltenZielver-
einbarungenim RahmendesProjektesnicht in denbestehendenEntscheidungsstruk-
turen (Fachbereichsrat und von diesemeingesetztenKommissionen) erarbeitetund
auf ihre Erreichunghin überprüftwerden.Die Projektpartnerverfolgtenvielmehrdas
Ziel, einen alternativenorganisatorischenRahmender Entscheidungsvorbereitung
und -findung auf dezentraler Ebene zu entwickeln.

Der Prozeß,der räumlich, zeitlich und organisatorischaußerhalbder etabliertenEnt-
scheidungsstrukturenauf dezentralerEbeneeingeleitetwurde, sollte denFachbereichs-
angehörigendieMöglichkeiteröffnen,außerhalbdesTagesgeschäftesundunterexterner
Moderationin einernichtnachGruppenparitätenbestimmtenpersonellenZusammenset-
zungeineim ErgebnisoffeneDiskussionüberbestehendeStärkenundSchwächen,Ziele
und daraussich ergebendeHandlungsnotwendigkeitenzu führen. Von vornhereiner-
wünschtund von den Projektpartnernvorgesehenwar, daß die dabei identifizierten
Handlungsnotwendigkeitendurch den Fachbereichsrat verabschiedetwerdenund auf
dieserGrundlageZielvereinbarungenzwischendezentraler(Fachbereich) und zentraler
Ebene (Hochschulleitung) zustande kommen.
     BesonderesAugenmerk wurde von allen Beteiligtendem Umstandgewidmet,daß
erkannteHandlungsnotwendigkeitennichtdeshalbim weiterenProjektverlaufunbearbei-
tet bleiben,weil sichniemanddafürzuständigundverantwortlichfühlt. Die Übernahme
individuell zurechenbarerVerantwortung für die Umsetzungvon (Einzel-)Maßnahmen
durchFachbereichsangehörige unterschiedlicher(Status-)Gruppenist Bestandteildieses
Ansatzes. Daraufwird bei derBeschreibungdesProjektverlaufsundderBewertungder
bisher damit gemachten Erfahrungen noch näher einzugehen sein.
     Im Hinblick auf die Vorbereitung desProjektesist festzuhalten,daßHochschullei-
tung, Ministerium und CHE relativ raschÜbereinstimmungim Hinblick auf Ziele und
Vorgehensweise im RahmendesgemeinsamenProjektesherstellenkonnten.Ebensowie
sichdieUniversitätKaiserslauternfreiwillig zurMitarbeit in diesemProjektentschieden
hatte, solltenauchdiebeidenFachbereichemit denendasentwickelteKonzept exempla-
risch erprobtund umgesetztwerdensollte, innerhalbder Hochschuleauf freiwilliger
Basisgefundenwerden.Die IdentifikationpotentiellinteressierterFachbereichebedurfte
erheblicherInformations-undKommunikationsanstrengungen sowohlseitensderHoch-
schulleitung als auch des CHE.
     Schließlichkonntenzwei Fachbereiche für eine Mitarbeit gewonnenwerden:der
Fachbereich Maschinenbauund Verfahrenstechnik und der Fachbereich Architektur,
               
1 Vgl. u. a. Detlef Müller-Böling, Zur Organisationsstrukturvon Universitäten,in: Die Betriebswirtschaft5 / 1997,

S. 603 – 614,hier: S. 607; Detlef Müller-Böling, ErhardKrasny, StrategischePlanungandeutschenHochschulen,
in: DetlefMüller-Böling, LotharZechlinu. a. (Hrsg.), StrategieentwicklunganHochschulen.Konzepte– Prozesse
– Akteure, Gütersloh,1998,S. 38f.; D. Leuze, Mitwirkungsrechteder Mitglieder, in: Chr. Flämig u. a. (Hrsg.),
HandbuchdesWissenschaftsrechts, Zweite Auflage, Berlin, 1996,Bd. 1, S. 859 – 881, hier: S. 866; Hessisches
Ministerium für Wissenschaft und Kunst (Hrsg.), Autonomie und Verantwortung – Hochschulreformunter
schwierigenBedingungen.Bericht der HochschulstrukturkommissiondesLandesHessen,Frankfurt / M., 1995,
hier: S. 309 – 314.
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Raum-undUmweltplanung, Bauingenieurwesen.WesentlicheGründefür die freiwillige
BeteiligungdieserbeidenFachbereichelagenin einemfortgeschrittenenProblembewußt-
sein und einem wahrgenommenenHandlungsdruckin bezugauf innere Veränderun-
gen,die größerwarenals in denübrigenFachbereichen der Universität.Dazugehören
u. a. die drastischeAbnahmeder Studierendenzahlen,Fraktionenbildunginnerhalbdes
Fachbereiches usw. Die beidenFachbereiche wollten demnachdenVeränderungserfor-
dernissenoffensivbegegnenundnutztendie von MinisteriumundHochschulleitungan-
geboteneMöglichkeit,gemeinsammit einemexternen ProjektpartneralternativeVerfah-
ren der Strategie- und Organisationsentwicklung zu erarbeiten und zu implementieren.

3  Zielvereinbarungen im Hochschulkontext

In derBetriebswirtschaftslehrewird unterFührungdurchZielvereinbarungenein mehr-
dimensionales Führungskonzept verstanden. Die Elemente dieses Konzeptes sind:
– gemeinsame Zielvereinbarungen mit den Mitarbeitern,
– weitgehende Delegation von Entscheidungsbefugnissen an die Mitarbeiter,
– regelmäßige Rückkopplung zum Grad der Zielerreichung und
– Verknüpfung von Anreizenin Form von BelohnungenundSanktionenmit demGrad

der Zielerreichung.
Zielvereinbarungenbzw. Konzepte der ziel- und ergebnisorientiertenVerwaltungsfüh-
rungim weiterenSinnesindBestandteilevonVerwaltungsreformen, dieseitetwaAnfang
der80erJahre unterdemBegriff »NewPublicManagement«zusammengefaßtwerden.
»New Public Management« istein Ansatzzur Reorganisationder Steuerungsabläufein
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deröffentlichenVerwaltung mit demZiel einerhöherenEffizienzundEffektivität in der
2Aufgabenerfüllung. Weitere ElementedesNew Public Management,auf die hier aber

nicht näher eingegangen werden soll, sind:
– Stärkung der Marktorientierung sowie des Wettbewerbsdenkens,
– an Privatunternehmungen orientierte Managementkonzepte,
– Trennung von strategischer (Politik-) und operativer (Verwaltungs-)Verantwortung,

3– dezentrale, teilautonome Strukturen.
BisherigeErfahrungenmit denobenbeschriebenenReformansätzenin der öffentlichen
Verwaltung machendeutlich, daßes zu einer zunehmendenDifferenzierungder Ma-
nagementstrukturenin der öffentlichen Verwaltung kommt. Entsprechendden unter-
schiedlichenAnforderungenauf verschiedenenstaatlichenEbenen(Bund, Länder, Ge-
meinden)und Politikfeldern müssenjeweils spezifischeAnpassungender allgemeinen
ReformkonzeptesowohlhinsichtlichdergegebenenOrganisationsstrukturen(Ausgangs-
situation) als auch der intendierten Veränderungen vorgenommen werden.
     DieNotwendigkeitdieserAnpassungsleistungandie Spezifikader jeweiligenOrga-
nisationwird bei Reformenim Hochschulbereichbesondersdeutlich.Hochschulenwei-
sen eine Reihe organisatorischerBesonderheitenauf, die sie sowohl von staatlichen
Verwaltungen alsauchvon privatwirtschaftlichorganisierten,gewinnorientiertenOrga-

4nisationen unterscheiden. Dazu gehören u. a. folgende Merkmale:
– Hochschulenzeichnensich durch lose organisierteinterneKoordinationsstrukturen

und schwache Kontrollmechanismen aus.
– Ziele derHochschulensindmeistvagedefiniertundambivalent.Dieshatzur Folge,

daßUnsicherheitenbzw. Unklarheitensowohlbei Hochschulangehörigenselbstals
auchin bezugauf gesellschaftlicheErwartungengegenüberdenHochschulenentste-
hen und potentiell (Ziel-)Konflikte auslösen können.

– HeterogeneErwartungenan die Hochschulenwerdenverstärktdurcheinenicht ein-
deutigbestimmbareAnzahl von Anspruchsgruppender Hochschulen.Dazugehören
Studierende, Absolventen,Eltern, Arbeitgeber, Regierung, Kollegen andererHoch-
schulen, außeruniversitäre und industrielle Forschungseinrichtungen, etc.

– Es bestehenerheblicheSchwierigkeiten,die LeistungenderHochschulenzu messen
undin ProdukteoderProduktgruppenzu klassifizieren.MöglichstkonkreteProdukt-
beschreibungenin Verbindung mit der Einführungvon Kosten- und Leistungsrech-
nungenwerdenaberim Zugevon Verwaltungsreformen alsunerläßlicheReformele-
mente angesehen.

– Die Organisationskulturvon Hochschulenzeichnetsich durch die organisatorische
Einbindungeiner großenAnzahl von Experten(Professoren)mit eigenerEntschei-
dungsbefugnisaus. Die Professorenschaftist durcheinstarkesAutonomiestreben und
gespalteneLoyalitätengegenüberdemInstitut,demFachbereich, derUniversitätund
der Fachcommunity gekennzeichnet.

Eine weitereNotwendigkeitzur Anpassungvon Zielvereinbarungenbestehtin der für
               
2 Vgl. Rolf Dubs, Schule, Schulentwicklung und New Public Management, St. Gallen, 1996, S. 7.
3 Vgl. ChristophReichard,NeueAnsätzederFührungundLeitung, in: KlausKönig, HeinrichSiedentopf(Hrsg.),

Öffentliche Verwaltung in Deutschland, Baden-Baden, 1996 / 97, S. 646.
4 Vgl. Detlef Müller-Böling, Zur Organisationsstrukturvon Universitäten,in: Die Betriebswirtschaft,5 / 1997,

S. 603 – 614;BarbaraSporn,Universitätenim Wandel: AnpassungsprozessevonHochschulenaneinedynamische
Bedingungslage;DiskussionspapierpräsentiertbeimWorkshop zur GründungeinerWissenschaftlichen Kommis-
sion »Hochschulmanagement«im Verband der Hochschullehrerfür Betriebswirtschaft,1998,S. 5f. Dort finden
sich auch weiterführende Literaturhinweise.
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die deutscheHochschulecharakteristischendualenVerwaltungsstruktur. DieserDualis-
musist in der verfassungsrechtlichgarantierten,institutionell zu verstehendenWissen-
schaftsfreiheit(Art. 5 Abs. 3 GG) begründet,die einenverwaltungsautonomenBereich

5akademischer Selbstverwaltung voraussetzt.
     Die Aufzählung machtdeutlich, daßdie Entwicklung von Zielvereinbarungenauf
Fachbereichsebene eineReihevon Besonderheitender Hochschulorganisation,ihrer
Organisationskulturund rechtlichenRahmenbedingungenberücksichtigenmuß. Eine
ausdrücklicheAnpassungderim RahmendesNewPublicManagemententwickeltenRe-
formansätzeundInstrumentarienist daherunerläßlichundelementareVoraussetzung
für die Akzeptanzund damit den langfristigenErfolg von Reformprozessenin Hoch-
schulen.

4  Projektverlauf

Auf der Grundlageder vorangegangenenAusführungen wird deutlich,daßdie Projekt-
partnerim Hinblick auf die UmsetzungdesProjektzieles, nämlichein neuesVerhältnis
von individueller und korporativerAutonomie an der Hochschuledurch Zielvereinba-
rungenzu realisieren,gemeinsamein Verfahren entwickelnmußten,weil derartigeOr-
ganisationsentwicklungsmodellefür den Hochschulbereichnoch nicht existieren und
Erfahrungenaus anderenBereichen(öffentliche Verwaltung, Industrie) nur einge-
schränkt herangezogen werden können.
     Die diesbezüglichin der Kooperationsvereinbarung festgelegteArbeitsteilunghat
sichbewährt.Darin ist vorgesehen,daßdasCHE methodischesKnow-howzumProzeß
derOrganisationsentwicklungeinbringtund die UniversitätKaiserslauternin der Frage
derUmsetzungberät.Die Verantwortung für die Definition der im RahmendesOrgani-
sationsentwicklungprozessesfestzulegendenZiele und Zielvereinbarungenliegt bei der
Universität.Dadurchwird dem Gebotder verfassungsrechtlichgarantiertenSelbstver-
waltung in akademischen Angelegenheiten Rechnung getragen.
     Die Zielvereinbarungenwerdenin einemmehrstufigenOrganisationsentwicklungs-
prozeßvorbereitet.DieserProzeßbeinhaltetzahlreicheElementestrategischerPlanung
in Hochschulen, insbesondere
– die Analyse der Stärken und Schwächen, Chancen und Risiken,
– die Entwicklung strategischer Optionen und

6– die Bewertung und Priorisierung der einzelnen Optionen.
Die Erarbeitungder inhaltlichenGrundlagenfür Zielvereinbarungenfolgte diesenPha-
sen strategischer Planung. Folgende Arbeitsmethoden kamen zum Einsatz:

               
5 Zum Rechtscharakterder deutschenHochschulevgl. Thomas Oppermann,Selbstverwaltungund staatlicheVer-

waltung, in: Chr. Flämig u. a. (Hrsg.), HandbuchdesWissenschaftsrechts, Zweite Auflage, Berlin, 1996,Bd. 1,
S. 1009 – 1038.

6 Die MethodologiestrategischerPlanungsansätzein Hochschulenist ausführlichbeschriebenin: Detlef Müller-
Böling, ErhardKrasny, StrategischePlanungandeutschenHochschulen,in: DetlefMüller-Böling, LotharZechlin
u. a. (Hrsg.), Strategieentwicklung an Hochschulen. Konzepte – Prozesse – Akteure, Gütersloh, 1998, S. 13 – 47.
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– eineumfassende, zwischenCHE und denFachbereichen abgestimmteInformations-
und Kommunikationsarbeit mit dem Ziel, möglichst viele Fachbereichsangehörige
über den laufendenProzeß,seineZiele und (Zwischen-)Ergebnissezu informieren
und Gelegenheiten zum persönlichen Mitwirken an der Umsetzung zu eröffnen;

– moderierteWorkshops für die Fachbereichsangehörigen, in denenvon denFachbe-
reichsangehörigendie inhaltlichenGrundlagenfür Zielvereinbarungenund ihre an-
schließende Umsetzung im Fachbereich erarbeitet werden;

– BeratungdurchdasCHE in Fragender Operationalisierungder Zielvereinbarungen,
einschließlichderÜberprüfungderZielerreichungundderGestaltungdesKontraktes
zwischen Fachbereich und Hochschulleitung.

Zur Informations- und Kommunikationsarbeit

Eine möglichstumfassendeInformations-und Kommunikationspolitik hat im Rahmen
der beschriebenenOrganisationsentwicklungsprozessehöchstePriorität. Dadurchkann
einemöglichsthoheTransparenz in bezugauf die im Fachbereich ablaufendenZielfin-
dungs-undEntscheidungsprozessehergestelltwerden,die wiederumVoraussetzung für
die Akzeptanzder darausresultierendenKonsequenzen im Zuge der Umsetzungder
Zielvereinbarungen ist.
     DieInformations-undKommunikationsarbeit auf Fachbereichsebene begannmit der
PräsentationdesProjektesim ZugederAnsprachepotentiellinteressierterFachbereiche.
DiesePräsentationfand im Fachbereich MaschinenbauundVerfahrenstechnik im Rah-
men einer SitzungdesFachbereichsrats statt, im Fachbereich Architektur, Raum-und
Umweltplanung, BauingenieurwesenwurdedazueinefachbereichsöffentlicheAnhörung
veranstaltet,auf die Professoren,Mitarbeiter und Studierendedurch persönlicheAn-
schreibenbzw. durchAushänge im Fachbereichsgebäude aufmerksamgemachtworden
waren.In beidenFällenbeschloßder Fachbereichsrat im Anschlußan die Vorstellung
die Teilnahme am Projekt.
     Nachdemdie Teilnahme der Fachbereiche Maschinenbauund Verfahrenstechnik
bzw. Architektur, Raum-undUmweltplanungundBauingenieurwesenfeststand,wur-
den in beidenFachbereichen die Erwartungenkonkretisiertund wurde der Projektab-
lauf zeitlich strukturiert.An diesenGesprächenwarenin derRegelderDekanundder /
die Dekanatsgeschäftsführereinerseitsund die MitarbeiterdesCHE andererseitsbetei-
ligt.
     ImZugederStärken-undSchwächenanalysewurdengemeinsammit denbeteiligten
Fachbereichen schriftlicheBefragungender Mitarbeiterund Studierendenin denFach-
bereichendurchgeführt.In einemFachbereich fand zusätzlicheine schriftliche Befra-
gungderAbsolventender letztenzehnAbsolventenjahrgängestatt.NebendemZiel, In-
formationenfür den Einstieg in die fachbereichsinterneDiskussionüber Stärkenund
Schwächenzu erhalten,wurdedenBefragtenin einemBegleitschreibenderZusammen-
hangzwischenderBefragungunddemProjektzurFachbereichsentwicklung durchZiel-
vereinbarungenerklärtunddie Möglichkeit angeboten,sichanderStärken-undSchwä-
chenanalyse im Rahmen der Workshops zu beteiligen.
     Auf dieseWeise konnteninsbesondereStudierendezur Mitarbeit im Projektgewon-
nenwerden,die im RahmenherkömmlicherEntscheidungsverfahrenauf Fachbereichs-
ebenekeineMöglichkeit zur unmittelbarenMitwirkung haben.Die Ergebnissesämtli-
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cherBefragungenwurdenvom CHE in anonymisierterForm ausgewertet,dokumentiert
und den beteiligten Fachbereichen zur Verfügung gestellt.
     AlsergänzendesInformationsinstrumentwurdenvon allenWorkshops Protokollefür
die Fachbereichsöffentlichkeit angefertigt.

Zu den Workshops

In denWorkshops wurdendie inhaltlichenGrundlagenfür Zielvereinbarungenund ihre
anschließendeUmsetzungim Fachbereich erarbeitet.Dabeihandelteessich um mode-
rierte zweitägigeZusammenkünfteder Fachbereichsangehörigen in variierenderZu-
sammensetzung, in der Regel an einem Ort außerhalb der Universität.
     Da die herkömmlichegruppenparitätischeZusammensetzungvon Planungs-und
Entscheidungsgremienim Hochschulbereichim Rahmender Workshops bewußtauf-
gehobenwurde, wurde ein flexibler Ansatz für die personelleZusammensetzungder
Workshopsentwickelt,dereinerseitsInnovationspotentialeim Fachbereich mobilisieren,
andererseitsauchdie für die ErarbeitungstrategischerOptionennotwendigeVertrauens-
basisund Offenheit im GedankenaustauschunterdenTeilnehmern sicherstellensollte.
Deshalbwurden für Studierendeund wissenschaftlicheMitarbeiter des Fachbereichs
bzw. für Professorenin der AnalysephasegetrennteWorkshops organisiert,die unter
externer Moderationstattfanden.DadurchsolltensichdieFachbereichsangehörigen ganz
auf die inhaltliche Dimensionihrer Arbeit konzentrierenkönnen,»ohneauf die Zeit,
äußereBedingungen,auf ihreWirkung aufKollegen undderenReaktionRücksichtneh-
men zu müssen.[...] Der Nutzender externen Moderationwurde währendder Work-
shopsniemalsexplizit angezweifeltund in den späterenEvaluationsphasenals unab-

7dingbareVoraussetzung einesderartigenProzesseshervorgehoben.«Die Trennung der
Gruppenin derEingangsphasedientedazu,die Fachbereichsangehörigen mit derneuen
DiskussionskulturvertrautzumachenundAkzeptanzfür denweiterenProzeßherzustel-
len.Die ErgebnissederWorkshops wurdenjeweilsvon denModeratorenzusammenge-
faßt, mit den Workshopteilnehmern rückgekoppeltund danachzur Information dem
Fachbereich zurVerfügung gestellt.Aufbauend aufderAnalysefandendieEntwicklung
strategischerOptionensowiederenBewertungundPriorisierungin einemweiterenziel-
bildendenWorkshop statt,andemStudierende, MitarbeiterundProfessorengemeinsam
teilnahmen.
     Der modulareAnsatz einesmehrstufigenOrganisationsentwicklungsprozessesmit
aufeinanderbezogenenWorkshopsermöglichteesdabei,dieunterschiedlicheGrößeund
Zusammensetzung von Fachbereichen angemessen zu berücksichtigen.

               
7 Bernd Gasch,Organisationsentwicklungan Hochschulen– Konzepte und ErfahrungeneinesModerators, in:

Detlef Müller-Böling, LotharZechlinu. a. (Hrsg.), StrategieentwicklunganHochschulen.Konzepte – Prozesse–
Akteure, Gütersloh,1998,S. 276. Prof. Dr. BerndGasch,OrganisationspsychologeanderUniversitätDortmund,
derdie Professorenworkshopsin derEingangsphaseunddie zielbildendenWorkshops moderierte, gehtin diesem
Beitragausführlichauf die demProjektzugrundeliegendeWorkshop-Konzeption, die Rolle desModeratorsund
die angewandten Moderationstechniken ein.
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Zur Beratung im Hinblick auf die Operationalisierung der Zielvereinbarungen
einschließlich der Überprüfung der Zielerreichung und zur Gestaltung
des Kontraktes zwischen Fachbereich und Hochschulleitung

Im Rahmender zielbildendenWorkshops in denbeidenFachbereichen regtedasCHE
an,die in denArbeitsgruppenentwickeltenOptionenalsProjektezuverstehen.DerPro-
jektansatzwar gedachtals Hilfsmittel zur Operationalisierungder strategischenOptio-
nen. In vom CHE entworfenenProjektformularensollten die ArbeitsgruppenZiele,
Inhalte, Verantwortliche, Beteiligte, Ressourcenund einzelneAufgaben (zur Zielerrei-
chung) beschreiben.
     Auf dieserverschriftlichtenGrundlage, die im AnschlußandenzielbildendenWork-
shopzwischendenArbeitsgruppenund demCHE hinsichtlichder Vollständigkeit der
daringemachtenAngabenrückgekoppeltwurde, legtendie Fachbereiche die in einerer-
stenImplementationsphaseumzusetzendenProjektedurcheinenBeschlußdesFachbe-
reichsrats fest.
     EsseiandieserStellenocheinmalhervorgehoben,daßim RahmenderKonkretisie-
rung und Operationalisierungder ProjektekeineinhaltlicheBewertungdurchdasCHE
vorgenommenwurde;eswurdenlediglich Anregungengegeben,»realistisch«erschei-
nendeZiele in Aussicht zu nehmenund in der erstenUmsetzungsphasenicht zu viele
undzu komplexe Projekteauf einmalzu beginnen.Auch wurdenAnregungengegeben,
aufwelcheWeise in einzelnenProjektenvonvornhereinsichergestelltwerdenkann,daß
eine Überprüfung der Zielerreichung zu einem späteren Zeitpunkt stattfinden kann.
     DerFachbereichsratsbeschluß war Grundlagefür die GestaltungdesKontraktes zwi-
schenFachbereich und Hochschulleitung. Im Zugeder PlanungdesProjekteswar zwi-
schenden Fachbereichen und der HochschulleitungÜbereinstimmungdarübererzielt
worden,daßder Kontrakt keine generellenRessourcenzuweisungendurch die Hoch-
schulleitungvorsehenkann.Vielmehr müsseauf derGrundlagedereinzelnenim Fach-
bereichinitiierten Projektevereinbartwerden,in welcherWeise die Hochschulleitung
dieEntwicklungsanstrengungenderFachbereichemateriellundimmateriellzuunterstüt-
zenin der Lagesei.Darauswird ersichtlich,daßdie Kontrakte im derzeitigenStadium
keine Verträge sind, und die Hochschulleitungüber keinerlei formelle Sanktionsmög-
lichkeitengegenüberdenFachbereichen im Hinblick auf die Durchsetzungder verein-
bartenZiele verfügt.Dennochsind sich alle Beteiligten– infolge der im Vorfeld abge-
laufenenProzesseundderdarausresultierendenMotivation undErwartungen– bewußt,
daßein hohesMaßanVerbindlichkeit undindividuellerVerantwortlichkeit in bezugauf
die Umsetzung einzelner Projekte erzielt wurde.

Zur Bewertung des Projektverlaufs

Im Hinblick auf die BewertungdesbisherigenProjektverlaufsist festzuhalten,daßsich
dervondenProjektpartnerngewählteAnsatzbewährthat,statusgruppenübergreifenddie
Fachbereichsentwicklung zudiskutieren,Zielvorstellungenzuentwickelnsowiein Form
einzelner Projekte zu konkretisieren und zu operationalisieren.
     Inbezugauf die GestaltungdesKontraktes zwischenFachbereich undHochschullei-
tung mußhingegenfestgehaltenwerden,daßdie ursprünglicheIntentioneinerweitge-
hendverbindlichenZielvereinbarungnochnicht optimal umgesetztwerdenkonnte, da
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wederpositivenochnegativeformaleSanktionsmöglichkeitenbestehen.Die im Prozeß
aufgebaute, informelleVerbindlichkeit hängtsomitstarkvoneinzelnenPersönlichkeiten
ab und ist nicht institutionell verankert.
     Damitwird auchdeutlich,daßmandie eingangsformuliertenProjektziele, wie sich
im LaufedesProjektesherausgestellthat,nichtmit ein-unddemselbenInstrumentreali-
sierenkann.DasProjektziel»Koordination durchZielvereinbarungen«war mit demge-
wähltenVerfahren nicht in gleicherWeise realisierbarwie dasProjektziel»Entwicklung
alternativerVerfahren derEntscheidungsfindungaufFachbereichsebene«. Dahererfolgte
im Verlauf desProjekteseineKonzentration auf die zweiteZielsetzung, die in hohem
Maße erfüllt werden konnte.
     DieSchwierigkeit,die Koordination zwischenHochschulleitungund Fachbereichen
im Rahmenvon Zielvereinbarungenin die bestehendeRealverfassungderHochschulen
einzubettenundzu institutionalisieren,wird nurdannüberwundenwerdenkönnen,wenn
esgelingt,die Voraussetzungen auf derEbenederHochschulleitungfür die Gestaltung
einesauchformal verbindlichenKontraktes zu konkretisieren.Diesbedeutet,daßdie im
Projekt entwickeltenAnsätzeder Koordination durch Zielvereinbarungensowohl im
Hinblick auf die GestaltungdiesesProzessesalsauchdie Formalisierung seinesErgeb-
nissesvertieft und weiterentwickeltwerdenmüssen:Für den zwischenFachbereichen
und HochschulleitungnotwendigenVerhandlungsprozeß müssen– analogzur Fachbe-
reichsebene– alternativeVerfahren der Verhandlungsführung, Entscheidungsvorberei-
tung und Entscheidungsfindungerarbeitetwerden,die denDialog zwischenFachberei-
chenund Hochschulleitungim Vorfeld der Zielvereinbarungenstärkergewichtenund
dasErgebnisdiesesVerhandlungsprozesses, nämlichdieZielvereinbarungenselbst,noch
deutlicherim BewußtseinderanderVerhandlung beteiligtenVerantwortlichen alseine
gemeinsameVerantwortung im Hinblick aufdieHochschulentwicklung, dieauchformal
beiden Seiten Rechte und Pflichten bezüglich ihrer Umsetzung zuordnet, verankern.

5  Fazit und Ausblick

Als wesentlicheErkenntnissebleibenfestzuhalten,daßZielvereinbarungensich einer-
seitsalstauglichesInstrumentfür Hochschulenerwiesenhabenunddaßandererseitsder
individuelleZuschnittderRegelungenauf die anwendendeInstitutionvon zentralerBe-
deutungist. Die Verfahrensregeln desZielvereinbarungsprozessesbestimmendieErgeb-
nisseder Vereinbarungen; wählt man beispielsweise– wie in Kaiserslautern– einen
bottom-up-Ansatz,alsoeinenZielbildungsprozeßvon untennachoben,so ist klar, daß
dievereinbartenZielesehrfachbereichsspezifischsindunddasAugenmerk nichtsosehr
auf der koordinierendenFunktion liegen kann. Dazu bräuchteman einenProzeßder
Zielvereinbarungmit stärkerentop-down-Elementen,also deutlicherenImpulsenvon
SeitenderHochschulleitung. JenachverfolgtemZweckkanndieempfohleneAusgestal-
tung desZielvereinbarungsprozessesvöllig unterschiedlichaussehen.Das Verfahrens-
designist kein triviales Problem,sondernder entscheidendeFaktor für denErfolg der
Einführung von Zielvereinbarungen.
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